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... aber ohne Putin
Wie Russlands Präsident sein Land isoliert und in eine 
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EDITORIAL

der Anfang ist gemacht! Der erste „neue  
Bayernkurier“ ist auf dem Markt, die Umstel-
lung von der Wochenzeitung auf das Monats-
magazin geglückt. An dieser Stelle gleich mal 
ein herzliches Dankeschön an das gesamte 
Team, das diesen Kraftakt in den vergange-
nen Wochen gestemmt hat!

Diese erste Magazinausgabe ist Erinne-
rung und Neustart zugleich. Wir blicken 
zurück auf die vergangenen 65 Jahre, in 
denen sich der Bayernkurier zu einer star-

ken und unverwech-
selbaren Marke ent-
wickelte, die sich zu 
seinen besten Zeiten 
sogar bundesweit Ge-
hör verschaffte. Daran 
möchten wir anknüp-
fen und im Bewusst-
sein der veränderten 
ge s e l l s c h a f t l ic hen 
Rahmenbedingungen 
auch mit einer neuen 
Grundtonalität in die 
digitale Zukunft auf-
brechen. 

Die Revolution der 
Medien macht auch 
vor Traditionsblättern 
nicht halt, der welt-
weite Medienwan-
del stellt die gesamte  
Branche vor unglaub-
liche Herausforderun-
gen. Und das ist erst 
der Anfang! Die Digi-

talisierung wird unseren Alltag, unser Leben 
zunehmend verändern – darin sind sich die 
Experten einig. Aber keiner von ihnen weiß 
so genau, wohin die Reise wirklich gehen 
wird. Wenn man bedenkt, in welch vergleich-
bar kurzer Zeit aus den kleinen Start-ups im 
kalifornischen Silicon Valley global agieren-
de und vor Geld strotzende Giganten wur-
den, kann man nur erahnen, was da noch 
alles auf uns zukommen mag. Facebook, 
Google & Co. haben nicht nur die Informa-
tionsgewohnheiten in weiten Teilen unse-

rer Gesellschaft grundlegend 
verändert, sie haben auch eine 
enorme Machtfülle erreicht. 

Wer in Zeiten dieses rasant an 
Fahrt gewinnenden Medien-
wandels stehen bleibt, hat verlo-
ren – so klar und  deutlich muss 
man es leider sagen. Deshalb ist 
auch die grund legende Neu-
aufstellung des Bayern kuriers 
unausweichlich. Er steht ab so-
fort auf drei zeitgemäßen und 
zukunftsorientierten Säulen: ei-
nem hochwertigen Monatsmagazin, das 
Raum zur inhaltlichen Vertiefung und Erklä-
rung bietet, einem neuen Online-Angebot 
auf www.bayernkurier.de, das deutlich 
schneller als bislang auf die aktuellen Ereig-
nisse eingehen wird, und den sozialen Netz-
werken, die eine immer größer wer dende Be-
deutung bei der Informationsvermittlung 
spielen. Mit diesen und mit unserer neuen 
Bayernkurier-App für iPhone und iPad wol-
len wir verstärkt auch wieder jün-
gere Zielgruppen erreichen. 

Wir haben also vor und hin-
ter den Kulissen einen intensi-
ven Reformprozess gestartet, 
um den Bayern kurier zu einem 
zukunftsfähigen Medienhaus 
weiterzuentwickeln. Seine gro-
ße Chance liegt im Erklären der immer 
komplexer werdenden gesellschaftlichen 
Themen und der damit einhergehenden po-
litischen Entscheidungsprozesse. Verständ-
nis schafft Vertrauen.

Wie gesagt, der Anfang ist gemacht – jetzt 
gilt es, den Bayernkurier auf allen drei Aus-
spielwegen beständig weiterzuentwickeln. 
Ich darf mich für Ihre konstruktive Beglei-
tung der Neuaufstellung herzlich bedanken 
und wünsche viel Freude beim Lesen unse-
res ersten Magazins!

Mit besten Grüßen

Ihr Marc Sauber 
Chefredakteur

Liebe Leserinnen 
und Leser,
liebe Freunde des 
Bayernkuriers,
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Anmaßender Zoll
„Leserbriefe: Der Zoll ist nicht 
schuld“, 
Bayernkurier vom 2. Mai:

Hierzu möchte ich doch aus ei-
gener Erfahrung als Geschäfts-
führer einer ortsansässigen 
Wohnbaugesellschaft Folgendes 
berichten: Auf einer Baustelle 
am schönen Tegernsee, wo aus-
schließlich einheimische, be-
kannte Firmen beschäftigt sind, 
die sich aufgrund ihrer und un-
serer Ortsansässigkeit nie im Le-
ben erlauben würden, Schwarz-
arbeit zuzulassen, haben wir in 
vier Monaten drei Zollprüfungen 
gehabt, die letzten 20 Jahre üb-
rigens eine Routineprüfung. Im 
Jahre 2006 haben wir zuletzt ei-
nen Bauhelfer für 8,50 Euro die 
Stunde vom Arbeitsamt vermit-
telt bekommen, aktuell arbei-
tet niemand unter 16 Euro net-
to, und das ist hier auch jedem 
bekannt, der nicht hinter dem 
Mond lebt. Das Auftreten der 
Zollbeamten ist respektlos und 
anmaßend gewesen. Die Bau-
stelle stand jeweils einen hal-
ben Tag still, etwa zehn Arbeiter 
wurden von der Arbeit abgehal-
ten, der Schaden liegt bei etwa 
10.000 Euro inklusive Verzug. 
Es ist ganz offensichtlich, dass 
die großen Machtbefugnisse der 
Beamten dazu verleiten, entspre-
chend anmaßend aufzutreten, 
und es ist ebenso offensichtlich, 
dass durch mindestens zwei un-
nötige Kontrollen die Daseinsbe-
rechtigung von 1.600 zusätzlich 
geforderten Beamten dokumen-
tiert werden soll. Die Verantwor-
tung mag bei der Politik liegen, 
und bis zu einer Nachbesserung 
sollte die geforderte Dokumen-

tationspflicht „ruhen“, aber Zahl 
und Art der Ausführung liegen 
bei der Behörde und den Beam-
ten selbst.

Michael Forster
Ortsverband CSU Gmund am 
Tegernsee, geschäftsführen-
der Gesellschafter GRUND & 

WOHNEN GmbH, 83703 Gmund

Volksabstimmung in 
ganz Deutschland
„Sechs oder acht Bundesländer 
sind genug“,  
Bayernkurier vom 2. Mai:

Es ist schön, dass sich wieder ein-
mal jemand mit dem Thema be-
fasst. Ich kenne es seit Mitte der 
70er Jahre. Wenn man sich, wie 
Rainer Meier, mit diesem heiklen 
Thema befasst, dann sollte man 
auf der rationalen Seite überle-
gen, welche kleinen Bundeslän-
der wirklich Probleme machen. 
Das sind meines Wissens das 
Saarland, Bremen und Berlin.
Aber sehen wir mal die emotio-
nale Seite: Ein Bundesland ab-
zuschaffen ist fast unmöglich, 
denn man kriegt in der vorge-
schriebenen Volksabstimmung 
niemals die erforderliche Mehr-
heit zusammen. Das ist schon 
im Fall von Berlin und Branden-
burg gescheitert, die Mehrheit 
der Brandenburger war dagegen. 
Rein zufällig sind das Saarland 
und Bremen Mehrheitsbeschaf-
fer der linken Parteien im Bun-
desrat. Schon aus diesem Grund 
wird es keine Mehrheit für eine 
Zusammenlegung geben. 
Eine Veränderung ist meiner 
Meinung nach ohne eine Ände-
rung am Grundgesetz nicht mög-
lich: Die anderen Bundesländer, 
die ja im Länderfinanzausgleich 
zahlen dürfen, müssten an der 
Entscheidungsfindung betei-
ligt werden. Am besten wäre al-
so  eine Volksabstimmung über 
die ganze Bundesrepublik. Oh-
ne dies erscheint mir ein Ausweg 
nicht denkbar.

 Johannes Fischer
91367 Weißenohe

Mehr Kontrollen 
„Vom Lkw gefallen“,  
Bayernkurier vom 2. Mai:

Man soll die Grenze wieder 
schließen und wieder Kontrol-
len ausführen. Dann geht es viel-
leicht besser. Heute wird ein Au-
to geklaut, und Stunden später 
sind die ins Ausland, viele nach 

Polen-Litauen und so weiter. Ich 
war selbst Lkw-Fahrer und fühl-
te mich nicht mehr sicher auf den 
Parkplätzen in Europa. Überall 
wird man nachts wachgehalten. 
Oder man muss auf bewachten 
Parkplätzen stehen, aber vie-
le sind zu teuer. Ich hoffe, dass 
mehr Kontrollen an Autobahnen 
nachts auf Parkplätzen von der 
Polizei oder der Aufsicht vorge-
nommen werden. Vielen Dank, 
ein Lkw-Fahrer aus Holland.

G. M. Ruiling
7325zj Apeldoorn, 

Niederlande

Kommende Konflikte
„Empörung über die   
Empörten“, 
Bayernkurier vom 25. April:

Je mehr Flüchtlinge aus un-
terschiedlichen Kulturen und 
Krisenländern bei uns aufge-
nommen werden, desto mehr 
Konflikte und Gewalttaten wer-
den wir durch diese Menschen 
erleben. Notwendig wird seitens 
der Politik die Festlegung eines 
begrenzten Flüchtlingskontin-
gents, idealerweise nur aus ei-
nem Kriegsgebiet. Niemandem 
ist mit einer Destabilisierung un-
serer Gesellschaft gedient. Eine 
wahllose und unbegrenzte Auf-
nahme von Flüchtlingen quer 
durch alle Kulturen wird aber 
genau dazu führen, wie ernst zu 
nehmende Bevölkerungswissen-
schaftler ermittelt haben. 

Helma Schadel
 91080 Spardorf

Österreich wie Italien 
„Niemand hat uns je gefragt, 
wer wir sind“,  
Bayernkurier vom 25. April:

In den Salzburger Nachrichten 
vom 27. April (Seite 13) war zu 
lesen, dass erst kürzlich in Inns-
bruck ein Reisezug mit 74 Flücht-
lingen aus Eritrea gestoppt wor-
den war. Die Gruppe wurde am 
Freitag nach Untersuchungen 
auf Krankheiten wieder auf frei-
en Fuß gesetzt. Italien hatte die 
Übernahme der Menschen ver-
weigert. Laut Auskunft der Po-
lizei dürften sie inzwischen in 
München gelandet sein. Soll-
te das die allgemeine Praxis der 
Österreicher sein, möglichst vie-
le Flüchtlinge nach Deutschland 
abzuschieben? 

Gerhard Klimpel
83435 Bad Reichenhall
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UMFRAGE

Große Zustimmung zum Betreuungsgeld 

Bundesweit ist jeder Zweite 
der Auffassung, das Betreu-

ungsgeld, sei eine gute Maßnah-
me zur Unterstützung der Eltern. 

In Bayern sind 62 Prozent dieser 
Meinung. Bei jüngeren Men-
schen kommt das Betreuungs-
geld in Höhe von 150 Euro pro 
Monat für Eltern, die ihr Kind 
im zweiten und dritten Lebens-
jahr zu Hause betreuen möch-
ten, besonders gut an. 62 Prozent 
der 18- bis 29-Jährigen finden 
die Maßnahme gut. Unter den 
Parteianhängern findet das Be-
treuungsgeld vor allem bei den 
CDU/CSU-Anhängern (60 Pro-
zent) Zustimmung. Die gerings-
te Zustimmung erfährt die Maß-
nahme bei Anhängern der AfD 
(29 Prozent) und bei Grünen-An-
hängern (35 Prozent).

Eltern, die ihr Kind im zweiten und dritten Lebensjahr lieber zu Hause betreuen möchten, anstatt es in eine Kita zu  
geben, erhalten vom Staat ein Betreuungsgeld in Höhe von 150 Euro pro Monat. Halten Sie das Betreuungsgeld für eine  
gute Maßnahme zur Unterstützung der Eltern oder nicht?

BAYERNKURIER   9

Ja, das ist eine gute Maßnahme
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Die Sorge vor einer 
Massenzuwanderung steigt

Aufgrund der vielen Flüchtlinge rechnet man dieses Jahr mit bis 
zu 400.000 Asylanträgen in Deutschland. Wie sehen Sie das? 
Bereitet Ihnen der Anstieg von Asylanträgen eher große Sor-
gen oder eher nicht so große Sorgen?

Die Bundesregierung rechnet dieses Jahr mit bis zu 
400.000 Asylanträgen. 41 Prozent der Deutschen macht 

das bereits jetzt große Sorgen. Tendenz steigend. Dabei gilt: 
Je höher das Bildungsniveau, desto niedriger fällt der Anteil 
derjenigen aus, die sich deswegen sorgen. Während rund je-
der Zweite mit einem Hauptschul- oder Realschulabschluss 
angibt, sich große Sorgen zu machen, ist von den Befragten 
mit Abitur jeder Vierte beunruhigt. Bei den AfD-Anhängern 
sind es 82 Prozent.
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CSU liegt weit vorn 
Wen würden Sie am Sonntag wählen?
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 Nordkoreas „Oberster Füh-
rer“ weitet seine Schre-
ckensherrschaft aus. Mit 
einer Verhaftungswelle 

und der Hinrichtung zahlreicher 
Regimekritiker hat Kim Jong-un in 
den vergangenen Monaten Südko-
reas Schlagzeilen beherrscht. Der 
kommunistische Diktator hat da-
bei auch mehrere hochrangige Wi-
dersacher aus den Reihen der Re-
gierung hinrichten lassen. Wer 
die Politik des jungen Machtha-
bers auch nur ansatzweise kriti-
siert, wird brutal verfolgt, gefoltert 
oder in Vernichtungslagern umge-
bracht. Die südkoreanische Nach-
richtenagentur Yonhap berichtete, 
dass unter den Hinrichtungsop-
fern auch zwei Vizeminister gewe-
sen seien. Sie hätten sich über Kims 
Anweisungen beklagt. 

Die Kim-Dynastie beherrscht 
das Land seit mehr als sechs Jahr-
zehnten mit eiserner Hand. Auch 
Kims Vater und Großvater ließen 
Kritiker gnadenlos aus dem Weg 
räumen. Kim übernahm nach 
dem Tod seines Vaters Kim Jong Il 
im Dezember 2011 die Macht.  
Zwei Jahre später ordnete er sogar 
die Hinrichtung seines eigenen On-
kels Jang Song Thaek an, der ihm zu 
einflussreich geworden war.

Für Kim Jong-uns Lebensleis-
tung gibt es in Nordkorea jetzt so-
gar ein eigenes Unterrichtsfach. 
Lehrer sollen den Schülern sei-
ne zahllosen Errungenschaften  
vermitteln, damit die wissen, wer 
der Führer ist. Unglaublich, aber 
wahr.                                                         n

DAS WAHRE

Wer kritisiert,
wird getötet
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 Chinesen sind Weltmeister 
im Kopieren. Nun wagen 
sie sich sogar an ein baye-
risches Nationalheiligtum 

heran. In der Sechs-Millionen-Me-
tropole Dalian (eine Flugstunde 
östlich von Peking entfernt) wird 
das Königsschloss Neuschwan-
stein kurzerhand nachgebaut. Ein 
multimillionenschwerer Großbä-
cker kopiert den Traum Ludwigs II. 
Architektonisch ist die Kopie – trotz 
der Türmchen, Giebel und zin-
nenverzierten Mauern – ein wenig 
plump geraten.

Doch Liu Chonghua, 59 Jahre, der 
backende Visionär, ist stolz und zu-
frieden. Er liebt Europas Kultur und 
erspare damit vielen Brautpaaren 
den Flug ins entfernte Deutsch-
land. Vorlage für die gigantischen 
Bauprojekte sind Reiseführer und 
Bildbände – so einfach geht’s in 
China. Aber das Märchenschloss 
hat einiges zu bieten: Es beherbergt 
ein Luxushotel mit 292 Zimmern 
und 29 Suiten mit grandioser Aus-
sicht auf die glitzernde Skyline der 
Megametropole – bayerische Mö-
bel, Spezialitäten und ein Bier aus 
der hauseigenen Brauerei, prächti-
ge Gemälde und glitzernde Lüster 
inklusive. Illustre Gäste, die die Lu-
xus-Präsidentensuite reservieren, 
kostet die Nacht fast 17.000 Euro. 
Aber dafür liegt ihr Neuschwan-
stein auch am Meer.                           n

DAS SCHÖNE

Neuschwanstein
reloaded
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 Stolz schaut der aus dem 
Nordosten Ugandas stam-
mende Lokutaan in die 
Kamera. Der  Zehnjährige 

muss kräftig anpacken, um sei-
nen Eltern bei der Arbeit zu helfen. 
In seiner Familie ist er für die Zie-
gen verantwortlich. Während seine 
Mutter in der kargen Savanne die 
Familie mit Hirseanbau durchbrin-
gen muss, zieht sein Vater ein hal-
bes Jahr lang mit der Rinderherde 
umher. Der Hirtenjunge hat einen 
Traum: Er kann weder lesen noch 
schreiben, will es aber unbedingt 
lernen. „Ich mag meine Ziegen, 
aber Schule fände ich auch richtig 
klasse.“ Denn er weiß: Eine Zukunft 
haben sie alle nur, wenn die Hirten-
familien lernen, Gemüse anzubau-
en – wenn es seiner Mutter gelingt, 
durch eine nachhaltige Landwirt-
schaft ihre Existenz zu sichern. Wer 
den Hunger besiegen will, muss 
seine Ernten, Erträge und Umsät-
ze selbst verwalten können, Schrei-
ben und Rechnen inklusive. Mithil-
fe von Misereor aus Deutschland 
wird Lokutaans Familie nun ge-
holfen, ihre kleine Landwirtschaft 
auszubauen. Seit Jahren unter-
stützt Misereor in Uganda Projek-
te, um der Landbevölkerung einen 
Weg aus Hunger, Armut und Unsi-
cherheit zu zeigen. Lokutaan dankt 
Deutschland und strahlt.                n

DAS GUTE

Danke, 
Deutschland
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Die Weltwirtschaft sowie zentrale Fragen der  
Sicherheits- und Entwicklungspolitik stehen im  
Mittelpunkt des Gipfels. Deutschland kommt  
eine Schlüsselrolle als Friedensstifter zu.

DER 
FRIEDENSGIPFEL 
VON 
ELMAU

Das jährliche Gipfeltreffen der führenden Wirtschafts- 
nationen findet seit 1975 statt, um regelmäßig die wichtigsten 
Weltprobleme zu beraten. Diesmal ist Russland wegen  
der Annexion der Krim nicht geladen. Angela Merkel wird  
die Staatschefs Großbritanniens, Frankreichs, Italiens,  
Japans, Kanadas und der USA in Elmau begrüßen. Der G7- 
Gipfel fand bereits fünf Mal in Deutschland statt, 1978 und 
1985 in der damaligen Hauptstadt Bonn. Das wiedervereinigte 
Deutschland war 1992 in München, 1999 in Köln und 2007  
im Seebad Heiligendamm Gastgeber.
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 Der G7-Gipfel von Elmau 
findet in bewegten 
Zeiten statt. In der Uk-
raine schwelt ein Krieg 
mit Russland, im Mit-

telmeer vollzieht sich eine dra-
matische Massenflucht, der Na-
he Osten steht in Flammen. Eine 
Kette von Kriegen vom Irak über 
Syrien bis zum Jemen überzieht 
Arabien, die neue Terrormacht 
der ISIS erschüttert die Region, 
und die Grenzen des islamischen 
Raums werden zusehends blu-
tig. Das Treffen der wichtigsten 
Staats chefs ist also alles andere 
als ein Schönwettertermin. Dies-
mal geht es um Krieg und Frieden.

Wie nie zuvor fällt Deutsch-
land eine Schlüsselrolle der Ereig-
nisse zu. Nicht bloß als Gastgeber, 
sondern vor allem als potenziel-
ler Friedensstifter. Deutschland 
ist unter der Führung von Ange-
la Merkel und Horst Seehofer zum 
Stabilitäts- und Wohlstandsan-
ker Europas geworden. Während 
Frankreich und Italien mit schwe-
ren inneren Strukturproblemen 
zu kämpfen haben, Südeuropa 

mit Mühe die jüngste Krise über-
windet und Großbritannien seine 
europäische Rolle hinterfragt, ist 
Deutschland zur unbestrittenen 
Führungskraft des Kontinents 
geworden. Wegen seiner großen 
wirtschaftlichen Kraft, aber auch 
wegen seiner Verlässlichkeit.

Der Bundesrepublik fällt ins-
besondere im Ukraine-Konflikt 
die Funktion eines Brückenbau-
ers zu. Das militante Vorgehen 

Russlands auf der Krim und in 
der Ukraine muss eingehegt wer-
den; zugleich aber darf der Ge-
sprächsfaden nach Moskau nicht 
abreißen. Aufgrund der engen 
deutsch-russischen Beziehungen 
gelingt es der Bundesregierung, 
dem Friedensprozess immer wie-
der eine neue Schneise zu öffnen. 
Der G7-Gipfel ist dabei eine Zäsur. 
Denn Russland ist – wegen seiner 
Aggressionen – nicht mehr mit 

von der Partie. Aber Russland 
soll in den Kreis alsbald zurück-
kehren. Eine Friedensordnung in 
Europa gelingt perspektivisch nur 
mit Russland. Die deutsche Stra-
tegie – die von Angela Merkel und 
Horst Seehofer konsequent ver-
folgt wird – bedeutet, dass man 
Grenzen aufzeigt, sanktioniert, 
sich mit Osteuropa solidarisiert, 
aber eben auch nach neuen Frie-
denslösungen sucht.

Deutschland 
kommt bei die-
sem Gipfel eine 
Schlüsselrolle zu, 
auch weil Angela 
Merkel und Horst 
Seehofer für wirt-
schaftlichen Er-
folg, politische 
Stabilität und kla-
re Orientierung 
sorgen.
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Eine ähnliche Doppel-Strate-
gie verfolgt Deutschland auch in 
der Euroschuldenkrise. Einerseits 
ist die Bundesrepublik solida-
risch, hilft und finanziert in Kri-
senlagen. Andererseits wird eine 
Soliditäts- und Reformpolitik in 
Europa eingefordert, damit der 
Kontinent nicht im Schuldensozi-
alismus versinkt. Das fügt sich in 
die globale Wachstums- und Sta-
bilitätsinitiative der G7-Staaten, 
sodass Deutschland den euro-
päischen Zug gewissermaßen in 
eine bessere Zukunft zieht.

Deutschland steht zugleich im 
Mittelpunkt des aktuellen Flücht-
lingsdramas. Kein Land nimmt 
so viele Asylanten aus Afrika und 
dem Nahen Osten auf. Kein Land 
zahlt so viel für die akute Nothil-
fe. Das Drama der Bürgerkriege 
im Nahen Osten und in Nordafri-
ka wird die G7-Gruppe insgesamt 
fordern. Es braucht einen Master-
plan für die Befriedung des Nahen 
Ostens und für die Entwicklung 
Afrikas. Auch die Stabilisierung 
Libyens nach Krieg, Bürgerkrieg 
und dem Zusammenbruch der 
Staatsordnung wird eine wichti-
ge Frage in Elmau sein.

Klimaversicherung geplant
Und auch beim globalen Klima-
schutz fällt Berlin die Rolle der 
treibenden Kraft zu. Deutsch-
land erwartet die Verabschie-

dung verbindlicher Klimaschutz-
ziele. „Der Klimawandel stellt die 
Entwicklungsländer vor enorme 
 Herausforderungen. Zuletzt hat 
der Zyklon Pam viele Inseln im 
Südpazifik zerstört. Der Klima-
wandel kann Entwicklungserfol-
ge mit einem Schlag zunichtema-
chen und stürzt die Menschen in 
neue Armut“, sagte Entwicklungs-
minister Gerd Müller bei der Er-
öffnung der Konferenz in Berlin. 
„Über Klimaziele zu verhandeln 
ist wichtig, aber wir brauchen 
auch konkrete Lösungen. Klima-
risikoversicherungen sind hier 
eine wirksame Möglichkeit, den 
Menschen konkret vor Ort in 
schwierigen Situationen schnell 
zu helfen.“ 

Deutschland strebt gemein-
sam mit den anderen G7-Partnern 
an, den Versicherungsschutz der 
ärmsten Menschen in Entwick-
lungsländern zu erhöhen, um sie 
besser vor den Auswirkungen des 
Klimawandels zu schützen. Von 
den zunehmenden Wetterextre-
men wie Dürre, Hochwasser oder 
Wirbelstürmen sind diese beson-
ders stark betroffen. Klimarisiko-
versicherungen schaffen die Mög-
lichkeit, sich gegen Risiken von 
extremen Wetterereignissen zu 
versichern.

Bisher sind weltweit 100 Milli-
onen Menschen gegen die Folgen 
des Klimawandels versichert. In 

den nächsten fünf Jahren sollen 
500 Millionen Menschen Versi-
cherungsschutz haben, so das 
erklärte Ziel der Initiative. Da-
bei sollen öffentliche Mittel der 
G7-Staaten, aber auch Kapital 
der Privatwirtschaft zum Einsatz 
kommen, um eine möglichst gro-
ße Wirkung zu erreichen.

Insgesamt rückt die Bundes-
republik auch deshalb in die Rolle 
eines aktiven, globalen Friedens-
stifters und Modernisierungs- 
Impulsgebers, weil Deutschland 
in einer starken Verfassung und 
mit stabilen politischen Verhält-
nissen agieren kann. Während 
viele andere europäische Staaten 
noch mit ihren Reformprozessen 
ringen, wirkt Amerika innenpoli-
tisch zerfahren. Der Wahlkampf 
um die Nachfolge von Barack 
Obama hat begonnen, und der 
amtierende Präsident hat keine 
Rückendeckung mehr im Parla-
ment. Die Außenpolitik der USA 
wirkt daher zuweilen unsicher. 
Insbesondere im Konflikt mit 
Russland braucht Amerika daher 
die Orientierungshilfe Europas 
und vor allem von Deutschland. 

Vom G7-Gipfel könnten da-
her neue Impulse in diese Rich-
tung ausgehen. Erwartet wird ein 
Appell an die Konfliktparteien, 
die Friedensvereinbarungen von 
Minsk in vollem Umfang einzu-
halten.

TITEL
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Wertegemeinschaft gefordert
Der Gipfel ist sich in Anbetracht 
der schweren Krisen mehr als an-
dere Treffen zuvor seiner morali-
schen Rolle bewusst. Der Begriff 
der „Wertegemeinschaft“ ist da-
her gezielt in die Diplomatie ein-
geführt. Offiziell heißt es: „Die 
G7-Staaten haben eine besondere 
Verantwortung für die Gestaltung 
der Zukunft unserer Erde. Dazu 
gehört, dass sich die G7 als Wer-

tegemeinschaft für Frieden, Si-
cherheit und ein selbstbestimm-
tes Leben der Menschen einsetzt. 
Freiheit und Menschenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit, Frieden und Sicherheit, 
Wohlstand und nachhaltige Ent-
wicklung sind zentrale Grundsät-
ze der G7.“

Die G7-Staaten als  zentrale 
 Akteure der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen  tragen 

aber auch große Verantwortung 
für verlässliche, nachhaltige 
und tragfähige Bedingungen der 
Weltwirtschaft. Dynamisches 
und nachhaltiges Wachstum in 
Industrie-, Schwellen- und Ent-
wicklungsländern ist besser er-
reichbar, wenn sie sich über 
Grundfragen der wirtschaftli-
chen Entwicklung, des grenz-
überschreitenden Handels und 
über eine effektive Finanzmarkt-
architektur einig sind. Die G7 
wird sich deshalb für stabile Fi-
nanzen, offene Weltmärkte und 
einen funktionierenden Arbeits-
markt einsetzen. Das Thema gro-
ßer Freihandelszonen spielt dabei 
eine Schlüsselrolle. 

Ein wichtiges und mit Blick 
auf das Flüchtlingsdrama beson-
ders akutes Thema wird die Af-
rika-Strategie der G7 sein. Ohne 
eine stabile wirtschaftliche Ent-
wicklung Afrikas drohen eine Völ-
kerwanderung und eine zweite 
Kette von Kriegen. Darum hat auf 

Die Entwicklung 
Afrikas ist ein 
Schwerpunkt-
thema des Gipfels. 
Eine Reihe von  
Regierungschefs 
sind eingeladen, 
um mit den G7- 
Staaten neue Stra-
tegien zu beraten.

/  Bayerns Tor zur Welt: 
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der Tagesordnung von Elmau der 
„Dialog mit afrikanischen Staa-
ten“ einen ungewöhnlich großen 
Raum.

Die G7 will die afrikanischen 
Staaten bei ihren Reformbestre-
bungen unterstützen und so die 
Grundlagen für Frieden und Si-
cherheit, Wachstum sowie nach-
haltige Entwicklung in Afrika 
stärken. Es ist daher vorgesehen, 
die Staats- und Regierungschefs 
vor allem aus afrikanischen Staa-
ten zum zweiten Gipfeltag einzu-
laden. Denn die G7 will die af-
rikanischen Staaten bei ihren 
Reformbestrebungen unterstüt-
zen und so die Grundlagen für 
Frieden und Sicherheit, Wachs-
tum sowie nachhaltige Entwick-
lung in Afrika stärken. Dazu wol-
len die G7-Staaten mit den Gästen 
einen Dialog über gemeinsame 
Herausforderungen und über die 
G7-Schwerpunktthemen führen. 
Die Staats- und Regierungschefs 
folgender Länder haben zugesagt:
•  Äthiopien (Ministerpräsident 

Hailemariam Desalegn),
•  Irak (Premierminister Haider 

al-Abadi),
•  Liberia (Staatspräsidentin Ellen 

Johnson Sirleaf), 
•  Nigeria (designierter Präsident 

Muhammadu Buhari), 
•  Senegal (Staatspräsident  Macky 

Sall), 
•  Tunesien (Präsident Beji Caid 

Essebsi).
Außerdem sind die Vorsitzenden 
folgender Internationaler Orga-
nisationen vertreten: OECD (José 
Ángel Gurría), IWF (Christine 
Lagarde), Weltbank (Jim Kim), 
WTO (Roberto Azevêdo), ILO (Guy 
Ryder) sowie der Vereinten Natio-
nen (Ban Ki-moon) und der Kom-
mission der Afrikanischen Union 
(Nkosazana Dlamini Zuma). n

Afrika  
wird zur 
neuen 
Schlüssel-
frage der  
globalen  
Politik

G7-Ministertreffen
Während der deutschen G7-Präsidentschaft finden  
Ministertreffen statt oder haben bereits stattgefunden:
•  die Außenminister vom 14. bis 15. April 2015  

in Lübeck
•  die Energieminister vom 11. bis 12. Mai 2015  

in Hamburg
•  die Finanzminister vom 27. bis 29. Mai 2015  

in Dresden und
•  die Wissenschaftsminister vom 8. bis 9. Oktober  

in Berlin
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Brennende Barrikaden und Au-
tos, eingeschlagene Schaufenster-
scheiben, geplünderte Geschäfte 
prägten die Straßen.

Diese Entwicklung ist ange-
sichts der unaufhaltsamen Glo-
balisierung der Wirtschaft, der 
ungebändigten digitalen Revolu-
tion und der zunehmenden regio-
nalen sowie lokalen militärischen 
Konflikte mit ihren überborden-
den Flüchtlingsströmen nicht nur 
unverständlich sondern geradezu 
absurd. Alle sieben Staats- und 
Regierungschefs sind demokra-
tisch gewählt. Sie vertreten rund 
eine Milliarde Menschen, denen 
sie verantwortlich sind. 

Sie repräsentieren die wichtigs-
ten Industriestaaten der Welt, die 
mit am meisten vom freien Welt-
handel profitieren. Allgemeiner 
Wohlstand und soziale Gerech-
tigkeit sind in diesen Ländern 
bei allen noch bestehenden De-
fiziten am stärksten entwickelt. 
Und gleichzeitig gibt es nirgend-
wo  einen so ausgeprägten Wider-
stand gegen die G7-Begegnun-
gen, verstärkt dieses Mal durch 
den breiten und diffusen Wider-
stand gegen das Freihandelsab-
kommen (TTIP), das gegenwär-
tig zwischen der EU und den USA 
verhandelt wird.

Und das geschieht in einer Zeit, 
in der solche internationalen Spit-
zenbegegnungen von immer grö-
ßerer Bedeutung sind. Ursprüng-
lich und über viele Jahre hinweg 
ging es bei den G7-Gesprächen 
fast ausschließlich um nationale 
wie internationale Wirtschafts-
themen. Persönliche Beauftragte 
der Staats- und Regierungschefs, 
die sogenannten Sherpas, bereite-
ten umfassende Papiere über die 
aktuellen wirtschaftlichen Pro-

Es gibt 
keine national 
isolierten 
Lösungen mehr

Am 7./8. Juni werden sich 
die Staats- und Regie-
rungschefs der sieben 
wichtigsten demokrati-

schen und marktwirtschaftlich 
organisierten Industriestaaten 
der Welt auf Schloss Elmau zu in-
tensiven Gesprächen treffen. Es 
wird der 41. G7-Gipfel sein, der 
jährlich abwechselnd in einem 
der Mitgliedsländer stattfindet. 
Russland, das seit 1998 eingela-
den war, teilzunehmen, bleibt 
aufgrund der Annexion der Krim 
und der Auseinandersetzungen 
in der Ostukraine weiterhin aus-
geschlossen.

Seit einigen Jahren gleichen 
die Veranstaltungsorte mehr und 
mehr polizeilich, manchmal so-
gar militärisch abgesicherten Fes-
tungen, belagert von tausenden 
Demonstranten und bedroht von 
hunderten gewaltbereiten Chao-
ten. Noch in diesen Tagen verhan-
deln italienische Gerichte die blu-
tigen Ausschreitungen während 
des G8-Gipfels 2001 in Genua. 

Von Horst Teltschik

Warum der GIPFEL wichtig ist
Ohne persönliche Begegnungen entsteht kein Vertrauen  
zwischen den Staatslenkern. 

Horst Teltschik 
koordinierte über 
Jahre hinweg die Po-
litik Helmut Kohls.  
Er war maßgeblich 
an den deutsch-deut-
schen Verhandlun-
gen der Wendezeit 
und der Deutschen 
Wiedervereinigung 
beteiligt. Nach seiner 
politischen Karriere 
war er Geschäftsfüh-
rer der Bertelsmann 
Stiftung und Vor-
standsmitglied der 
BMW AG. Teltschik 
leitete zudem von 
1999 bis 2008 die 
Münchner Sicher-
heitskonferenz.

Für den G8-Gipfel  
in Heiligendamm 
wurde der berühm-
teste XXL-Strandkorb 
der Welt gebaut.
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Warum der GIPFEL wichtig ist

bleme und Perspektiven in den 
jeweiligen Mitgliedsstaaten vor. 
Gleichzeitig erarbeiteten sie Vor-
schläge für erforderliche Refor-
men nicht nur zur Ankurbelung 
der Wirtschaft in den einzelnen 
Ländern, sondern angesichts der 
wachsenden internationalen Ver-
flechtung auch für die Gestaltung 
der weltwirtschaftlichen Ord-
nung. Angesichts der Entstehung 
neuer wirtschaftlicher und poli-
tischer Großmächte, wie sie zum 
Beispiel die BRIC-Staaten reprä-
sentieren, ist eine internationale 
Abstimmung mehr denn je erfor-
derlich. Erreichen die G7-Staaten 
eine gemeinsame Position, erhö-
hen sie ihr Gewicht in den G20-Ge-
sprächen, die Ausdruck der heuti-
gen Globali sierung der Wirtschaft 
und der Gewichtsverschiebung 
der einzelnen nationalen Wirt-
schaften sind.

Weniger wäre mehr 
Seit Anfang der 80er Jahre des 
 vergangenen Jahrhunderts sind 
neue Themen hinzugekommen. 
Es fing vor allem mit Fragen der 
internationalen Sicherheit an. 
Von Jahr zu Jahr erweiterte sich 
die Agenda. Verfolgt man die öf-
fentlichen Erklärungen von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel zum 
bevorstehenden G7-Gipfel, dann 
verstärkt sich der Eindruck, dass 
fast alle Probleme dieser Welt an-
gesprochen werden sollen, sei-
en es die bilateralen, regionalen 
oder multilateralen Freihandels-
vereinbarungen oder die aktu-
ellen Sicherheitsprobleme, an-
gefangen von der Ukraine über 
den Iran bis zu den apokalypti-
schen Geschehnissen im Nahen 
und Mittleren Osten und der Si-
cherheit der internationalen See-
schifffahrt. Ganz zu schweigen 
von den Themen Energieversor-
gung, Ressourcenverknappung, 
Folgen des Klimawandels wie 
zum Beispiel zunehmender Was-
sermangel in verschiedenen Re-
gionen dieser Welt, wachsende 
Armut und Flüchtlingsströme, 
Bekämpfung von Epidemien und 
internationaler Kriminalität.

Fast wäre man versucht zu sa-
gen, weniger wäre mehr. Doch 

Wo fanden die letzten Gipfel statt?
2006 G8-Gipfel in Sankt Petersburg Russland

2007 G8-Gipfel in Heiligendamm Deutschland

2008 G8-Gipfel in Toyako Japan

2009 G8-Gipfel in L’Aquila Italien

2010 G8-Gipfel in Huntsville Kanada 

2011 G8-Gipfel in Deauville Frankreich

2012 G8-Gipfel in Camp David USA 

2013 G8-Gipfel am Lough Erne Großbritannien

2014 G7-Gipfel in Brüssel 
 (vor der Krimkrise war zunächst  
 ein G8-Gipfel im russischen  Belgien 
 Sotschi geplant) 

2015 G7-Gipfel auf Schloss Elmau Deutschland
 

Die sieben Staats- und  
Regierungschefs in Elmau 

Angela Merkel 
Kanzlerin
Deutschland

Barack Obama 
Präsident 
USA

David Cameron 
Premierminister
Großbritannien

François Hollande 
Präsident
Frankreich

Matteo Renzi
Ministerpräsident
Italien

Shinzo Abe 
Premierminister
Japan

Stephen Harper 
Premierminister
Kanada

Wer kommt 
eigentlich?

selbst wenn es keine vorgegebene 
Agenda gäbe, sind diese persön-
lichen Begegnungen der Staats- 
und Regierungschefs wichtig. 
Sie bieten die Chance, sich per-
sönlich kennen und einschätzen 
zu lernen. Über Stunden sitzen 
sie ohne Mitarbeiter im kleinen 
Kreis zusammen und können ein 
Gefühl dafür gewinnen, wie sich 
die Partner verhalten, welche In-
teressen sie verfolgen, welche Ar-
gumente sie nutzen und wie sie 
aufeinander reagieren. Es geht 
um einen intensiven Gedanken-
austausch und Absichtserklärun-
gen. Die Umsetzung muss dann 
auf nationaler Ebene und in den 
zuständigen internationalen Gre-
mien erfolgen. 

Gipfelgespräche sind heut-
zutage nur ein kurzer, aber un-
verzichtbarer Ausschnitt eines 
Meinungsaustausches, der kon-
tinuierlich über das Jahr im Rah-
men von bilateralen Begegnun-
gen, über Telefon oder Internet 
erfolgen muss. Die persönliche 
Abstimmung und Zusammen-
arbeit sind angesichts der atem-
beraubenden internationalen 
Veränderungen, ob in Politik.   
Wirtschaft oder Gesellschaft, und 
der damit wachsenden, wechsel-
seitigen Abhängigkeit notwendi-
ger denn je. Es gibt keine natio-
nalen isolierten Lösungen mehr, 
keine Insel der Glückseligkeit, 
unberührt von der Außenwelt, 
auch nicht für das wohlhabende 
Deutschland.  n 
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W enn die Staats- und 
Regierungschefs der 
führenden Indus-
trienationen jetzt 

zusammenkommen, geht es um 
die zentrale Frage, wie wir un-
ser  Zusammenleben in unserer 
„EINEN WELT“ in Zukunft ge-
stalten wollen. Vom Klimawandel 
über die Arbeitsbedingungen in 
unseren globalen Lieferketten bis 
hin zur Frage, wie die auf neun bis 
zehn Milliarden Menschen wach-
sende Weltbevölkerung ernährt 
werden soll. Immer wieder kom-
men wir bei diesen Diskussionen 

zum selben Kern: Wenn wir die 
Krisen und Konflikte, die diese un-
gelösten Fragen hervorrufen, nicht 
vor Ort lösen, kommen die Proble-
me zu uns. 

Weltweit sind zurzeit 56 Mil-
lionen Menschen auf der Flucht, 
so viele wie seit 50 Jahren nicht 
mehr. Dabei ist das Gros der Men-
schen in den Heimatregionen auf 
der Flucht. Immer mehr Men-
schen suchen in ihrer Verzweif-
lung aber den Weg zu uns nach 
Europa. Ein Ende dieser Entwick-

lung ist nicht abzusehen. Dabei 
spielt der Klimawandel eine noch 
völlig unterschätzte Rolle. Klima-
experten sagen voraus, dass sich 
200 Millionen Menschen auf die 
Flucht begeben werden, wenn es 
uns nicht gelingt, die Erderwär-
mung aufzuhalten. Dürren und 
Überschwemmungen machen 
immer schneller und immer mas-
siver Entwicklungserfolge in Afri-
ka und Asien zunichte.

Hier gilt es jetzt für die großen 
und reichen Industriestaaten, ih-
ren Beitrag zu leisten. Deutsch-
land geht dabei mit großen Schrit-

Deutschland hat die Tagesordnung des G7-Gipfels um die Fragen der ungleichen Verteilung, der  
globalen Wertschöpfungsketten und nach den Ursachen von Hunger und Armut erweitert.  
Der Bundes minister für wirtschaft liche Zusammenarbeit und Entwicklung, Gerd Müller, sieht darin  
die Schlüsselfragen auch bei der Bekämpfung der Fluchtursachen.

Fluchtursachen
wirksam bekämpfen!

Von Bundesminister Gerd Müller 
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ten voran. Pro Jahr investieren wir 
in der internationalen Klimapoli-
tik inzwischen fast zwei Milliar-
den Euro, 90 Prozent der Mittel 
werden vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung umgesetzt. 
Wir bauen einen internationalen 
grünen Klimafonds auf, wir stär-
ken die Energieerzeugung aus er-
neuerbaren Energien oder hel-
fen mit, eine Klimaversicherung 
auf eine breite Basis zu stellen. 
Wir müssen Partner der Entwick-
lungs- und Schwellenländern 
sein, die ihren Aufschwung jetzt 
und heute gestalten, um ihren 
Menschen eine bessere Zukunft 
zu ermöglichen. Dafür müssen 
wir diesen Ländern unser tech-
nisches Know-how, unser Wissen 
zur Verfügung stellen, damit die-
ses Wachstum klimaverträglich 
gestaltet werden kann.

Was im Klimabereich inter-
national aufgrund des Klima-
schocks nach und nach gelingt, 
muss sich jetzt auch in anderen 
Bereichen Bahn brechen. Al-
len voran bei der Ausbeutung 
der Rohstoffe in Afrika und Asi-
en. Von Coltan, das wir für unse-

Bundesregierung 
erwartet 
deutlich mehr 
Asylbewerber
Die Bundesregierung rech-
net mit erheblich mehr Asyl-
bewerbern in diesem Jahr. 
Entwicklungsminister Gerd 
Müller (CSU) spricht von bis 
zu 400.000 Flüchtlingen. 
„Wenn wir die Quartalszah-
len hochrechnen, müssen wir 
mit 300.000 bis 400.000 Asyl-
bewerbern rechnen“, sagte 
Müller nach Beratungen mit 
dem bayerischen Kabinett. 
Das Bundesamt für Migration 
und Flücht linge (BAMF) geht 
mittler weile sogar davon aus, 
dass bis Jahres ende mehr 
als 400.000 Asyl anträge ge-
stellt werden. Das wären 
doppelt so viele wie im ver-
gangenen Jahr.

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
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re Mobilfunktelefone brauchen, 
über Erdöl bis zum Gold – viele 
Entwicklungsländer sind reich 
an diesen Rohstoffen, können ih-
ren Reichtum aber nicht nutzen, 
weil die Wertschöpfung nicht im 
Land verbleibt und wir keine an-
gemessenen Preise für die Roh-
stoffe zahlen, die am Anfang jeder 
Produktionskette von Menschen-
hand zu unwürdigen Bedingun-
gen gewonnen werden.

Wer möchte es jungen Men-
schen da verdenken, dass sie in 
einer solchen Form von Ausbeu-
tung keine Zukunft in ihren Hei-
matländern sehen und die Flucht 
über das Mittelmeer in eine ver-
meintliche bessere Welt beim 
Einsatz von Leib und Leben ris-
kieren. Deshalb ist es richtig, dass 
sich die G7 mit den globalen Lie-
ferketten auseinandersetzt.  

Das Textilbündnis funktioniert
Auf Initiative meines Ministeri-
ums haben wir in Deutschland 
zusammen mit der Wirtschaft 
und der  Zivilgesellschaft für die 
Textilwirtschaft ein gemeinsames 
Bündnis ins Leben gerufen, das 
sich an die Arbeit gemacht hat, zu 
fairen Sozial- und Umweltstan-
dards in der gesamten Lieferkette 
zu kommen – transparent für die 
Kundinnen und Kunden, die wis-
sen wollen und wissen sollen, un-
ter welchen Bedingungen ihr Klei-
dungsstück entstanden ist. Die 
Resonanz auf unser Textilbünd-
nis macht uns optimistisch, dass 
solche Initiativen Schule machen 
werden, sowohl in Europa als auch 
international.

Denn auch hier gilt: Wenn die 
Näherin in Bangladesch oder der 
Baumwollpflücker in Ghana nicht 
von ihrer Arbeit leben, die Kinder 
zu Schule gehen und die eigene 
Gesundheitsversorgung bezahlen 
können, steigt der Druck, ihr eige-
nes Land zu verlassen und sich 
andernorts eine Existenz aufzu-
bauen. Deshalb muss hier der An-
satz unserer gemeinsamen neuen 
Entwicklungspolitik liegen.  

Ent w ick lungspolit ik fängt 
nämlich bei jedem Einzelnen 
von uns in einem der sogenann-
ten G7-Staaten an. Wir tragen mit 

unserem Kleidungsstück Verant-
wortung auf unserer Haut, wir 
haben mit unserem Handy Ver-
antwortung am Ohr, wir tragen 
mit unserem Schmuckstück Ver-
antwortung an unserem Körper, 
wir tragen Verantwortung mit 
der Tafel Schokolade, der Tas-
se Kaffee oder dem Tee, den wir 
kon sumieren. Fair und nachhal-
tig konsumiert bei uns führt zu 
mehr Gerechtigkeit am Anfang 
jeder Produktionskette, dort, wo 
ein Mensch für uns in der Mine 
steht oder die Baumwolle oder 
Kaffeebohne pflückt. Auch das 
ist ein Beitrag für das, was wir in 
diesen Tagen Fluchtursachen be-
kämpfen nennen.

Wer meint, es sei ein kleiner 
Beitrag, der irrt. Es wäre ein ganz 
großer Schritt, wenn wir das,  
was wir Schöpfung nennen und 
was uns unser Planet Erde je-
den Tag schenkt, gerecht vertei-
len. Denn: Gerechtigkeit ist der 
Schlüssel zur Lösung jeder Krise – 
das muss die führenden Indus-
trienationen in ihrem politischen 
Handeln einen.  n

Bei einem 
EINEWELT-Zukunfts-
forum mit über  
100 Initiativen hat 
Bundesentwick-
lungsminister Gerd 
Müller die Zukunft-
scharta an Bundes-
kanzlerin Angela 
Merkel überreicht. 
Die 60 Seiten starke 
Charta mit dem Ti tel  
„EINEWELT – unsere 
Verant wortung“ gibt 
Empfehlungen für 
nachhaltiges Handeln  
in verschiedensten  
Lebensbereichen. 
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    BAYERN ist  
ein Hauptgewinner 
    von T TIP
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Die digitale Revolution zwingt die Wirtschaft in völlig neue 
Wettbewerbe. Deutschland braucht deshalb einen Inno-
vationsschub und offene Märkte, meint Bertram Brossardt.



 Die Veränderungen des  
21. Jahrhunderts stellen 
uns vor große Herausfor-
derungen. Megatrends 

wie Globalisierung und Digitali-
sierung sind unumkehrbar und 
stellen Anforderungen an Unter-
nehmen, Wissenschaft, Staat und 
Gesellschaft. Sie verändern unser 
Wirtschaftsleben und unseren 
Alltag gravierend. Um die Wett-
bewerbsfähigkeit Bayerns und 
damit die Grundlagen unseres 
Wohlstands langfristig zu si-
chern, müssen wir uns auf diese 
Entwicklungen einstellen und die 
großen Chancen ergreifen. Statt-
dessen dominieren in unserer Ge-
sellschaft gegenwärtig zu viel 
Zaudern, Zögern und die Angst 

vor Neuem. Das ist gefährlich. 
Die vbw-Studie „Digitalisie-

rung als Rahmenbedingung für 
Wachstum“ zeigt die enorme 
 Dimension der digitalen Revolu-
tion: Die Digitalisierung ist bereits 
heute ein wesentlicher Treiber  
für unser Wirtschaftswachstum. 
So ist die Wirtschaft in Deutsch-
land zwischen 1998 und 2012 
durchschnittlich um 1,3 Prozent 
pro Jahr gewachsen, in Bayern  
um 2,4 Prozent. Jeweils 0,6 Pro-
zentpunkte dieses Wirtschafts-
wachstums gingen auf das 
Konto der Digitalisierung. Sie 
bietet also enorme Chancen und 
Wachstums potenziale für unse-
ren Standort. Gleichzeitig ist sie 
eine große Herausforderung. Die 

Digitalisierung vernetzt alle Be-
reiche unseres Lebens: Unterneh-
men, Staat, Arbeitswelt, Bildung, 
Mobilität, Gesellschaft. Diesen 
Wandel müssen wir aktiv gestal-
ten – auch, indem wir über beste-
hende Grenzen hinwegdenken. 

Die digitale Revolution kommt
Wir sind zwar Weltmarktführer 
in den klassischen Technologi-
en. Aber unser Weltmarktanteil 
bei der IT-Industrie liegt nach 
aktuellen Zahlen nur bei fünf 
Prozent. Zum Vergleich: In Ja-
pan beträgt der Anteil am Welt-
markt rund acht Prozent, in Chi-
na knapp zehn, und in den USA 
sind es 26 Prozent. Das Internet 
von und für Konsumenten haben 

Deutschlands 
Exportmotor läuft 
noch auf Hoch-
touren. Doch wenn 
wir nicht aufpassen, 
kann der Wohl-
stand von morgen 
rasch verspielt sein.
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wir schon an Amerika verloren. 
Das darf sich bei den industriellen 
Plattformen nicht wiederholen. 
Unsere industrielle Stärke ist die 
beste Voraussetzung, damit wir 
hier eine Führungsrolle einneh-
men können. Die Anstrengun-
gen Bayerns beim Breitbandaus-
bau sind vorbildlich. Aber jenseits 
von Breitband brauchen wir eine 
bessere Einbindung der gewerb-
lichen Wirtschaft in die Digita-
lisierung und die richtige Grün-
derkultur. Daher hat die vbw 2014 
auf Initiative von vbw-Präsident 
Alfred Gaffal den „Zukunftsrat 
der Bayerischen Wirtschaft“ ge-
gründet. Das mit führenden Wis-
senschaftlern besetzte Gremium 
wird die technologischen Trends 
der kommenden Jahre identifizie-
ren sowie Handlungsempfehlun-
gen für Wirtschaft, Wissenschaft 
und Staat vorlegen, um diese tech-
nologischen Trends in einen auch 
in zehn Jahren wettbewerbsfähi-
gen Standort umzumünzen.

Dies ist auch deshalb wichtig, 
weil der globale Wettbewerb im-
mer härter wird. Das Ge-
wicht der Schwellenlän-
der in der Weltwirtschaft 
nimmt zu. Die vbw-Stu-
die Wirtschaft 2040 zeigt: 
China wird bis 2040 für 
ein Drittel des weltwei-
ten Wachstums verant-
wortlich sein. Die bay-
erischen Exporte nach 
China haben sich in den 
vergangenen zehn Jah-
ren mehr als versechs-
facht, inzwischen ist das 
Land unser zweitgröß-
ter Exportmarkt. Gleich-
zeitig ist China unser 

stärkster Wettbewerber auf den 
Exportmärkten. In Südamerika 
und Asien entwickeln sich weite-
re Konkurrenten. Wir stehen aber 
nicht nur im Wettbewerb mit den 
Schwellenländern. Unsere Part-
ner in der EU werden durch ihre 
Reformen wieder wettbewerbs-
fähiger, und die USA haben sich 
kraftvoll auf der wirtschaftlichen 
Weltbühne zurückgemeldet. Die-
se Entwicklungen sind erfreulich, 
doch wir müssen uns dem stärke-
ren Wettbewerb stellen und die 
Chancen nutzen, die uns die Glo-
balisierung bietet. Die Nachfrage 
nach Produkten „made in Bava-
ria“ ist ungebrochen. 

Die Vereinigten Staaten sind 
Bayerns wichtigster Exportpart-
ner. Fast zwölf Prozent der bay-
erischen Ausfuhren gingen 2014 
in die USA. Der Warenwert der 
USA-Exporte lag bei knapp 20 
Milliarden Euro. Bayern wird des-
halb auch einer der Hauptgewin-
ner des Freihandelsabkommens 
TTIP sein. Vor allem bayerische 
Hersteller von Kraftwagen und 

K ra f t wagentei len, 
Maschinen, Daten-
verarbeitungsgerä-
ten sowie elektroni-
schen und optischen 
Erzeugnissen wer-
den von TTIP pro-
fitieren. Für Unter-
nehmen, die wegen 
der hohen Zölle oder 
anderer technischer 
Standards den Gang 
in die USA gescheut 
haben, eröffnen sich 
neue Perspektiven. 
Gerade der mittel-
ständisch geprägte 

und stark in den USA vertretene 
bayerische Maschinen- und Anla-
genbau profitiert vom Abbau der 
bisherigen Auflagen für die Ein-
führung von Industrieproduk-
ten. Durch die aktuellen Vorga-
ben kostet derzeit beispielsweise 
eine für den US-Markt produzier-
te Maschine heute fünf bis 20 Pro-
zent mehr als ein vergleichbares 
für die EU hergestelltes Produkt.

Wohlstand für alle
Der Wegfall von Zöllen, bisher 
notwendigen Produktanpassun-
gen und doppelten Prüfverfahren 
stärkt die Wettbewerbsfähigkeit 
der bayerischen Wirtschaft. Die 
Unternehmen können ihre Pro-
dukte günstiger anbieten, mehr 
in die Entwicklung neuer Ange-
bote investieren und damit auch 
Beschäftigung im Freistaat si-
chern und ausbauen. TTIP eröff-
net uns darüber hinaus die Chan-
ce, den künftigen Weltmarkt zu 
gestalten. Auf Grundlage von 
TTIP können die EU und die 
USA langfristig gemeinsame In-
dustrienormen und technische 
Standards entwickeln, die auch 
den Warenaustausch mit wei-
teren Handelspartnern prägen 
werden. Diese historische Chan-
ce müssen wir nutzen. 

„Wohlstand für alle“ – so for-
mulierte einst Ludwig Erhard 
den Kern seiner Wirtschaftspoli-
tik. Heute müssen wir ergänzen: 
„Digital und international für al-
le“ – das ist der bayerische Schlüs-
sel zum Erfolg für morgen.

Der Autor ist Hauptgeschäfts-
führer der vbw – Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft e. V.

Der mit TTIP  
geplante Wegfall 
von Zöllen, Pro-
duktanpassungen 
und doppelten Prüf-
verfahren würde  
die Wettbewerbs-
fähigkeit der bayeri-
schen Wirtschaft 
stärken. 
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Eine Freihan-
delszone ist 
eine histori-
sche Chance 
für uns
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Seit Juli 2013 wird über das 
Trans atlantische Freihandels-

abkommen (TTIP) zwischen der 
EU und den USA verhandelt. Han-
delshemmnisse sollen abgebaut 
und Wirtschaftsbeziehungen ver-
bessert werden. Mit TTIP würde 
für 800 Millionen Bürger die   
größte Freihandelszone der Welt 
geschaffen, die 50 Prozent der 
Weltwirtschaft auf sich vereint. 
Insbesondere für die deutschen 
Exporteure aus dem Mittelstand 
wären Handelserleichterungen 

und Zollsenkungen eine große 
Hilfe. Viele Arbeitsplätze würden 
gesichert, weil es sich dann auch 
kleine Betriebe leisten könnten, ih-
re Produkte in die USA zu verkau-
fen. Bayern  würde dabei besonders 
profitieren; 2014 waren die USA mit 
11,7 Prozent der zweitwichtigste 
Exportmarkt. 

Kritiker hingegen sehen Ge-
fahren bei der Senkung europäi-
scher Standards in den Bereichen 
Umwelt- und Verbraucherschutz, 
Gesundheit, Arbeit und Soziales. 

Umstritten ist auch der geplante 
Investorenschutz, der es privaten 
Unternehmen ermöglichen wür-
de, Staaten vor Schiedsgerichten 
zu verklagen. Über diese Themen 
wird derzeit zwischen Europäern 
und Amerikanern verhandelt. 
Beim Schutz geografischer Mar-
ken hat die EU-Kommission be-
reits Entwarnung gegeben: Re-
gionale Spezialitäten wie die 
Nürnberger Rostbratwurst oder 
der Allgäuer Emmentaler werden 
nicht gefährdet.

TITEL

Warum TTIP wichtig ist

Handelsbeziehungen Bayern zu den USA

Anteil an den gesamten Warenexporten bzw. Warenimporten Bayerns 2013 in Prozent;
Quelle: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln
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Deutsche Direktinvestitionen in den USA

Bestandsangaben in Millionen Euro;
Quelle: Deutsche Bundesbank, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln
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Zollsätze zwischen den USA und der EU

2013, einfache Durchschnitte;
Quelle: WTO, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln
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Welche Hürden eine Flasche bayerisches Bier bei ihrem Weg in die USA überspringen muss

Zwingend nötig: lizenzierter US-Importeur
Regelmäßige Registrierungsplicht bei der Food and Drug  
Administration. Anmeldefristen (24 Stunden Vorlauf bei Seefrachten,  
acht Stunden vor Anlandung, Abgabepflicht einer Prior notice)

Kennzeichnungs-
pflichten (z. B. 
Alkohol gehalt auf 
dem Flaschen 
etikett, je nach 
US-Bundesstaat 
anders)

US-Kontrollen in 
deutschen Braue r eien 
in Deutschland (!) 
(möglich laut US Food 
Safety Modernization 
Act)

Unterschiedliche Verbrauchssteuern in 50 US-
Bundesstaaten sowie Bundessteuern pro Liter Bier. 
Dazu können noch „sales taxes“ anfallen.





 Die Folgen der westlichen 
Sanktionen, der niedri-
ge Ölpreis und alte Struk-
turprobleme haben die 

russische Wirtschaft in eine tiefe 
Krise gestürzt. Das Bruttoinlands-
produkt (BIP) ist offiziellen Anga-
ben zufolge im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum in den ersten drei 
Monaten um volle zwei Prozent 
zurückgegangen – während der 
Rest Europas einen anziehenden 
Aufschwung meldet.

Ministerpräsident Dmitrij Med-
wedew machte insbesondere die 
Sanktionen des Westens im Uk-
raine-Konflikt für die schlech-
te Entwicklung verantwortlich. 
Demnach drohen Russland we-
gen der Sanktionen im laufenden 
Jahr Verluste von etwa 75 Milliar-
den Euro. Erstmals seit 2009 sei das 
BIP in einem ersten Quartal wie-
der geschrumpft. „Die negativen 
Tendenzen setzen sich dieses Jahr 
fort“, sagte Medwedew vor Abge-
ordneten in Moskau. Für das Ge-
samtjahr erwartet die russische 
Regierung einen Rückgang des 
BIP um drei Prozent. Die Weltbank 
sagt Russland dieses Jahr sogar ei-
nen Rückgang der Wirtschaftsleis-
tung um 3,8 Prozent voraus.

Wirtschaftsminister Alexej Ul-
jukajew hatte eine Inflationsra-
te von zwölf Prozent prophezeit; 
die Kapitalflucht wird laut Regie-
rungsprognose bei 115 Milliarden 
Dollar liegen.
Die Wirtschaft in Russland leidet 
besonders unter dem starken Ein-
bruch des Ölpreises seit vergange-

nem Sommer. Das Land bezieht ei-
nen großen Teil seiner staatlichen 
Einnahmen aus dem Ölexport. 

In der jetzigen Krise zeigt sich, 
dass Russlands Volkswirtschaft 
sich viel zu stark auf Rohstoffge-
schäfte konzentriert hat. Die in-
dustrielle Basis und die techno-
logische Innovationsfähigkeit 
sind dagegen international kaum 
wettbewerbsfähig. Obendrein 
schafft Russland aus politischen 
Gründen keine grundlegenden 
Reformen, größere Anreize für 
Investoren, mehr Freiheiten für 
Unternehmer und weniger Staats-
eingriffe. Der eiserne Zugriff der 
Führung auf die Machtzentralen 
im Land verhindert den Aufbruch 
in eine liberalere Gesellschaft. 
Durch die neo-imperialistische 
Außenpolitik hat sich dieser 
Trend sogar noch verstärkt. 

Russlands Präsident Putin ver-
sucht, mit Optimismus gegen eine 

drohende Abwärtsspirale anzure-
den. Im russischen Fernsehen er-
klärt er, die russische Wirtschaft 
erhole sich: „Experten glauben, 
dass wir den Höhepunkt der Krise 
überwunden haben.“ Putin ver-
weist dabei auch auf die Stabili-
sierung des Rubels und die leichte 
Erholung des Ölpreises.

Die „Frankfurter  Allgemeine 
Zeitung“ allerdings bleibt skep-
tisch: „Die Ukraine- Katastrophe 
lähmt Russland auf zwei Arten, 
die nicht nur die Baisse  verstärken, 
sondern dauerhaft das Potential-
wachstum drücken können: ers-
tens durch die Sanktionen und 
zweitens durch die innen politische 
Eiszeit, die Eiszeit in den Köpfen, 
mit der die Russen den gefühlt zu-
rückgewonnenen Weltmachtsta-
tus bezahlen müssen – ganz abge-
sehen von den prak tischen Kosten 
des schwachen  Rubels und der 
zweistelligen Inflationsraten.“ n 

TITEL

Seit den EU-Sanktio-
nen sind westliche 
Lebensmittel selten 
geworden. Und die 
Preise steigen selbst 
für Milch deutlich.

            Wie Putins 
Neo-Imperialismus
         Russland isoliert und 
  in eine KRISE stürzt

Bittere Bilanz beim Neuordnungsversuch Europas.

6 Mrd. 
Dollar kostet Russ-
land allein die 
 Finanzierung der 
Krim jedes Jahr, 
meint Ex-Finanzmi-
nister Alexej Kudrin.

Der Rubel rollt nicht mehr
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Quelle: OnVista
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Politische Ziele seien heutzu-
tage nicht mehr mit konventionel-
ler Feuerkraft allein zu erreichen, 
so der Generalstabschef. Nötig für 
den Sieg seien vielmehr auch der 
„breit gestreute Einsatz von Des-
informationen, von politischen, 
ökonomischen, humanitären und 
anderen nichtmilitärischen Maß-
nahmen.“ Militärische Maßnah-
men indes müssten einen „ver-
deckten Charakter“ haben: der 
hybride Krieg.

Im Westen ziehen es viele vor, 
wegzusehen. Da wird vor einer 
„Wiederkehr des Kalten Krieges“ 
gewarnt, wo der Kreml in Wirk-
lichkeit bereits einen heißen 
Krieg in der Ukraine führt – und 
einen Informationskrieg gegen 
uns im Westen.

Anfangs reichten noch Possen
Seit seinem Amtsantritt im Kreml 
1999 hat Wladimir Putin, dessen 
Großvater Koch bei Stalin war, 
regelmäßig mit dem Schüren 
von außenpolitischen Aggressi-
onen und Ängsten von den mas-
siven inneren Problemen in sei-
nem Riesenreich abgelenkt, von 
der Armut und der sozialen Un-
gerechtigkeit. Anfangs reichten 
dazu noch Possen aus wie der 
„Denkmalkrieg“ mit Estland, als 
die Moskauer Propaganda die 
Verlegung eines Kriegerdenk-
mals in Tallinn als einen Angriff 
auf Russland darstellte.

2008 ließ Moskau dann seine 
Truppen in das Nachbarland Ge-
orgien einmarschieren. Als nach 

dem Wahlbetrug 2011 und 2012 
hunderttausend Menschen ge-
gen Putin auf die Straße gingen 
und seine Beliebtheitsrate auf 40 
Prozent fiel, war abzusehen: Der 
Kremlherr wird sich wieder in ein 
außenpolitisches Abenteuer stür-
zen, um von den inneren Proble-
men abzulenken.

Der unblutige Sturz des kor-
rupten Janukowitsch-Regimes 
2014  war dann der willkomme-
ne Anlass für den längst geplan-
ten Angriff. Bei ihrem Überfall 
auf die Krim nutzten Putins Krie-
ger Methoden aus der Giftküche 
von KGB und Roter Armee: Einen 
Flughafen eroberten sie, indem 
ein Transportflugzeug gefälsch-
te SOS-Signale aussendete – und 
dann nach der vermeintlichen 
Notlandung die mitgef logenen 
Sondereinsatzkräfte das ukrai-
nische Bodenpersonal überwäl-
tigen. Das Regionalparlament 
der Krim wurde von Bewaffne-
ten besetzt, die kritischen Abge-
ordneten keinen Zugang mehr ge-
währten.

Wenig später ließ Putin seine 
Männer, als „Urlauber“ getarnt, 
in der Ostukraine einmarschie-
ren. Im Inland wurde er wieder 
zum Volkshelden, die Zustim-

 Im 21. Jahrhundert lösen sich 
die Grenzen zwischen Krieg 
und Frieden auf. Kriege wer-
den nicht mehr wie früher er-

klärt, sondern verlaufen nach „un-
gewohnten Mustern“. In Monaten, 
ja Tagen lässt sich ein „blühender 
Staat in eine Arena für erbitterte 
bewaffnete Auseinandersetzun-
gen verwandeln“, zum „Opfer ei-
ner ausländischen Intervention“ 
machen und „in Chaos, humani-
täre Notlage und Bürgerkrieg“ ver-
senken. Es sind nicht Putins Kriti-
ker, die so das Vorgehen Moskaus 
in der Ukraine kritisieren – es war 
Putins oberster Krieger, General-
stabschef Walerij Gerassimow, der 
mit diesen drastischen Worten die 
neuen, „nichtlinearen“ Formen 
der Kriegsführung beschrieb – im 
Januar 2013, ein Jahr vor Putins 
Angriff auf die Ukraine.

Putins Politik ist 
       brandgefährlich

Der langjährige Moskau-Korrespondent warnt vor  
der Strategie des russischen Präsidenten. 

Von Boris Reitschuster

Boris Reitschuster, 
von 1999 bis 2015 
Leiter des Moskauer 
Büros des „Focus“, 
Autor des Bestsel-
lers „Putins Demo-
kratur“.  
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sie zutiefst. Er will die USA – und 
mit ihr die westlichen Werte – 
aus Europa zurückdrängen und 
selbst das Sagen haben auf unse-
rem Kontinent. Er will eine neue 
Weltordnung, in der Faustrecht 
das Völkerrecht ersetzt. Er bas-
telt an einer neuen „Internatio-
nalen“ – der Anti-Demokraten, 
der Radikalen, links wie rechts: 
„Demokratie-Feinde aller Län-
der, vereinigt euch.“ Wert- und 
ideologiefrei kämpft der gelern-
te KGB-Mann um Einflusszonen, 
um Geld, Macht und Land.

Die Gefahr ist eine Chance
Putin möchte Russland wieder 
zu einem Weltreich machen und 
sich selbst damit zum unange-
fochtenen Retter der Nation, dem 
die Russen dafür nachsehen, 
dass er mit einer kleinen Clique 
von Freunden mit dubiosen Me-
thoden das Land privatisiert hat. 
Dass er die Armut und soziale Un-
gerechtigkeit nicht einmal mehr 
in Sonntagsreden bekämpft.

Wir müssen aufhören,  Putins 
Russland schönzureden. Wir 
müssen verstehen, warum seine  
Propaganda bei uns so erfolgreich 
ist: Weil wir unsere Hausaufgaben 
nicht gemacht haben, weil wir 

Freiheit, Demokratie, Rechtsstaat 
und Menschenrechte als etwas 
Gottgegebenes annehmen. Weil 
wir kaum bemerken, dass sie zu-
nehmend in Gefahr geraten – ge-
rade auch durch Missstände und 
Fehlentwicklungen vor unser al-
ler Augen. Putin hält uns mit sei-
ner Aggression den Spiegel vor. 
Sie ist damit nicht nur Gefahr – 
sondern auch Chance. Dass wir 
uns auf unsere Werte besinnen 
und sie verteidigen. Wir haben 
die Freiheit nach dem Zweiten 
Weltkrieg geschenkt bekommen. 
Doch nur wer sie schätzt und sich 
für sie einsetzt, hat sie auch ver-
dient – und wird sie dauerhaft be-
halten. n

mung stieg von 40 auf weit über 
80 Prozent. Die Medien schüren 
Hurra-Patriotismus und Natio-
nalchauvinismus, schwören die 
Menschen auf Krieg ein.

Vieles spricht dafür, dass seine 
Macht und sein Reichtum  für Pu-
tin oberste Priorität haben – doch 
er ist sich bewusst, dass er sie nur 
mit einer aggressiven Außenpoli-
tik sichern kann. Mit einer Stär-
kung von Russlands internationa-
lem Einfluss – und vor allem mit 
einer Aushebelung des Rechts: 
Nachdem er bereits im Inland 
die Gesetze zur Farce und zum 
Kampfmittel gegen seine Gegner 
gemacht hat, will Putin jetzt auch 
das internationale Recht aushe-
beln. Verträge sind für ihn und 
seine KGB-Genossen nur Papier – 
wie etwa das Budapester Memo-
randum, in dem Russland der Uk-
raine die Integrität garantierte als 
Ausgleich für Kiews Verzicht auf 
Atomwaffen.

Er will eine neue Weltordnung
Wir haben es mit einem grund-
legenden Angriff auf unser Sys-
tem zu tun. Auf unsere Werte 
wie Freiheit, Demokratie, Mei-
nungsfreiheit, Menschenrechte 
und Rechtsstaat. Putin verachtet 

Putin demonstriert 
militärische Stärke 
und zeigt sich gern 
mit Militärs. 
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Frankfurt im März. 150 
verletzte Polizisten, Dut-
zende Festnahmen und 
laut Einsatzleiter „rund 

4.000 hemmungslose Straftäter“. 
Mehrere Polizeiautos, sogar ei-
nes, in dem noch eine Beamtin 
saß, wurden in Brand gesetzt, 
Passanten mit Steinen beworfen, 
voll besetzte Straßenbahnen „be-
feuert“, ebenso Feuerwehrleute 
und Rettungskräfte im Einsatz. 
Der Mob stoppte nicht mal vor ei-
ner Flüchtlingsunterkunft, in der 
traumatisierte Jugendliche leben. 
„Das Ausmaß der Gewalt hat in 
seiner Geballtheit eine neue Qua-
lität erreicht“, sagte der Vorsitzen-
de der Deutschen Polizeigewerk-
schaft, Rainer Wendt. Angesichts 
der Gewaltexplosion bei der Eröff-
nung der Europäischen Zentral-
bank in Frankfurt im März 2015 
fragt man sich, ob linksextremis-
tische Gewalt nicht grundsätzlich 
unterschätzt wird. Denn wie hät-
ten wohl die Schlagzeilen aus-
gesehen, wenn die Täter Rechts-
extreme gewesen wären?

Die wichtigsten linksextremen 
Antriebsfedern sind Antifaschis-

mus („Antifa“), Antiglobalisie-
rung (G7-Gegner), Antikapitalis-
mus („Blockupy“) und Anti- 
repression („Rote Hilfe“). Dazu 

kommen weitere Felder wie Anti-
gentrif izierung, („Rote Flora 
Hamburg“) oder Antimilitaris-
mus (Proteste gegen Münchner 

Sicherheitskonferenz) und Anti-
zionismus, Letzteres meist als 
Feigenblatt für Antisemitismus. 
27.700 Deutsche wurden 2013 vom 
Bundesamt für Verfassungs-
schutz als linksextremistisch ein-
gestuft, 6.900 davon als gewaltbe-
reit. Diese Zahl liegt klar über den 
21.700 Rechtsextremisten, davon 
aber 9.600 gewaltbereite. Rechts-
extremisten begehen auch deut-
lich mehr Straftaten (16.557), 
 allerdings sind 11.680 davon Pro-
pagandadelikte wie Hassschrif-
ten, Hitlergruß und Hakenkreuz-
schmierereien. Linke Propaganda 
ist im Gegensatz dazu nicht straf-
bar, obwohl man etwa in Mün-
chen oder in Nürnberg vielerorts 
entsprechende Graffitis sieht. 
Strafbar ist, den Massenmörder 
Hitler zu verherrlichen, nicht je-
doch seine Kollegen Mao, Stalin 
oder den vielhundertfachen Mör-
der Che Guevara. 

Von den 4.877 übrigen rechts-
extremistischen Straftaten waren 
801 Gewalttaten, von den 4.491 
linksextremistischen Straftaten 
1.110. Darunter waren auch drei 
versuchte Tötungen (2012: acht). 

Immer häufiger 
muss die Polizei ge-
gen linksextreme 
Schlägertrupps ein-
schreiten. Über 1.000 
Gewalttaten von Lin-
ken meldet der Ver-
fassungsschutz pro 
Jahr – auch versuchte 
Tötungen sind dabei. 

 

Das Blutbad von Frankfurt hat Deutschland 
 schockiert. Doch die politische Linke  
setzt  Straßengewalt systematisch ein – und 
 verharmlost hinterher.

Wird linke 
GEWALT
unterschätzt?   

P0LITIK
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Dr. Florian Herrmann,  
Innenpolitischer Sprecher der 
CSU-Fraktion: 
„Die CSU ist Extremismus jeder 
Art, von rechts wie von links, schon 
immer entschieden entgegengetre-
ten. Während es in ganz Deutsch-
land Programme gegen Rechtsex-
tremismus gibt und auch der 
Freistaat Bayern mit seiner Auf-
klärungsarbeit in diesem Bereich 
sehr erfolgreich ist, fehlt in Deutsch-
land vor allem eins: Die von der 
SPD-Ministerin Manuela Schwe-
sig eingestellten Programme gegen 
Linksextremismus. Die brauchen 
wir dringend, wie die linksextre-
men Ausschreitungen in Frankfurt 
gezeigt haben.“



Die Zahl der politisch links moti-
vierten Gewalttaten ist gestiegen, 
von 1.200 im Jahr 2001 auf 1.659 
im Jahr 2013. Ein Drittel davon 
wurde aber nicht den Linksextre-
misten zugeordnet. „Hauptträger 
linksextremistischer Gewalt sind 
die Autonomen“, so der Verfas-
sungsschutzbericht. Hauptziele 
waren Polizisten (632 Gewaltta-
ten) und Rechtsextreme (566).

2010 stellte die damalige Bun-
desfamilienministerin Kristina 
Schröder (CDU) zwei Millionen 
Euro für Projekte gegen Linksex-
tremismus zur Verfügung, 24 Mil-
lionen Euro, also das Zwölffache, 
gegen Rechtsextremismus. Sie 
führte eine Klausel ein, die alle 

Geförderten zum Bekenntnis zur 
demokratischen Grundordnung 
verpflichtete. Dagegen erhob sich 
ein ungeheurer Proteststurm von 
links. Eine der ersten Amtshand-
lungen von Schröders Nachfolge-
rin Manuela Schwesig (SPD) war 
es, 2014 den Linksextremismus 
zum „aufgebauschten Problem“ 
zu erklären sowie die Klausel und 
die Mittel gegen Linksextremis-
mus zu streichen. Aber gerade im 
Bereich Antifaschismus treiben 
sich viele Linksextremisten her-
um! Nach den Frankfurter Kra-
wallen kritisierte der CSU-Frakti-
onschef im Bayerischen Landtag, 
Thomas Kreuzer: „Mehr als 150 
verletzte Polizisten durch ein auf-
gebauschtes Problem? Willkom-
men in der Realität des linksex-
tremen, gewaltbereiten Mob! Frau 
Schwesig hat gezeigt, dass sie auf 
dem linken Auge blind ist.“

Aufhorchen ließ kürzlich eine 
Studie des Berliner Politikwissen-
schaftlers Klaus Schroeder, wo-
nach linksextreme Ansichten in 
der Bevölkerung weit verbreitet 
sind. Wird der Linksextremismus 
also unterschätzt? Hubertus Kna-

be, Direktor der Stasi-Opfer-Ge-
denkstätte Berlin-Hohenschön-
hausen, ist sich da sogar sicher: 
„Der Linksextremismus wird in 
Deutschland merkwürdig klein-
geredet – und oft genug sogar ge-
rechtfertigt.“ Auch an Universitä-
ten und Schulen gebe es kaum 
kritische Auseinandersetzungen 

damit. Typisch sei, was Lin-
ken-Fraktionschef Gregor Gysi 
kürzlich erk lärte: dass sich 
Rechtsextremismus immer gegen 
Schwache wende, Linksextremis-
mus aber gegen Starke, weshalb er 
zwischen beiden einen Unter-
schied mache. Linke Schläger 
sind also ehrenhafter als rechte? 
Der Extremismusforscher Eck-

Bei den Krawallen 
zur Eröffnung der 
EZB-Zentrale wurde 
die Frankfurter 
 Innenstadt zum 
Schlachtfeld – fast 
100 Polizisten wurden 
teilweise schwer 
 verletzt.

Der Verfassungs-
schutz zählt  
inzwischen 
27.000 Links- 
extremisten
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Hubertus Knabe, 
Direktor der Stasi-Opfer- 
Gedenkstätte Berlin- 
Hohenschönhausen: 
„Der Linksextremismus wird in 
Deutschland merkwürdig klein-
geredet – und oft genug sogar ge-
rechtfertigt.“ 



hard Jesse antwortet: „Der weiche 
Extremismus der Partei Die Linke 
kann für den demokratischen 
Verfassungsstaat gefährlicher 
sein als der harte Extremismus 
der NPD.“

Blickt man auf die Entwick- 
lung der linksextremistischen Ta-
ten der vergangenen Jahre, so fällt 
 jede Maske der Ehrbarkeit. 
„Linksextremisten nehmen bei 
ihren Ausschreitungen Todes-
opfer immer wieder billigend in 
Kauf“, so der Bonner Politikwis-
senschaftler Harald Bergsdorf. 
Bei einer linken Kundgebung 2012 
in Magdeburg schlug eine von 
 einem fünfstöckigen Haus gewor-
fene massive Betonplatte einen 
Meter neben Polizisten ein, ähn-
lich 2014 bei linker Randale in 
Dortmund. Bei einer linken De-
mons tration in Nürnberg 2012 
stachen zwei Personen mit einer 
jeweils zwei Meter langen ange-
spitzten Fahnenstange in Kopfhö-
he gezielt nach Polizisten. Eine Se-
rie von Brandanschlägen auf die 
Bahn hält Berlin seit 2011 in Atem. 
Dabei wurden Kabel beschädigt, 
die Signalanlagen und Weichen 
regelten, um Kollisionen oder Ent-
gleisen von Zügen zu verhindern.

Die Ausschreitungen zur „Ro-
ten Flora“ in Hamburg 2013 ge-
hörten zu den schwersten seit den 
80er Jahren. Mehr als 160 Polizei-
beamte wurden verletzt. Demons-
tranten warfen Steine, Flaschen, 
Holzlatten, Pyrotechnik und zer-
brochene Gehwegplatten auf 
 Polizisten. Es gab Angriffe auf 
 Polizeiwachen. Dabei erlitt ein  
45 Jahre alter Beamter einen Kie-
fer- und Nasenbeinbruch, als ihm 

ein Stein aus nächster Nähe ins 
Gesicht geschlagen wurde. Auf 
der Website der Linksextremen 
linksunten.indymedia.org folgte 
ein Blick in die Zukunft: „Unsere 
Hypothese für die  Flora-Räu- 
mung: 200 Leute, 400 Mollis und 
dazu 50 GenossInnen mit Zwil-
len, je 15 Schuss Stahlkugeln – 
und die Bullen werden den Ab-
stand einhalten, der geboten ist. 
Zweit ausend bewaffnete, mit 
Hand- und Schnellfeuerwaffen – 
und die Bullen werden das Viertel 
verlassen. (…) Irgendwann wer-
den wir schießen müssen. Das ist 
unvermeidlich.“

Im Januar 2015 bewarfen 600 
Linksextreme in Leipzig einen 
 Polizeiposten mit Pflastersteinen. 
Sie konnten nicht wissen, dass 
 Sicherheitsglas die zwei anwesen-
den Polizisten vor den schweren 
Wurfgeschossen schützte. „Für 
die beiden Beamten war es die 
 pure Hölle“, so der Polizeipräsi-
dent. Zudem legten die Angreifer 
Krähenfüße auf den Straßen ge-
gen Polizeiautos aus. Sie hätten 
aber auch einen Rettungswagen 
im Einsatz für das nahe Kranken-
haus treffen können oder das Au-
to einer Familie mit Kindern. Ber-
lin 2015: Neubauten auf einer 
zuvor von Linksextremen genutz-
ten Fläche werden attackiert. 
„Hier wohnt ein Kind“, malt später 
ein Vater auf ein Fenster, das von 

24 je sechs Millimeter dicken 
Stahlkugeln getroffen wurde. Und 
zuletzt Frankfurt mit den gut or-
ganisierten Blockupy-Attacken.

Auch die linksextreme Terror-
gruppe Rote Armee Fraktion 
(RAF) startete einst mit Sachbe-
schädigung und Brandstiftung, 
später ermordete sie kaltblütig  
34 Menschen. Eine RAF ist derzeit 
nicht zu erkennen, da sind sich al-
le Experten einig. Einige glauben 
jedoch, dass ein Ereignis wie 1968 
der Tod des Studenten Benno 

 Ohnesorg oder 2001 der Todesfall 
beim G8-Gipfel in Genua die Sze-
ne wieder radikalisieren könnte. 
Was bleibt, sind die Angriffe auf 
Polizisten, die als Vertreter des 
„Schweinesystems“ als „pigs“ und 
wegen ihrer Schutzausrüstung als 
„Robocops“ entmenschlicht und 
für Linksextreme zu Zielen jeder 
Art von Gewalt werden – bis hin 
zur Tötung.

Dass unter der Polizeiuniform 
Familienväter, Brüder, Söhne ste-
cken, wird ausgeblendet. „Wir sa-
gen, der Typ in Uniform ist ein 
Schwein, das ist kein Mensch, (…) 
und natürlich kann geschossen 
werden“, so sah es bereits die 
RAF-Terroristin Ulrike Meinhof 
1970. Politikwissenschaftlerin 
Bettina Blank vom Verfassungs-
schutz Baden-Württemberg sieht 
eine weitere Gefahr des Linksex-
tremismus in der „Machtergrei-
fung über die Köpfe“. Dem stimmt 
Karsten Hoffmann, Polizist und 
Politikwissenschaftler an der 
Universität Hamburg, zu: „Wir re-
gistrieren täglich Drohungen und 
sogar Körperverletzungen gegen 
Menschen, deren Meinung den 
Aktivisten nicht in den Kram 
passt. Sollte nicht bald ein Sinnes-
wandel stattfinden, könnte die 
Zahl politischer Gewalttaten ein 
kritisches Maß erreichen.“

Gewalttaten von Rechts- und 
Linksextremisten lassen sich 
nicht gegeneinander aufrechnen, 
ihre Gewalt hat nie ehrbare Ziele. 
Was in Wissenschaft, Schule und 
Politik aber wieder erforderlich 
ist, ist die kritische Auseinander-
setzung mit jeder Art von Extre-
mismus. „Mit beiden Augen sieht 
man besser“, mahnt Harald 
Bergsdorf. Die Rufe nach einem 
starken Mann hört man beson-
ders in schwachen Staaten. Daher 
muss auch klar sein: Ohne Innere 
Sicherheit gibt es keine Freiheit. 
In der Auflösungserklärung der 
RAF von 1998 stand ein Zitat von 
Rosa Luxemburg, das uns heute 
noch zur Wachsamkeit mahnt: 
„Die Revolution sagt: Ich war, ich 
bin, ich werde sein.“

Andreas von Delhaes-Guenther, 
Wolfram Göll

POLITIK

Unter dem Mantel 
von vermeintlichen 
Protestbewegungen 
versammeln sich  
immer häufiger gut 
organisierte Schlä-
gergruppen der 
linksextremen Szene. 
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Politikwissenschaftler 
Harald Bergsdorf: 
„Mit beiden Augen sieht man 
besser.“ 
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Herr Innenminister, nach den 
Ausschreitungen am Rande der 
EZB-Feier in Frankfurt: Wie 
sicher wird der G7-Gipfel auf 
Schloss Elmau am 7. und  
8. Juni?
Herrmann: Wir tun alles dafür, 
damit sich unsere internatio-
nalen Gäste bei uns wohlfühlen 
und sicher tagen können. Die ge-
walttätigen Ausschreitungen in 
Frankfurt haben allerdings ge-
zeigt, dass es schon erhebliche 
Bedrohungen durch solche Cha-
oten gibt.

Wie viele Polizisten werden 
den Gipfel schützen?
Dank der Unterstützung aus den 
anderen Ländern und vom Bund 
werden es in der Spitze rund 17.000 
Polizisten sein. Dazu kommt, dass 
die österreichische Polizei die Si-
cherheitslage auf ihrer Seite im 
Blick hat, da der Tagungsort na-
he der Landesgrenze liegt.

Wie läuft die Zusammenar-
beit mit den österreichischen 
Nachbarn?
Unsere Kooperation hat sich 
schon bei der Fußball-WM 2006 
oder der EM 2008 bewährt. Das 
gilt im Alltag, aber auch für den 
G7-Gipfel. Darüber hinaus wer-
den an den deutschen Außen-
grenzen durch den Bundesin-
nenminister temporär wieder 
Grenzkontrollen bei der EU an-
gemeldet. Schon weil sich bei der 
EZB-Randale in Frankfurt ge-
zeigt hat, dass allein aus Italien 
rund 1.000 Krawallmacher ange-
reist sind.

Welche Maßnahmen werden in-
nerhalb der etwa vier Quadrat-
kilometer großen inneren und 
äußeren Sicherheitszone um 
das Schloss Elmau getroffen? 
In der inneren Sicherheitszone 1 – 
Schlosshotel und unmittel bare 
Umgebung – kümmert sich das 
Bundeskriminalamt um die ganz 
persönliche Sicherheit und den 
Schutz der Tagungsteilnehmer, 
auch gegenüber möglichen At-
tentatsversuchen. Hier kommt 
man nur mit einem besonderen 
Ausweis herein. In der äußeren 
Zone 2 ist der Zugang ebenfalls 
beschränkt und wird von der 
Bayerischen Polizei kontrolliert. 
Wir legen Wert auf hohe Sicher-
heitsvorkehrungen. Es geht hier 
schließlich nicht nur um die Frage 
von Demonstranten und Chaoten, 
sondern auch um die Gefährdung 
durch internationale Terroristen.

Um den äußeren Sicherungs-
kreis gibt es einen 2,3 Meter 
hohen und sieben Kilometer 
langen Zaun.
Ich habe von Anfang an gesagt, 
dass wir kein Bollwerk wie in Heili-
gendamm 2007 errichten, entspre-
chend wird hier auch kein Beton 
gegossen. Es ist ein ganz norma-
ler Maschendrahtzaun, der an-
schließend für Straßenbaumaß-
nahmen oder im Gebirge gegen 
herabfallende Steine wiederver-
wendet werden kann. Die Umzäu-
nung hat in der dicht bewaldeten 
Gegend ein wesentliches Ziel: Nie-
mand soll sagen können, er habe 
nicht bemerkt, dass er in den Si-
cherheitsbereich eingedrungen ist.

Kommen auch Kameras zum 
Einsatz?
Selbstverständlich kommt auch 
moderne Überwachungstechnik 
zum Einsatz, das können auch 
Wärmebild- oder Infrarotkame-
ras und Ähnliches sein.

Die Strecke über Mittenwald 
nach Österreich ist stark 
 befahren. Werden in diesem 
Bereich Straßen gesperrt?
 Alle Orte werden für die Anwoh-
ner grundsätzlich frei anfahrbar 
bleiben. Natürlich haben wir im 
Vorfeld anreisende Chaoten im 
Blick, und die Polizei wird ge-
zielte Kontrollen vornehmen. 
Langfristige Straßensperrungen 
sind nicht beabsichtigt, kurzfris-
tig kann es aber dazu kommen, 
etwa wenn Staatsgäste anrei-
sen. Am 7. und 8. Juni empfeh-
len wir, schon zur Entlastung 
des Verkehrsnetzes, Fahrten, die 
nicht unbedingt notwendig sind, 
zu vermeiden und einen Bogen 
um die Region zu machen. Zu-
rückkehrende Italien-Urlauber 
werden bereits im Inntal ent-
sprechende Verkehrshinweise 
finden.

Wird die Bahnstrecke Gar-
misch–Mittenwald gesperrt, 
da mittels einer Notbremsung 
dort viele Demonstranten   
nahe an den Sperrkreis heran-
geführt werden könnten?
Voraussichtlich wird aus Sicher-
heitsgründen an den beiden Gip-
feltagen die Bahnstrecke tem-
porär gesperrt werden müssen. 
Gemeinsam mit der Deutschen 

Unsere POLIZEI 
      ist gut vorbereitet
Wie schützt der Freistaat seine internationalen Staatsgäste  

beim G7-Gipfel? Mit Bayerns Innenminister Joachim Herrmann sprach 
Andreas von Delhaes-Guenther. 

POLITIK

Wir werden 
bis zu 17.000 
Polizisten 
einsetzen, um 
für alle die  
Sicherheit zu 
gewährleisten 

,,
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Bahn wollen wir die Einschrän-
kungen für die Bürgerinnen und 
Bürger aber so gering wie möglich 
halten. Daher wird ein entspre-
chender Schienenersatzverkehr 
mit Bussen geplant.

In linken Internetforen kann 
man wieder aggressive 
 Sprüche bezüglich des G7-Pro-
testes lesen. Befürchten  
Sie gewalttätige Ausschreitun-
gen wie in Frankfurt?
Nein, ich hoffe nicht, dass es dazu 
kommt. Die Polizei muss aber auf 
entsprechende Versuche gewalt-
bereiter Gipfelkritiker vorbereitet 
sein – und sie ist es. Wir garantie-
ren jedem Bürger sein friedliches 
Demonstrationsrecht, das gehört 
zum Selbstverständnis im demo-
kratischen Rechtsstaat. Gewalt 
wie in Frankfurt gehört nicht da-
zu. Das werden wir auf jeden Fall 
sofort und nachdrücklich unter-
binden.

In München wurde für den 
 Vortag des Gipfels eine große 
 Demonstration angekündigt, 
dazu ein „Gegengipfel“ und 
viele weitere Proteste in Gar-
misch-Partenkirchen, Mitten-

wald und Klais. Wie rüstet sich 
Bayern gegen den Schwarzen 
Block?
In München sehen wir das der-
zeit überwiegend nicht so pro-
blematisch. Nach dem derzeiti-
gen Kenntnisstand sind dort die 
Veranstalter, die besonderen Wert 
auf Gewaltfreiheit legen. In Gar-
misch-Partenkirchen sind aber 
auch Anmelder mit Verbindun-
gen zu gewalttätigen Kreisen. Die 
Auflagen für dortige Demonstra-
tionen erteilt das Landratsamt 
Garmisch-Partenkirchen. Es wird 
sich noch zeigen, ob weitere Ver-
anstaltungen zum G7-Gipfel an-
gemeldet werden, die wir beglei-
ten müssen. Klar ist jedenfalls, 
dass wir eine Blockade von Stra-
ßen wie in Frankfurt nicht zulas-
sen werden.

Nehmen wir an, der Casus 
 Belli, der „Kriegsfall“, tritt ein. 
Wie wird mit Gewalttätern 
 verfahren?
Wird ein Gewalttäter auf frischer 
Tat beobachtet, wird er sofort 
festgenommen und, je nach La-
ge der Dinge, so schnell wie mög-
lich dem Haftrichter vorgeführt. 
Es werden Ermittlungsrichter im 

gesamten Veranstaltungsbereich 
in Bereitschaft sein. Das gilt vom 
Flughafen über München bis 
nach Garmisch-Partenkirchen 
und Mittenwald.

Was geschieht bei unangemel-
deten Demonstrationen, Sitz-
blockaden oder Aktionen wie 
Paraglidern oder Drachen-
fliegern? Ist die Polizei darauf 
vorbereitet?
Ja. Die Polizei ist alle Konstel-
lationen in der Einsatzplanung 
durchgegangen und hat sich 
gut vorbereitet. Unsere Strate-
gie setzt vor allem auf Deeskala-
tion. Wir wollen, dass friedliche 
Demonstranten nicht provo-
ziert werden, sind aber auf ge-
walttätige Angriffe vorbereitet. 
Das gilt auch im Hochgebirge: 
Unsere Polizisten, insbesonde-
re aus den Inspektionen Gar-
misch-Partenkirchen oder Mit-
tenwald, haben fast alle alpine 
Erfahrungen.

Welche anderen Vorkehrun-
gen wurden getroffen, wenn 
es zu Ausschreitungen oder 
Verhaftungen kommen sollte?
Es wird neben den Polizeikräf-
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ten eine große Anzahl von Ret-
tungsdiensten und Feuerwehren 
in Bereitschaft sein, etwa wenn 
versucht wird, etwas in Brand zu 
setzen. Es werden auch Sanitäter 
unterwegs sein, die Hitzegeschä-
digten helfen können, wenn es 
ein heißer Sommertag sein sollte. 
Krankenhäuser, Gerichte und Be-
hörden sind ebenfalls bereit.

Beim Frankfurter Krawall ge-
gen die EZB-Einweihung wurde 
die Feuerwehr beim Löschen 
behindert.
Sie können sicher sein, dass wir 
auch im Blick haben, unsere Ret-
tungskräfte zu schützen.

Die Frankfurter Polizei sah 
insbesondere in den Camps  
ein Rückzugsgebiet für 
Gewalt täter, einen Hort für 
 improvisierte Waffen und  
die Planung von Straftaten. 
Wird es solche Einrichtun-
gen in Bayern geben? Zuletzt 

hieß es, die G7-Gegner hätten 
eine Wiese am Ortsrand von 
Garmisch für ein 1.000-Mann-
Camp gepachtet.
Wir haben die Gemeinden und 
die Grundstücksbesitzer vor Ort 
auf die Gefahren solcher Camps 
hingewiesen. Nicht nur, dass 
sie oft genug die Quelle gewalt-
tätiger Ausschreitungen waren, 
wie in Gorleben, Heiligendamm 
oder auch beim NATO-Gipfel 
2009. Auch wurden Schäden oder 
Pachtzahlungen nicht immer von 
den Mietern bezahlt. Aber letzt-
lich liegt die Entscheidung in der 
Verantwortung der Eigentümer. 
Das Landratsamt und die Polizei 
werden natürlich mögliche Auf-
lagen für die Camps genau prü-
fen, etwa im Hygiene- oder Um-
weltbereich.

Funktioniert denn der Digital-
funk in der Region bereits?
Ja, er ist schon voll einsatzfähig 
und belastbar, auch wenn meh-

rere Hundert Einsatzkräfte zu-
gleich funken.

Könnte die Polizei ein weiteres 
Großereignis in Bayern, wie eine 
Naturkatastrophe, absichern?
Die Polizei im Freistaat hat die 
höchste Personalstärke erreicht, 
die es jemals gab, wir sind also 
personell gut aufgestellt.

Aus der Bevölkerung hört man 
immer wieder die Frage: 
 Warum werden solche Gipfel 
nicht auf gut zu schützenden 
Inseln abgehalten?
Ja, das ist richtig, aber ich habe 
den Ort nicht ausgewählt, sondern 
die Kanzlerin. Rein unter Sicher-
heitsaspekten betrachtet wäre na-
türlich die Insel Herrenchiemsee 
besser geeignet gewesen. Aber das 
erschien der Kanzlerin nicht das 
richtige Ambiente für die Themen, 
um die es auf dem Gipfel geht, wie 
Umweltprobleme oder die Zu-
kunft der Menschen in Afrika.

Die Bayerische  
Polizei koordiniert 
den Großeinsatz 
weit räumig. Sogar 
ein G7-Gipfel-Bür-
gertelefon ist freige-
schaltet. Über die 
kostenfreie Rufnum-
mer 0800-77 66 330 
hat man die Mög-
lichkeit, Fragen an 
die Polizei zu stellen.

So schmeckt Bayern.
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Zum Anlass des Gipfels hat 
Bayern das Digitalfunknetz 
im Oberland deutlich aus-
gebaut. Auch der Breitband-
ausbau ist vorangetrieben 
worden. Davon profitieren 
die Oberbayern, auch wenn 
der Gipfel wieder vorbei ist.
In Bauprojekte in der Re gion 
ist ebenfalls einiges inves-
tiert worden. Die Gemein-
den rund um den Tagungs-
ort haben neue Trink- und 
Abwasserleitungen erhal-
ten, auch die Restauration 
der Ortskerne und Bahn-
höfe ist beschleunigt wor-
den. Allein das Dorf Krün 
hat mehr als neun Millio-
nen Euro vom Freistaat er-
halten.

Zudem bekommen die 
Gemeinden Mittenwald und 
Krün Zuschüsse für neue 

Feuer wehrausrüstung . 
Auch die Gemeinde Wall-
gau darf sich über eine neue 
Umfahrung freuen. Der 
Isartaler Tourismus-Ver-
bund „Alpenwelt Karwen-
del“ meldet ebenfalls Pro-
jekte im Zusammenhang 
mit dem G7-Gipfel: den er-
weiterten Anschluss des 
Elmauer Hochtals an das 
öffentliche Wasser- bezie-
hungsweise Kanalnetz so-
wie die Erneuerung des 
Asphaltbelages der Zu-
fahrtsstraße via Klais.

Die Renovierung des 
Krüner Bahnhofs begann 
bereits im August 2014. 
Auch soll der barrierefreie 
Ausbau des Bahnhofs Mit-
tenwald erfolgen. Daneben 
sollen die Vorplätze der bei-
den Rathäuser in Krün und 

Mittenwald zeitgemäß mo-
dernisiert werden. Zudem 
soll die Verbindung nach 
Elmau von Mittenwald über 
die Lauterseestraße im 
Zuge der Baumaßnahmen 
für den G7-Gipfel ertüchtigt 
werden. Auch lokale Bau-
unternehmen profitieren 
durch die erhöhte Auftrags-
lage vom G7-Gipfel.

Tourismusexperten er-
warten für diesen Som-
mer einen deutlich größe-
ren Gästeandrang in die 
Region, weil viele Touristen 
sich auf den Gipfelpfaden 
der Prominenten bewegen 
wollten. Die internationale 
Sichtbarkeit Oberbayerns 
durch die Berichterstat-
tung in allen Weltmedien 
wirke wie eine gigantische 
Werbekampagne.

So profitiert die Region
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Was werden denn die Sicher-
heitsvorkehrungen insgesamt 
kosten?
Der gesamte Aufwand wird rund 
130 Millionen Euro kosten, also 
nicht nur die Sicherheit, sondern 
beispielsweise auch, die Infra-
struktur zu verbessern. Die end-
gültigen Kosten werden aber erst 
nach dem Gipfel feststehen.

Das hört sich alles ein wenig 
nach Bürgerkrieg an, sagt die 
SPD. Stimmt das?
Ich hoffe sehr, dass uns bürger-
kriegsähnliche Zustände in Bay-
ern erspart bleiben. Aber das liegt 
letzten Endes an den Gewalttä-
tern. Es ist der Auftrag der Poli-
zei, Gewalt bestmöglich zu ver-
hindern, und dem wird unsere 
Polizei auch nachkommen. Per-
sönlich glaube ich, dass sich Bay-
ern und auch das Werdenfelser 
Land als eine sehr attraktive, gast-
freundliche Region präsentieren 
werden. n

POLITIK



Herr Ministerpräsident, die 
ganze Welt schaut in diesen Ta-
gen nach Bayern – freuen Sie 
sich auf den Gipfel in Elmau?
Ja, außerordentlich! Die Kanzle-
rin hat mich vor über einem Jahr 
gefragt, ob ich den Gipfel in Bay-
ern haben möchte, und ich habe 
spontan Ja gesagt!
 
Jetzt bringen die Teilnehmer  
ja ein ganzes Paket an schwie-
rigen Themen mit – welche 
stehen für Sie ganz oben auf 
der Agenda?
Wir haben so viele Brennpunkte 
auf der Welt wie selten zuvor. Ob 
im Nahen und Mittleren Osten, in 

der Ukraine, in Afrika, in Asien … 
Und deshalb steht immer an ers-
ter Stelle die Sicherung von Frie-
den und Freiheit im Zeitalter des 
Terrorismus. Dann geht es natür-
lich um die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit mit etlichen Spe-
zialthemen wie zum Beispiel dem 
Freihandelsabkommen TTIP, der 
Linderung von Hunger und Ar-
mut auf dieser Welt und der welt-
weiten Flüchtlingsproblematik. 
50 bis 60 Millionen Menschen 
sind weltweit auf der Flucht, da 
interessiert Bayern besonders 
die Bekämpfung der Fluchtur-
sachen. Nur immer die Frage zu 
diskutieren, wie wir die Flücht-

linge verteilen können, wird auf 
Dauer nicht die notwendige Ak-
zeptanz in der Bevölkerung fin-
den. Die Menschen wollen, dass 
wir als Weltgemeinschaft dort 
helfen, wo die Flüchtlinge heute 
leben, damit sie in ihrer Heimat 
bleiben können.
 
Ist den Menschen in Deutsch-
land und Bayern das Ausmaß 
dieses Themas wirklich be-
wusst? Wissen sie, welche 
enormen Herausforderungen 
da noch auf uns zukommen?
Der europäische Kontinent und 
Deutschland sind ein Hauptziel 
der Flüchtlinge. Wir sind ja ei-

Die EU muss TATEN    folgen lassen
Ministerpräsident Horst Seehofer im Gespräch mit Marc Sauber – 

Fototermin in der neuen CSU-Landesleitung
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ne Wohlstandsregion, die Men-
schen orientieren sich dorthin, 
wo sie ein besseres Leben erwar-
ten. Und deshalb ist hier in der Tat 
eine wahrheitsgemäße Aufklä-
rung der Menschen erforderlich, 
welche gigantische Aufgabe die 
Weltgemeinschaft zu lösen hat.
 
Wir alle kennen die grausamen 
Bilder der Flüchtlingsdramen, 
die sich vor Lampedusa abspie-
len. Die Flüchtlingsproblema-
tik ist eine internationale The-
matik, die uns alle angeht. Die 
Menschen wollen helfen, aber 
viele Gemeinden geraten auf-
grund der immensen Flücht-
lingszahlen zeitweise an den 
Rand ihrer Möglichkeiten. Wie 
ist die Situation aktuell?
Die Situation ist streckenweise 
dramatisch, in vielen Kommu-
nen ist die Grenze der Aufnahme-
fähigkeit erreicht, ja schon über-
schritten. Die Bevölkerung schaut 
sehr genau hin, was da geschieht. 
Während wir vor einem Jahr bei 
deutlich niedrigeren Flüchtlings-
zahlen eine enorme Welle der 
 Solidarität und Hilfsbereitschaft 
feststellen konnten, rücken jetzt 
auch verstärkt Fragen in den Fo-
kus, die die Sorgen und Ängste der 
Bevölkerung ausdrücken. Es wer-
den Fragen an uns gerichtet, wie 
„Steht ihr diesem Thema nicht 
ohnmächtig gegenüber?“ oder 
„Wo soll das enden? Wir können 
doch nicht die Probleme der gan-
zen Welt in Bayern lösen.“ Solche 
Fragen kommen jetzt auf, und 
die müssen beantwortet werden, 
denn sonst ist diese Entwicklung 
ein Nährboden für politisch Ra-
dikale, und das wollen wir nicht! 
Das müssen schon die Demokra-
ten und wir als Volkspartei lösen! 
Wir haben drei starke Säulen un-
serer Zuwanderungspolitik: Im-
mer die Humanität an erster Stel-
le, das Zweite ist die Bekämpfung 
der Fluchtursachen in den Her-
kunftsländern, und das Dritte ist 
das Abstellen des Missbrauchs, 
also wenn sich Menschen auf 
Fluchtgründe berufen, die es in 
der Realität gar nicht gibt, vor al-
lem aus dem Balkan.

Das bayerische Sozialministe-
rium rechnet in diesem Jahr 
noch mit bis zu 100.000 Flücht-
lingen, die in Bayern ankom-
men werden …
Bei aller Hilfsbereitschaft dürfen 
wir uns auch keinen Illusionen 
hingeben. Es ist nicht so, dass wir 
jeden Zustrom verkraften könn-
ten. Sie können in einer Gemein-
de mit 2.000 Einwohnern keine 
800 Flüchtlinge unterbringen. 
Das verändert die Struktur in ei-
ner Gemeinde, sodass es neben 
der Bekämpfung der Fluchtursa-
chen auf die richtige Verteilung 
ganz entscheidend ankommt. 
Wir brauchen eine gerechte Ver-
teilung in Deutschland und eine 
gerechte Verteilung in Europa. Es 
geht nicht an, dass fünf Länder 
in Europa, von 28 Mitgliedsstaa-
ten der EU, die ganze Problema-
tik schultern. So stellt sich die Be-
völkerung Europa nicht vor.
 
Sie fordern insgesamt mehr 
Solidarität von der EU, jetzt 
kam der Vorschlag zur Vertei-
lung der Flüchtlinge nach 
 Quoten in der ganzen EU – was 
muss noch passieren?
Vor allem müssen den Worten 
 Taten folgen. Die EU muss jetzt 
den guten Ankündigungen kon-
krete Schritte folgen lassen. Das 
gilt für die Verteilung der Flücht-
linge, für die Abwehr des Miss-
brauchs – da kann Europa an den 
Außengrenzen eine ganze Menge 
leisten, gerade im Hinblick auf den 
Balkan. Es ist einerseits natürlich 
richtig, die Menschen auf dem 
Meer vor dem Ertrinken zu ret-
ten. Aber andererseits muss auch 
den kriminellen Banden, die ver-
suchen, mit dem Leid der Flücht-
linge Geschäfte zu machen, das 
Handwerk gelegt werden. Und da 
bin ich sehr dafür, dass die inter-
nationale Staatengemeinschaft 
nicht nur die Menschen rettet, 
sondern die Verfolgung derer, die 
die Menschenschicksale gewis-
senlos ausnützen, auch mit mili-
tärischen Mitteln durchführt. 
 
Generell betrachtet – kann 
man sagen, dass Politik immer 

schwieriger wird, weil die The-
men globaler geworden sind 
und somit nicht mehr an den 
Landesgrenzen haltmachen?
Ja, die Politik wird vielfältiger, 
wird komplexer, weil jedes Pro-
blem auf unserem Planeten 
gleichzeitig auch ein Problem in 
Deutschland, in Bayern ist! Eben 
die Flüchtlingssituation, die Wirt-
schaftsfragen, die Fragen der in-
neren und äußeren Sicherheit und 
so weiter. Politik muss heute glo-
baler betrachtet werden. Wir kön-
nen nicht mehr sagen: „Haupt-
sache, uns geht es in Bayern gut“, 
das ist schön, und das stellen wir 
auch sicher, wir müssen den Men-
schen aber auch immer wieder 
vor Augen führen, dass es uns auf 
Dauer nur gut gehen kann, wenn 
es den wichtigen Regionen auf 
dieser Welt auch gut geht. Es gibt 
da keinen Rückzug mehr auf die 
eigene Heimat allein. Die ist wich-
tig, gerade für uns in Bayern, aber 
daneben muss die Weltoffenheit 
stehen. Die Heimatliebe muss 
immer verbunden sein mit der 
Weltoffenheit. 
 
Ein weiteres Megathema ist die 
weltweite Digitalisierung. Sie 
wird unser Leben in den kom-
menden Jahren spürbar ver-
ändern, steht aber leider nicht 
auf der Agenda des G7-Gipfels. 
Wie wollen Sie unsere Gesell-
schaft auf den bevorstehenden 
Wandel vorbereiten?
Wenn ich mir meine Kinder und 
andere junge Leute anschaue, 
dann muss ich mir eher Sorgen 
machen, dass die Politik bei der 
Bevölkerung noch hinterher-
kommt! Der Wandel ist so rasant, 
dass wir alle Hände voll zu tun ha-
ben, das Tempo zu halten und die 
politischen Rahmenbedingun-
gen für den digitalen Aufbruch 
zu gestalten. Dabei geht es um 
die Infrastruktur, wie das Hoch-
geschwindigkeitsinternet, aber 
dann auch bei der Anwendung in 
der Medizin, in der Wirtschaft, in 
der Bildung. Ich glaube, wir müs-
sen den Begriff „Gesellschaft 4.0“ 
vermitteln, denn die Digitalisie-
rung wird jeden Bereich unseres 

SAUBER NACHGEFRAGT

Wir helfen 
Menschen in 
Not. Aber  
Europa muss 
die Flücht-
linge gerech-
ter verteilen 
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Lebens durchdringen. Das müs-
sen wir ermöglichen, denn das ist 
ein Segen, ich möchte gar nicht 
mehr zurückdenken an meine 
Jugendzeit – ohne Internet, Com-
puter oder Smartphone. Jetzt geht 
es darum, diese Entwicklungen 
nicht einfach treiben zu lassen, 
sondern die Möglichkeiten da-
für zu schaffen, dass diese Chan-
cen im Bayerischen Wald genau-
so  genutzt werden können wie  
in München am Stachus, aber 
daneben auch das zweite große 
 Bedürfnis der Bevölkerung er-
füllt wird – und das ist die Daten-
sicherheit!
 
Manchmal kann man den Ein-
druck gewinnen, eben durch 
die Digitalisierung und Globali-
sierung dreht sich die Welt 
 jeden Tag ein bisschen schnel-
ler – und die Politik kommt  
den rasanten Veränderun-
gen fast nicht mehr hinterher. 
Täuscht dieser Eindruck?
Das ist etwas, was mich unge-
mein beschäftigt. Diese Trägheit 
der Prozesse, von der Formulie-
rung eines Koalitionsvertrags 
bis zur Umsetzung, bis zur Ge-
setzgebung, bis zur Verabschie-
dung, bis zum Inkrafttreten – das 
ist für mich immer so was wie eine 
kleine Weltreise. Sie haben schon 
recht, das ist ein mühsamer Pro-
zess, vielleicht ist er sogar noch 
 etwas mühsamer geworden in 
den vergangenen Jahren. Natür-
lich braucht Demokratie auch 
 ihre Zeit. Aber wenn wir die deut-
sche Einheit so angepackt hätten, 
hätten wir sie vielleicht bis heute 
nicht über die Bühne gebracht. Da 
braucht es dann auch mal schnel-
le Entscheidungen. 
 
Wenn man sich dann die Inter-
netgiganten im kalifornischen 
Silicon Valley anschaut, die 
 unser Leben mehr und mehr 
bestimmen, da gehen die Dinge 
irgendwie schneller voran.  
Die überholen uns doch, oder?
Darum sagt ja der Vorstandsvor-
sitzende von Siemens: Man muss 
das Silicon Valley nicht kopieren, 
sondern kapieren! Diese Dyna-

mik, diese Innovationskraft zu 
kapieren, das ist das Wichtigste.
 
Was ist anders im Silicon Val-
ley? Wir haben in Deutschland 
doch eigentlich alles, was wir 
brauchen – die Rahmenbedin-
gungen sind da. Liegt es nur an 
der inneren Einstellung?
Ja, das hat viel mit der inneren 
Einstellung zu tun, mit der Men-
talität. Bewahre ich, verwalte 
ich oder will ich gestalten? Will 
ich Zukunft erobern? Das heißt 
ja auch, ich muss mich öffnen 
für neue Ideen, für neue Über-
legungen, die vielleicht auch mal 
da oder dort scheitern. Aber das 
Scheitern kann einen auch nach 
vorn bringen. Am Bayernku-
rier gefällt mir die Bereitschaft, 
sich zu verändern, um Zukunft 
zu gewinnen. Das ist ein Erfolgs-
geheimnis! Ich sage aber auch 
immer wieder, der Erfolg ist der 
größte Feind des Erfolgs. Wir wa-
ren mal ein sehr armes Land hier 
in Bayern. Durch gezielte, kluge 
Entscheidungen der Politik haben 
wir eine Spitzenstellung erreicht, 
und jetzt stellen wir die Weichen 
für die Zukunft. Wir dürfen nie sa-
gen, jetzt sind wir fertig – das wä-
re schon wieder der erste Schritt 
in Richtung Abstieg. Es gibt kei-
nen Wohlstand, es gibt keine sozi-
ale Sicherheit ohne Leistung. Und 
Leistung erfordert immer wieder 
Veränderung. Das sind die Zu-
sammenhänge.
 
Wir sprachen über die Trägheit 
der Prozesse im politischen 
Alltag – da muss man natürlich 
auch nach dem Zustand der 
Großen Koalition in Berlin fra-
gen. Da würde sich der ein oder 
andere Bürger doch schnellere 
und zielführendere Entschei-
dungen wünschen.
Das erste Jahr lief gut, aber es ist 
jetzt schwieriger geworden. Das 
hat damit zu tun, dass die SPD bei 
ihren Umfragewerten um die 25 
Prozent verharrt und unruhiger 
und nervöser geworden ist, das 
spürt man ganz deutlich. Wir ha-
ben einige Grundforderungen der 
Sozialdemokraten im Wege des 

Kompromisses mitgetragen, um 
eine Regierung für das Land bil-
den zu können. Aber das hat auch 
Grenzen, wenn es an die Identität 
der Union geht. Und da ist einer 
der ganz großen Differenzpunkte 
dieser Hang zum Staatsbürokra-
tismus, da unterscheiden sich 
die Linken von den Bürgerlichen 
wirklich ganz gewaltig. Dieser 
Hang, jeden Lebensbereich mit 
Paragrafen vollzupflastern, mit 
Reglementierungen – nehmen Sie 
nur den Irrsinn bei der Bürokratie 
des Mindestlohns. In bestimmten 
Branchen alle für verdächtig zu er-
klären und mit der Polizei zu kon-
trollieren, um das eine schwarze 
Schaf zu finden. Wir haben da ei-
ne völlig andere Auffassung – den 
Menschen die Freiheit zu lassen, 
das ist ja das Wesen der sozialen 
Marktwirtschaft, die Motivati-
on, die aus der Freiheit kommt, 
und natürlich zu wissen, dass der 
Mensch nicht vollkommen ist, 
aber es reicht, die wenigen Un-
anständigen  herauszufiltern und 
nicht die ganz, ganz große Mehr-
heit der Anständigen mit Kontrol-
le und Bürokratie zu überfordern. 
Das ist mir in den vergangenen 
eineinhalb Jahren Große Koali-
tion mit den Sozialdemokraten 
wieder mal richtig bewusst ge-
worden, dass da ein völlig ande-
res Grundverständnis von Ge-
sellschaftspolitik vorherrscht. 
Bevormundung, Umerziehung, 
Ideologie, Kon trolle, Bürokra-
tie – und wir stellen dagegen die 
Freiheit in den Mittelpunkt. Na-
türlich muss die Freiheit verant-
wortungsvoll wahrgenommen 
werden, das ist klar – sonst kann 
man nicht vernünftig zusammen-
leben, aber das rechtfertigt nicht 
einen gigantischen Staatbürokra-
tismus. 

Macht das noch Spaß mit der 
SPD?
Ich hatte schon vergnüglichere 
Momente in meiner politischen 
Laufbahn.

Gerade beim Thema Energie-
wende ist es ein munteres Hin 
und Her zwischen Berlin und 

SAUBER NACHGEFRAGT

Das erste Jahr 
der Großen 
Koalition lief 
gut. Aber jetzt 
wird die SPD 
nervös

,,
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Neue CSU-Landesleitung in München. Ende des Jahres bezieht die Partei im Norden Münchens neue Räumlichkeiten. Die hellen, 
offenen Strukturen im ehemaligen Langenscheidt-Haus in der Mies-van-der-Rohe-Straße 1 stehen für Modernität und Transparenz.



München – was erwarten Sie 
da von Sigmar Gabriel?
Er ist Bundesminister für Ener-
gie, diese Republik hat 16 Bundes-
länder, und ich erwarte schlicht, 
dass er die Interessen dieser 16 
Bundesländer ausgleicht. Aus 
der Atomenergie auszusteigen, 
in den Kohlestrom einzusteigen, 
das ist kein gerechter Interessen-
ausgleich! Das ist eine einseitige 
Berücksichtigung der Interessen 
der Kohleländer im Osten und im 
Westen. Einseitigkeiten zulasten 
der Bayern wird es mit mir nicht 
geben. Wir haben hier die baye-
rische Bevölkerung zu vertreten, 
und dazu gehört auch der Schutz 
von Natur und Landschaft in 
 Bayern.
 
Die Forderung aus Bayern, den 
sogenannten Süd-Link über 
Hessen und Baden-Württem-
berg ins schwäbische Gund-
remmingen zu führen und nicht 
durch Unterfranken, stieß auf 
heftigen Widerstand außer-
halb Bayerns. Wenn man sich 
die Pläne für die Strom trassen 
anschaut, dann würden durch 
Bayern 400 Kilometer neue 
Stromtrassen laufen und durch 
Baden-Württemberg nur  
100 Kilometer. Also müsste 
der bayerische Vorschlag doch 
 verständlich erscheinen.
Nicht nur verständlich, sondern 
sogar selbstverständlich! Man 
sollte sich nicht rechtfertigen 
müssen, die Interessen der eige-
nen Bevölkerung zu vertreten! Ja 
wo leben wir denn eigentlich? Das 
ist meine politische Glaubensleh-
re seit fast 40 Jahren, ich komme 
aus kleinen Verhältnissen und 
habe immer Politik vor allem da-
nach bestimmt, was ist im Inter-
esse des Gemeinwohls, was ist im 
Interesse der Bevölkerung – und 
nicht, wie kann ich die Bevölke-
rung mit unsinnigen politischen 
Entscheidungen bestrafen. Das 
ist mein politisches Glaubensbe-
kenntnis. 
 
Auf der anderen Seite werden 
die Menschen auch langsam 
unruhig und wollen wissen, wie 

es mit der Energiepolitik wei-
tergeht ...
Ja, das verstehe ich ja auch! Des-
halb ist auch die Feststellung 
falsch, die Bevölkerung lehnt 
 immer dann, wenn sie selber be-
troffen ist, alles ab. Wenn Sie der 
Bevölkerung plausibel Notwen-
digkeiten erklären  können, dann 
trägt die Bevölkerung auch Maß-
nahmen mit. Wenn Sie zum Bei-
spiel sagen können, eine Strom-
trasse ist erforderlich für die 
Sicherung unserer industriellen 
Arbeitsplätze, aber wir führen 
die Stromtrasse auf einer beste-
henden Trasse und ziehen kei-
ne neue Leitung quer durch die 
Landschaft, dann verstehen das 
die Menschen, und ich ernte Zu-
stimmung. Mir kann keiner er-
klären, warum man durch fünf 
 Regierungsbezirke in Bayern ei-
ne völlig neue Trasse ziehen muss. 
 
Wie ist der Zeitplan – wann 
können Sie hier Definitives ver-
melden?
Ich möchte mithelfen, dass wir 
vor der Sommerpause die Grund-
entscheidungen treffen. Das setzt 
aber voraus, dass der Bundeswirt-
schaftsminister in Berlin bereit 
ist, einen fairen Interessenaus-
gleich herbeizuführen. Dazu ist 
er als Bundesminister ja schließ-
lich auch verpflichtet, und des-
halb kann er auch nicht die Län-
der mit Kohlestrom bevorzugen. 
Ich sage umgekehrt, wenn wir mit 
unseren Interessen ausreichend 

berücksichtigt werden, dann bin 
ich auch bereit, Herrn Gabriel bei 
einem vernünftigen Energie-Mix 
zu helfen.
 
Über Jahrzehnte galt die Süd-
tangente zwischen den beiden 
unionsgeführten Ländern Bay-
ern und Baden-Württemberg 
als eine schlagkräftige Einheit. 
Nun sieht die jüngste  Umfrage 
Grün-Rot erneut klar vorn. Das 
kann die Union im Gesamten 
doch nicht zufriedenstellen? 
Ich hoffe, dass das noch gedreht 
werden kann, die Wahl ist ja 
nächstes Jahr, gleich im März. 
Wenn es gewünscht wird, helfen 
wir der CDU in Baden-Württem-
berg, wo es nur geht. Wie man aus 
schwierigen Lagen wieder in sta-
bile Lagen kommt, das haben wir 
als CSU in den vergangenen sie-
ben Jahren ja gezeigt. Wir helfen 
da gerne mit, aber natürlich muss 
die CDU in Berlin da auch mithel-
fen – eine Erbschaftsteuerreform, 
die Erben, die ein Unternehmen 
fortführen und die Arbeitsplät-
ze aufrechterhalten wollen, auch 
noch mit einer verkappten Ver-
mögensteuer bestraft, das ist 
 gewiss kein Beitrag dazu. Das 
Heranziehen des Privatvermö-
gens in solchen Fällen lehnen wir 
energisch ab. Gerade im Ländle 
gibt es einen ganz starken famili-
engeführten Mittelstand, ähnlich 
wie in Bayern. Ich weiß aus vielen 
Gesprächen, die Familienunter-
nehmer sind entsetzt, wenn man 

Wir wollen die 
Abschaffung 
des Solis – 
das wäre die 
größte Steu-
ersenkung  
aller Zeiten

,,
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für ihre Betriebe wieder so etwas 
wie eine Vermögensteuer einfüh-
ren möchte. Ich bin dafür, dass es 
eine gerechte Besteuerung gibt, 
aber wenn jemand einen Betrieb 
fortführt und die Arbeitsplätze 
sichert, dann gibt es keinen ver-
tretbaren Grund für eine Besteu-
erung. Das liegt doch im volks-
wirtschaftlichen Interesse – wir 
können doch nicht in der einen 
Woche überlegen, wie können 
wir Existenzgründer fördern, da-
mit Arbeitsplätze entstehen, und 
in der nächsten Woche überlegen 
wir, wie können wir diese Betrie-
be stärker besteuern. Das ist doch 
widersinnig! Die Bayern werden 
einer Erbschaftsteuerreform in 
dieser Form nie zustimmen. 

Was will die CSU in der Steuer-
politik noch?
Wir sind für die Abschaffung des 
Solis – das wäre die größte Steuer-
senkung aller Zeiten!
 
Und die kommt auch? 
Die kommt! 
 
Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann will seinen Grü-
nen eine wirtschaftsnähere 
Politik verordnen. Bahnt sich 
da eine neue Süd-Tangente  
nur unter anderen Farben an?
Außerhalb von Wahlkämpfen, 
muss man ganz klar sagen, gibt 
es vernünftige Arbeitsverhältnis-
se zwischen allen Ministerpräsi-
denten. Das muss auch so sein, 

denn die Bevölkerung erwartet 
von uns im Alltag ja keine partei-
politischen Scharmützel, sondern 
konstruktive Arbeit. Wissen Sie, 
ich habe jetzt einige Jahrzehnte in 
der Politik hinter mir, heute sind 
die Menschen in allererster Linie 
interessiert an Lösungen! Wer hat 
die Personen und die Konzepte, 
um Lösungen herbeizuführen, 
und nicht um einen parteipoli-
tischen Streit auszutragen. Klar, 
sie wollen auch einen zünftigen 
politischen Aschermittwoch, an 
dem auch mal vom Leder gezogen 
wird. Das muss sein, aber im po-
litischen Alltag wollen die Men-
schen Lösungen für ihr persönli-
ches Leben, für ihr Land. 
 
Unsere Gesellschaft hat sich  
in den vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten tief greifend ver-
ändert, auch die Medienwelt 
und die politische Landschaft. 
Was ist das Rezept für eine er-
folgreiche Politik heute?
Zuverlässige Politikerinnen und 
Politiker, ständiger Kontakt mit 
den Menschen – und Lösungen! 
Nur schöne Worte können die 
Leute nicht mehr hören! Zuhö-
ren, verstehen, handeln – das ist 
mein Motto.
 
Sie haben angekündigt, ein 
Kompetenzteam für die 
kommen den Wahlen zu benen-
nen – auf welche Eigenschaften 
schauen Sie bei der Kandida-
tenauswahl ganz besonders?
Charakter, Zuverlässigkeit. Das 
ist durch nichts zu ersetzen. So 
wie die Politik von der Lebens-
praxis lebt, so lebt der Politikstil 
von Zuverlässigkeit und Charak-
ter. Die Leute merken das genau, 
wo ist nur Inszenierung und wo ist 
Substanz dahinter.
 
Welche Aufgabe wird das neue 
Kompetenzteam haben?
Wir haben jetzt drei wichtige Jah-
re vor uns, und das möchte ich 
strategisch perfekt vorbereiten. 
Dazu brauche ich neben den vor-
handenen Strukturen einen klei-
nen Stab an kompetenten und 
vertrauten Menschen. Das wird 

ein Team von etwa 14 Personen 
sein, in dem wir in regelmäßi-
ger Abfolge beraten, wie wir stra-
tegisch vorgehen. Da muss man 
sich blind aufeinander verlassen 
können, das Wichtigste ist hier 
das absolute Vertrauen unterei-
nander.
 
Christian Lindner hat seiner 
FDP einen neuen Stil ver- 
ordnet – wie bewerten Sie die 
„neue“ FDP?
Ich glaube, Deutschland braucht 
einen modernen Liberalismus, 
auch eine Partei, die so etwas ver-
körpert. Die FDP war immer auch 
ein ausgleichendes Element zwi-
schen den großen Volkspartei-
en. Zuversicht ist ein guter Weg-
begleiter, ich lade die Menschen 
jeden Tag ein, in den Zug der Zu-
versicht einzusteigen, Sie glauben 
gar nicht, was man mit einer po-
sitiven Einstellung alles bewegen 
kann. Ob die Freiheit der FDP über 
die Freigabe von Cannabis zu de-
finieren ist, da mache ich jetzt mal 
fünf dicke Fragezeichen dahinter. 
Das ist nicht die Freiheit – im Ge-
genteil! Sucht ist die stärkste Form 
der Unfreiheit. Das Konsumieren 
von Rauschmitteln führt in diese 
Unfreiheit, unweigerlich, gerade 
bei jungen Menschen.
 
Insgesamt betrachtet – ist mit 
der FDP wieder zu rechnen?
Ja! Sie werden sehen, dass die 
FDP im Jahr der Bundestagswahl 
ein ernst zu nehmender Wett-
bewerber ist. Ich kann uns als 
Union nur raten, auf unsere ei-
genen Stärken zu setzen. Die ha-
ben wir – mit unserem Personal, 
mit unseren Inhalten. Ich möch-
te hier ausdrücklich die Bundes-
kanzlerin hervorheben, die ja auf 
der ganzen Welt allerhöchsten 
Respekt genießt. Wenn wir mit 
der Kanzlerin, mit einem erst-
klassigen Programm, mit vollem 
Einsatz und mit Geschlossenheit 
ins Jahr 2017 gehen, können wir 
noch stärker abschneiden als bei 
der letzten Bundestagswahl.
 
Herr Ministerpräsident, vielen 
Dank für das Gespräch! 

SAUBER NACHGEFRAGT
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 Die Frage nach der Nation ist für Deutschland eine 
schwierige Frage. Das Heilige Römische Reich 
deutscher Nation konnte die Fürstentümer nicht 
zu einer Nation einen. Später hat die Spaltung der 

Christenheit der Nation die innere Einheit genommen, ob-
wohl in Nachbarstaaten längst staatsähnliche Verwal-
tungseinheiten entstanden waren. Der Gegensatz zwi-
schen Österreich und Preußen wirkte eher trennend als 
einend. Auch im 19. Jahrhundert blieb das deutsche Volk 
auf der Suche nach seiner Nation lange erfolglos. Der Na-
tionalsozialismus diskreditierte den Gedanken des Nati-
onalen. Die Trennung Deutschlands nach dem Zweiten 
Weltkrieg nahm uns die Unbefangenheit, für Deutschland 
von einer Nation zu sprechen, wie es bei den „Vereinten 
Nationen“ üblich und selbstverständlich ist. Erst mit der 
Wiedervereinigung Deutschlands erleben wir wieder un-
beschwert, dass Demokratie auf ein Staatsvolk baut, das 
sich dank seiner Geschichte, seiner ethischen Maßstäbe, 
einer gemeinsamen Kultur des Zusammenlebens seiner 
Zusammengehörigkeit bewusst ist, gemeinsam Recht 
 setzen und durchsetzen will und damit die innere Recht-
fertigung für den Gedanken der Nation mitbringt. Die 
 Entwicklung des Arabischen Frühlings lehrt, dass die Ent-
staatlichung Krieg, Chaos, Tod und Flucht zur Folge hat. 
Eines der wesentlichen Fundamente institutionellen Zu-
sammenhalts bieten Religion und Kirchlichkeit. In dem 
Zusammenwirken von Staat und Kirche gewinnt die Ge-
schichte Deutschlands Stetigkeit. Sie entwickelt sich aus 
dem Verhältnis von weltlicher und kirchlicher Macht. Der 

Gegensatz zwischen Kaiser und Papst, Staat und Kirche, 
Politik und Religion handelt stets vom Zusammentreffen 
politisch Mächtiger mit einer Kirche, die selbst nach poli-
tischer Macht strebt, Mächtige auswählt und legitimiert, 
der Politik Maßstäbe setzt. Kirche und Papst gewannen 
gegenüber der weltlichen Herrschaft Eigenständigkeit ins-
besondere durch die Schaffung des kanonischen Rechts, 
einer eigenen Rechtsordnung der Kirche, die weltliche 
Herrschaft und Kirche trennte, und den Anspruch, unmit-
telbar von Gott eingesetzt zu sein, der Kirche vorbehielt. 
Reformation und Aufklärung verstärkten diese Trennung 
von Weltlichem und Geistlichem, fragten nach der Freiheit 
des (Christen-)Menschen. Diese Freiheit findet im moder-
nen Verfassungsstaat ihren Ausdruck in den Grundrech-
ten, insbesondere der Religionsfreiheit. 

Freiheit braucht außerstaatliche Quellen  
der Freiheitsfähigkeit 

Die Religionsfreiheit sichert in Art. 4 Abs. 2 GG die „unge-
störte“ Religionsausübung, aber auch die (negative) Frei-
heit, nicht zu glauben. Die Konfliktfälle sind geläufig: 
Muss der Staat in staatlichen Schulen Religionsunterricht 
anbieten? Darf er im Klassenzimmer ein Kreuz aufhän-
gen? Darf die Richterin auf der Richterbank ein Kopftuch 
tragen? Unterscheidet sich die christliche Ordensschwes-
ter von der kopftuchtragenden Lehrerin, ihren Lehrinhal-
ten und Erziehungszielen? Bestimmen die Kirchen ihr  
Arbeitsrecht nach dem Leitbild ihrer religiösen Dienstge-

Von Paul Kirchhof

Die FREIHEIT 
    liegt im Unterschied

Deutschlands nationale Identität wurzelt in tiefen Überzeugungen – 
auch religiösen. Der Staat muss daher den Religionen differenzierend begegnen. 

Anmerkungen zum Kopftuchurteil des Bundesverfassungsgerichts.
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meinschaft und stellen Anforde-
rungen der Religionszugehörig-
keit, der Lebensführung, des 
Zölibats, der Sonntagsarbeit, die 
der Staat nicht fordern dürfte? 
Bei diesen Fragen kann sich der 
Staat nicht auf eine Untätigkeit 
zurückziehen: Würde er keinen 
Religionsunterricht ermögli-
chen, kein kircheneigenes Ar-
beitsrecht zulassen, keine Kultursymbole zeigen, so be-
vorzugte er die Freiheit der Religionslosen vor der Freiheit 
religiöser Menschen. Die gleiche Religionsfreiheit für je-
dermann garantiert auch das Recht, diese Freiheit im öf-
fentlichen Leben wahrzunehmen. Die Garantie der Glau-
bens- und Religionsfreiheit anerkennt die Suche des 
Menschen nach dem Ursprung und Ziel seiner Existenz 
sowie nach dem Sinn der Welt und des individuellen 
menschlichen Lebens. Der Freiheitsgedanke trennt den 
freiheitsverpflichteten Staat von der freiheitsberechtigten 
Gesellschaft. Er versagt dem Staat, die religiösen Fragen 
zu stellen, und ist deshalb darauf angelegt, dass andere 
Institutionen – die Kirchen – auf diese Fragen antworten.

„Keine Verfassung 
garantiert sich selbst“ 

Joseph von Eichendorff fordert mit diesem Wort von der 
freiheitlichen Bedingtheit einer freiheitlichen Verfassung 
den Freiheitsaufbruch und ruft zum Kampf um Demo-
kratie auf. Er will die „öffentliche Gesinnung“ und den 
Staat zusammenführen, um ein „tüchtiges Fundament 
vernünftiger Freiheit“ zu legen und so die freiheitliche 
Staatsform als „innere Notwendigkeit“ wirklich ins Leben 
treten zu lassen. Dieser Gedanke bedeutet für das Verhält-
nis von Staat und Kirche, dass die Idee der Menschen-
rechte Gesellschaft und Staat für die religiösen Voraus-
setzungen auf andere Legitimationsinstanzen verweist, 
insbesondere die Kirchen als kulturelle Voraussetzungen 
der Freiheit versteht. Deshalb trifft die Kirchen eine Mit-
verantwortlichkeit für den Staat, die Christen für eine kon-
krete Humanität im gegenseitigen Zusammenleben. Der 
moderne Staat ist bei allen seinen Errungenschaften so 
verletzlich und in bestimmter Hinsicht konstitutiv arm, 
schwach und ohnmächtig, weil er darauf angewiesen ist, 
dass ihm die ethischen Voraussetzungen für sein Gelin-

gen von außen zukommen. Eine 
solche Verfassung baut nicht auf 
ein Tugendmodell, das vom 
Menschen Uneigennützigkeit, 
Opferbereitschaft, Liebe zum 
Vaterland und zu seinen Geset-
zen erwartet. Sie stützt sich viel-
mehr auf ein Interessenmodell, 
in dem der Mensch eigennützig 
handelt, die Tugend der Verant-

wortlichkeit damit nicht zur Rechtspflicht, wohl aber zur 
Bedingung der Möglichkeit von Freiheit macht. Gegen-
wärtig stellt sich für den Verfassungsstaat vermehrt die 
Aufgabe, seine Voraussetzungen freiheitskonform zu fes-
tigen und zu erneuern. 

Religion als eine Grundlage  
der Freiheitsfähigkeit 

Eine der wesentlichen Entstehungsbedingungen, Wir-
kungs- und Wahrnehmungsvoraussetzungen für Staats-
verfassung und Grundrechte ist die Religion. Das Grund-
gesetz geht von einem zur Würde und damit zur Freiheit 
befähigten Menschen aus (Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG). 
Damit nimmt die Verfassung die revolutionäre Aussage 
des Christentums auf, die nicht mehr nur den König als 
Abbild Gottes versteht, sondern die Unantastbarkeit von 
Menschenwürde und Freiheit jedem Menschen zuspricht. 
Auf diese Weise wird die Gesellschaft freiheitlich, und Un-
terschiede zwischen den Menschen werden eingeebnet. 
Unterschieden wird „nicht mehr Jude und Grieche, Sklave 
und Freier, Mann und Frau“; dem Recht liegt die Gleich-
heit des Menschen in innerer Berufung und Fähigkeit zur 
Freiheit zugrunde. Die Religion wird mit dieser Lehre von 
einer Entstehensquelle für Verfassungsrecht und Verfas-
sungsstaatlichkeit zur aktuellen Wirkungsgrundlage für 
die konkrete Verfassungsordnung, die ihre Legitimität aus 
der gelebten Anerkennung erhält. Der freiheitliche Staat 
baut auf die Bereitschaft der Menschen zum Recht, zur 
Friedensfähigkeit und zum Wunsch nach Freiheit. Des-
halb ist für den Staat wesentlich, ob die Kirchen zum Krieg 
oder zum Frieden auffordern, ob sie ihre Mitglieder einen 
Fanatismus oder eine Kultur des Maßes lehren, ob sie die 
Verfassungsprinzipien von Rechtsstaat, Demokratie und 
Sozialstaatlichkeit zurückweisen oder anerkennen, für 
Ehe und Familie oder für alltägliche Beliebigkeit werben, 
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Freiheit in den Kontext von Verantwortlichkeit stellen. Die 
Kirchen ergänzen das Menschenbild von der autonomen, 
freiheitsfähigen Person auch mit der Erfahrung, dass der 
Mensch sein ganzes Leben lang, bei der Geburt, als Kind 
und Jugendlicher, als Kranker, als Arbeitsloser und Ge-
brechlicher ein hilfsbedürftiges Wesen ist. In der Gegen-
wart eines sich der Formenbindung entziehenden, also 
durch Formenschwäche delegitimierten Staates schaffen 
die Kirchen mit ihren Formen – dem Kanon der Messe oder 
den Riten von der Taufe bis zur Beerdigung – feste Struk-
turen für ihre Mitglieder. Gleichzeitig halten weltumspan-
nende Kirchen staatliche Grundrechte und universale 
Menschenrechte stets in einem Sinnzusammenhang. Die 
Kirchen bleiben eine Entstehens- und aktuelle Wirkungs-
quelle für freiheitliches Verfassungsrecht. Beobachtet der 
Staat, dass unverzichtbare Freiheitsvoraussetzungen,  
etwa eine Bereitschaft zum Kind, nicht mehr gegeben sind, 
wird seine Gewährleistungsverantwortung zu einer 
Handlungsverantwortung: Ist das Freiheitsethos mangel-
haft, hat der Staat die dafür zuständigen gesellschaft-
lichen Institutionen zu stärken. Die Verfassung setzt  
Freiheitsfähigkeit, Freiheitsqualifikation und Freiheits-
bereitschaft jedes Berechtigten voraus; die Verfassungs-
wirklichkeit stellt den Staat immer wieder vor grund - 
le gende Freiheitsdefizite. Daraus ergibt sich ein Hand-
lungsauftrag; die Handlungsmittel sind dann freiheits-
konform zu gestalten. Das Gemeinnützigkeitsrecht bie - 
tet hierzu Maßstäbe. 

Zusammenwirken 
von Staat und Kirche 

Der Mensch, der die Frage nach Gott stellt und daraus 
 Folgerungen für sein Leben und die von ihm erlebte Ge-
meinschaft zieht, ist Individuum, Kirchenmitglied und 
Staatsangehöriger zugleich. Deshalb entlässt die Reli-
gionsfreiheit vom Staat den Menschen nicht in eine Leere 
ungeformter Individualität, sondern anerkennt im Staats-
kirchenrecht religiöse und kirchliche Strukturen, die eine 
Entfaltung der Religionen möglich machen. Die Religions-
freiheit braucht die institutionelle Festigkeit in der Kirche, 
wie die Wissenschaftsfreiheit die Universitäten braucht, 
die Berufsfreiheit der Arbeitnehmer in den Gewerkschaf-
ten eine Grundlage findet, die Freiheit des Journalisten 
Verlag und Sender voraussetzt und der Gerichtsschutz oh-
ne die In stitutionen der Gerichte leerlaufen würde. Wäre 

der religiöse Mensch allein auf die gemeinschaftlich wahr-
zunehmende Religionsfreiheit verwiesen, gewänne er ei-
ne gemeinschaftliche Freiheit vom Staat, nicht aber die 
Gemeinschaft seiner Kirche, in der er seine Religion wahr-
nimmt, erneuert und vertieft. Die Kirchen ihrerseits wür-
den bei bloßer Inanspruchnahme der Religionsfreiheit ih-
ren Nachbarschafts- und Partnerstatus zum Staat verlieren 
und auf eine Freiheit vom Staat zurückgeworfen.

Verschiedene freiheitliche  
Einwirkungen auf den Staat 

Bei der Wahrnehmung der Religions- und Kirchenfreihei-
ten kann der einzelne Grundrechtsträger wie auch jede 
einzelne Kirche eine eigene Lehre, eine eigene Bekennt-
nisform, eigenständige Institutionen und Organisationen 
entwickeln. Diese Verschiedenheiten belegen die tatsäch-
liche Freiheit und ihre Inanspruchnahme. Diese Unter-
schiede müssen dann aber auch von der Gesellschaft und 
vom Staat in ihrer Verschiedenheit zur Kenntnis genom-
men werden. Wenn eine Religionsgemeinschaft ihren Mit-
gliedern nachdrücklich das Leben in einer Ehe und die 
Bereitschaft zu Kind und Familie empfiehlt, eine andere 
hingegen die Verantwortlichkeit des einzelnen Menschen 
für Ehe und Familie weniger hervorhebt, sind diese Leh-
ren für die Zukunft von Staat und Gesellschaft bedeutsam: 
Der Staat ist darauf angewiesen, dass die Menschen von 
dem grundrechtlichen Angebot von Ehe- und Familien-
freiheit tatsächlich Gebrauch machen und damit die Zu-
kunft des Staates in einer Jugend sichern. Wenn die eine 
Religion ihren Mitgliedern empfiehlt, demokratische 
Wahl- und Mitwirkungsrechte wahrzunehmen, eine an-
dere Religion hingegen ihren Mitgliedern die Teilnahme 
an demokratischen Wahlen untersagt, muss wiederum ge-
rade der freiheitlichen Demokratie daran gelegen sein, 
dass ihre Bürger dank innerer Bindung und Bereitschaft 
ihre demokratischen Rechte auch tatsächlich ausüben. 
Wenn eine Religion die Gleichheit jedes Menschen betont 
und insbesondere die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau fordert, eine andere von der Frau ein lebenslanges 
Dienen erwartet, verhilft die eine Religion der Gleich-
berechtigung zur tatsächlichen Wirkung, während die 
 andere diese behindert. Auch die kirchlichen Lehren zur 
Religionsfreiheit oder Staatsreligion, zum Individual- oder 
Volkseigentum, zu Nächstenliebe oder Egoismus, zu Frie-
den oder Krieg begründen fundamentale Unterschiede in 

Die Kirchen bleiben 
eine Entstehens- und aktuelle 

Wirkungsquelle für freiheitliches 
Verfassungsrecht
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der inneren Bereitschaft der Menschen zu Freiheit und De-
mokratie. Würde der Staat diese Unterschiede übergehen, 
würde er durch Beurteilungs- und Entscheidungsschwä-
che seine eigene Zukunft als Verfassungsstaat gefährden. 
Der Staat wähnte sich gegen kirchlichen Einfluss immun, 
geriete aber unter kirchlichen Änderungsvorbehalt. Ge-
rade ein Staat, der Freiheit gewährt und deswegen Unter-
schiede erwartet, darf sich der Bedeutung dieser Unter-
schiede – den Ergebnissen betätigter Freiheit – für andere 
nicht verschließen: Er garantiert Berufsfreiheit, lässt aber 
nur den medizinisch Qualifizierten zum Arztberuf zu, 
schützt die Eigentümerfreiheit für jedermann, besteuert 
aber je nach Eigentumsunterschieden, garantiert eine 
gleiche Wissenschaftsfreiheit, zieht aber nur die qualifi-
zierten Wissenschaftler zu bestimmten Aufgaben heran. 
Freiheit heißt, sich unterscheiden zu dürfen. Der Freiheits-
garant achtet die Freiheit, indem er diese Unterschiede  
zur Kenntnis nimmt. Die These, wegen der gleichen Reli-
gionsfreiheit für jedermann müsse der Staat religiöse 
 Äußerungen und Institutionen in allen ihren Wirkungen 
undifferenziert gleich behandeln, ist deshalb falsch. Der 
Mensch ist bei der Wahrnehmung des Freiheitsrechts 
gleich, in den unterschiedlichen Ergebnissen der Frei-
heitsausübung hingegen verschieden. Dabei ist selbstver-
ständlich, dass die Gleichheit in der Freiheitsausübung 
nur den freiheitsberechtigten Menschen, nicht den frei-
heitsverpflichteten Staat berechtigt. Im Rahmen dieser 
Freiheit darf jeder auch in der Öffentlichkeit ein religiöses 
Symbol tragen, sein religiöses Leben individuell oder in 
Gemeinschaft gestalten, auch seine Lehren publizieren 
und seine Aussagen zu Staat und Verfassung veröffent-
lichen. Handelt hingegen der Staat, ist dieser nicht frei-
heitsberechtigt, sondern freiheitsverpflichtet. Jeder Rich-
ter weiß, dass er mit dem Anlegen der Robe seine Freiheit 
abgegeben und der Freiheit des Rechtsuchenden zu die-
nen hat. Der religiöse  Aufruf im Bulletin der Bundesregie-
rung hätte eine grundlegend andere Qualität als derselbe 
Aufruf einer Kirchen zeitung. Auch wenn der Staat einer 
 Religionsgesellschaft den Status einer „Körperschaft des 
 öffentlichen Rechts“ (Art. 140 GG, Art. 137 Abs. 5 WRV) ge-
währt, wird er vorher zu prüfen haben, ob die jeweilige Re-
ligionsgesellschaft in ihren  Zielen und ihrer Organisation 

den Wechsel von einer freiheitsberechtigten juristischen 
Person zu einer öffentlich-rechtlich befugten und gebunde-
nen Körperschaft vollziehen darf. 

Staatliche Pflege seiner  
kulturellen Voraussetzungen

Der freiheitliche Staat bewährt sich also gegenüber Reli-
gionsausübung und Kirchen, wenn er deren Unterschiede 
als Ausdruck der Freiheit anerkennt, die daraus zu ziehen-
den Folgerungen aber freiheitskonform gestaltet. Deshalb 
folgt die staatliche Förderung von Religion und Kirchen 
durch Finanz-, Organisations- und personelle Hilfen nicht 
dem Gießkannenprinzip, sondern unterscheidet – insbe-
sondere im Gemeinnützigkeitsrecht – nach privaten Spen-
den als Resonanz der Bürger auf kirchliche Tätigkeit. Un-
terstützt der Staat die Kirchen institutionell und finanziell, 
ist er nicht kulturblind, behauptet nicht, dass alle Religio-
nen für das Gelingen des freiheitlichen Verfassungsstaates 
gleich hilfreich seien, unterscheidet vielmehr für die staat-
liche Förderung – anders als bei Verboten und Geboten –, 
welche kirchlichen Lehren und Lebensformen seine Kul-
tur historisch entfaltet haben und gegenwärtig stützen, 
welche Religionen ihn anregen und bereichern, aber auch, 
welche Lehren ihn in seiner Verfasstheit verändern wol-
len. Religionsfreiheit meint das religiöse Handeln in Ver-
schiedenheit, das Aufeinandertreffen engagierter Be-
kenntnisse und Religionsausübungen, für die wir uns von 
den Kirchen einen fruchtbaren Dialog erhoffen. Freiheit 
bleibt aber Wagnis des Freien. Und wenn freiheitliche Un-
terschiede zur Aggression führen, sichert Art. 4 Abs. 2 GG 
die „ungestörte“ Religionsausübung: Der Staat ist zur Stö-
rungsabwehr, zur Gefahrenvorsorge verpflichtet. Je mehr 
die kulturellen Voraussetzungen des Verfassungsstaates 
sich verändern, desto mehr muss der Staat sich ihrer an-
nehmen. Die Präambel des Grundgesetzes spricht davon, 
dass diese Verfassung „im Bewusstsein seiner Verantwor-
tung vor Gott und den Menschen“ ergangen ist. Die Ver-
fassung ist Gedächtnis der Demokratie, Bilanz erreichter 
Rechtskultur. Braucht der Verfassungsstaat Partner, mit 
denen er die kulturellen Voraussetzungen seiner Verfas-
sung festigen und legitimieren kann, trifft er auf wenige 
Institutionen: die Familien, die Schulen, die Universitäten, 
die Kirchen. Deshalb ist es die hohe Kunst rechtsstaatli-
chen Gestaltens, diesen Institutionen Entfaltungsfreiheit 
zu belassen, sie aber in ihrem Entfalten zu stützen und zu 
pflegen. Freiheit heißt, sich unterscheiden zu dürfen. 
Staatliche Freiheitsgewähr bedeutet, die Unterschiede 
rechtsstaatlich anzuerkennen. 

Jeder Richter weiß, dass er 
mit dem Anlegen der Robe der Freiheit des 

Rechtsuchenden zu dienen hat

Professor Paul Kirchhof gehört zu den renommiertes-
ten Staatsrechtlern Deutschlands. Er lehrt an der  
Universität Heidelberg. Von 1987 bis 1999 war er Richter 
am Bundesverfassungsgericht.
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Teresa von Ávila war nicht nur die 
größte Mystikerin des Christentums 
und erste Kirchenlehrerin. Sie war 
auch eine bodenständige Frau mit 
Tatkraft und großem Herzen. Sie 
grün dete Klöster und rief Frauen – 
Jahrhunderte vor dem Feminismus – 
dazu auf, fröhlich selbstbewusst zu 
zeigen, „was in ihnen steckt“, damit sie 
„die Männer in Erstaunen versetzen“.

Der Gründervater und erste Kanzler 
des Deutschen Reiches ist der Volks-
held aller Preußen. Sein Name steht 
für nationale Einigung und für sozia-
le Reformen. Aber Bismarcks Deutsch-
land war eben zu preußisch; er be-
kämpfte Österreich, die Süddeutschen 
und die katholische Kirche. Das sollte 
dem Wilhelminischen Reich nicht gut 
bekommen.

Er schrieb die „Buddenbrooks“, erhielt 
den Nobelpreis und wurde der größte 
deutsche Schriftsteller des 20. Jahr-
hunderts. Den Linken war er zu bür-
gerlich. Die Bügelfalte ist sein Kunst-
prinzip, ätzte Alfred Döblin – dabei 
war es gerade seine Bürgerlichkeit, die 
ihn zum großen Gegner der Nazis 
werden ließ. Er floh ins Exil, blieb Pa-
triot: „Wo ich bin, ist Deutschland.“

Achtundsechziger feierten ihn als lin-
ken Helden und riefen bei Demos gern 
„Ho-ho-ho-Chi-Minh“. Dabei war der 
vietnamesische Revolutionär nicht 
nur Kultfigur. Er war auch Stalinist 
und brutaler Gewalttäter. Zigtausen-
de Tote hat er zu verantworten; bei 
„Onkel Ho“ saßen mehr als 100.000 
politische Gegner in grausamen Straf- 
lagern. Typisch kommunistisch eben.

Der Deutsche auf dem Königsthron in 
England (1910–1936) schaffte es nicht, 
die Katastrophe des Ersten Weltkriegs 
zu verhindern. Er war Cousin des 
deutschen Kaisers Wilhelm II. und 
stammte aus dem Fürstenhaus Sach-
sen-Coburg und Gotha. Und doch ließ 
er sich von blindem Nationalismus in 
den Krieg treiben – so wie seine deut-
schen Verwandten.

Friedrich I., genannt der Rotbart, war 
der Inbegriff des deutschen Kaisers. 
Er einte das Reich deutscher Natio-
nen, bot dem allmächtigen Papst die 
Stirn und nannte es „heilig“. Unter 
seiner Führung blühte Deutschland 
auf – kulturell, rechtlich, wirtschaft-
lich. Aber auch militärisch. Und so 
wirft mancher Feldzug auch Schatten 
auf seine goldene Ära.

Kopfnoten für Jubilare
Eine Heilige, ein Kanzler, ein Großliterat, ein Kaiser, ein König und ein Kommunist.  

Wie gut waren sie wirklich? 

Teresa von Ávila
500. Geburtstag 

Note 1

Otto von Bismarck
200. Geburtstag 

Note 3

Thomas Mann
140. Geburtstag

Note 1

Georg V.
150. Geburtstag 

Note 5

Ho Chi Minh
125. Geburtstag 

Note 6

Barbarossa
825. Todestag

Note 2
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SPIEGEL: Die Kritiker befürchten, dass 
der Mindestlohn viele Minijobs kostet, 
und fordern Ausnahmen.
Nahles: Die wird es mit mir nicht geben. 
Wir reden hier über den Kern des Min-
destlohns: Wer arbeitet, hat Anspruch 
auf Mindestlohn – ob er eine, zehn oder 
vierzig Stunden in der Woche arbeitet. 
Punkt. Wir haben bei den Branchen-
mindestlöhnen in den vergangenen 
Jahren erlebt, wie dort die Mindestlöh-
ne umgangen wurden. Das müssen und 
werden wir hier verhindern.

SPIEGEL: Der Hauptvorwurf gegen Ihr 
Gesetz lautet mittlerweile, Sie hätten 
ein Bürokratiemonster erschaffen.
Nahles: Was für ein Unsinn! Sie können 
keinen Mindestlohn ohne Regeln und 
Kontrollen einführen. Kein moderner 
Staat kommt ohne Verabredungen und 
deren Überprüfung aus. Das nennt man 
Rechtsstaatlichkeit. Die Aufzeichnungs-
pflichten gelten lediglich für gewerb-
liche Minijobs und in neun Branchen, 
die nicht umsonst im Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetz stehen. Es ist doch in 
diesem Land nichts grundsätzlich Neu-
es, dass Unternehmen die Arbeitszeiten 
ihrer Mitarbeiter erfassen und notieren.

SPIEGEL: Wie viele Arbeitnehmer sind 
denn zusätzlich von den Dokumentati-
onspflichten betroffen?
Nahles: Darüber liegen uns keine ver-
lässlichen Zahlen vor. Aber weil es eben 
unabhängig vom gesetzlichen Mindest-

Leider doch, Frau Nahles. So dogma-
tisch wie Sie das Gesetz umgesetzt 
haben, bedroht es jede Menge Ar-
beitsplätze. Zum Jahresauftakt ging 
die Zahl der geringfügig entlohnten 
Beschäftigten deutlich zurück im 
Vergleich zum Vorjahr. Drei Prozent 
weniger Menschen arbeiteten in 
Minijobs, während ansonsten die 
Beschäftigung weiter wuchs. Mehr  
als 200.000 Menschen verloren 
 demnach ihren Minijob.

Kein Unsinn! Deutschlandweit laufen 
Mittelständler und IHK-Gremien 
Sturm gegen Ihre Spezialregelungen. 
Selbst Unternehmen, die klar über 
dem Mindestlohn zahlen, müssen laut 
Nahles-Verordnung tagesgenaue Auf-
zeichnungen über die Arbeitszeiten 
von Aushilfen und 450-Euro-Kräften 
führen. Auch für kurzfristige Aus-
hilfen, beispielsweise Ferienvertre-
tungen, muss die tägliche Arbeitszeit 
erfasst und jeder Stundenzettel zwei 
Jahre archiviert werden.

Wirklich moderne Staaten kommen 
aber ohne Verordnungen aus, die die 
Wirtschaft und die Bürger drangsa-
lieren. Sie haben unser Mindestlohn-
gesetz mit repressiven Detailregeln 
zu einer schweren Belastung für den 
Mittelstand und für die Beschäftig-
ten gemacht. Das ist unnötig und 
schädlich.

Andreas Scheuer analysiert ein „Spiegel“- 
Interview mit Andrea Nahles zum Thema 
Mindestlohn mit spitzer Feder.

Sie irren, 
Frau Nahles!
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lohn in den meisten Unternehmen gang 
und gäbe ist, die gearbeiteten Stunden 
zu dokumentieren, ist das jetzt für die 
über große Mehrheit der Arbeitgeber und 
ihrer Beschäftigten keine große Verän-
derung. Und ich weiß aus Gesprächen 
und Unternehmensbesuchen, dass es 
dort, wo es neu ist, einfach und ohne viel 
Tamtam angepasst wird.

SPIEGEL: Unionspolitiker wie  Michael 
Fuchs vom Wirtschaftsflügel der CDU 
oder die bayerische Wirtschaftsminis-
terin Ilse Aigner würden am liebsten die 
Dokumentationspflichten ebenso wie 
die Mindestlohnkontrollen radikal be-
schneiden. Die Begründung: Sie belasten 
die Wirtschaft und stellen sie unter Ge-
neralverdacht.
Nahles: Die Unternehmen in Deutsch-
land wollen den Mindestlohn zahlen 
und tun dies auch, das zeigen die Anru-
fe bei unserer Hotline. Aber wir müssen 
diese ehrlichen Arbeitgeber vor denen 
schützen, die sich dadurch einen Wettbe-
werbsvorteil schaffen, dass sie den Min-
destlohn nicht bezahlen. Doch wie soll 
das ohne Kontrolle gehen? Dadurch wür-
de die kleine Gruppe der Unehrlichen 
nur etwas größer. Wer wie Frau Aigner 
fordert, die Kontrollen komplett auszu-
setzen, der lädt unverblümt zur Umge-
hung des Mindestlohns ein. Dafür sollte 
sie sich schämen.

Und wieder haben Sie die Nähe zu 
den hart arbeitenden Menschen im 
Land offenbar verloren. Ihre Durch-
führungsverordnung belastet Tau-
sende von Kleinunternehmen massiv. 
Die umfassenden Aufzeichnungs-  
und Nachweispflichten bedeuten gro-
ßen Aufwand und unnötige Kosten. 
Sie stellen zugleich Zehntausende 
Familienbetriebe im Handwerk unter 
Generalverdacht. Das Metzger-, 
 Bäcker- und Konditorenhandwerk 
müsse ohne jeden Anhaltspunkt mit 
dem Besuch bewaffneter Zöllner 
rechnen. So war das nicht verein-
bart!

Stimmt! Sehen Sie, Frau Nahles, 
auch als Sozialdemokratin können 
Sie doch einsehen, dass die Bür-
gergesellschaft der Fleißigen und 
Leistungsbereiten nicht immer böse 
ist. Im Gegenteil. wir brauchen mehr 
Mittelstand, mehr Gründer, mehr 
Unternehmer, damit alle möglichst 
weit über dem Mindestlohn verdie-
nen können. Darum sollten Sie den 
Aktiven das Leben nicht unnötig 
schwer machen.

Ich weiß ja, dass Linke immer alles 
kontrollieren und vorschreiben 
wollen. Aber hier geht es doch nicht 
darum, den Mindestlohn aus den 
Angeln zu heben. Es geht darum, 
vernünftige, handhabbare Regelun-
gen für seine Anwendung zu finden.

Warum vergreifen Sie sich so im 
Ton gegenüber Ihrer Kollegin, die 
vernünftige Vorschläge macht, Ihr 
Problem pragmatisch zu lösen? Da 
wirken Sie schon wie der legendär 
getroffene Hund, der bellt, oder?

Das Gesetz ist  
super. Da muss 
man nichts  
mehr korrigieren
Andrea Nahles, 
Bundesarbeitsministerin (SPD)

„
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 Schwarz-Weiß-Maler haben selten recht. Im privaten, 
im wirtschaftlichen und im politischen Leben 
kommt die Konstellation Schwarz-Weiß extrem sel-

ten, eher gar nicht vor. Grautöne sind die Regel, auch wenn 
auf der einen Seite ein helleres, auf der anderen ein dunk-
leres Grau dominieren mag. 

Auch bei der Krise um die Ukraine gilt diese Erfahrung. 
Die vorherrschende Einseitigkeit im Urteil der westlichen, 
der europäischen und der amerikanischen Welt ist weni-
ger als die halbe Wahrheit. Russland und seinem Präsi-
denten Wladimir Putin die Alleinschuld an einer Entwick-
lung zu geben, welche die Erinnerung an den Kalten Krieg 
wieder aufleben und darüber hinaus – jenseits des bereits 
stattgefundenen und in Resten immer wieder aufflackern-
den ukrainischen Bürgerkrieges – von einem gefährlichen 
heißen und großen Krieg reden lässt, ist bequem und 
schließt die Reihen. Mit der politischen Wirklichkeit hat 
diese Sicht der Dinge nur wenig zu tun.

Es kann nicht darum gehen, der Anti-Putin-Einseitig-
keit eine Pro-Putin-Einseitigkeit entgegenzustellen. Damit 
würde ein entscheidender Fehler nur mit umgekehrtem 
Vorzeichen wiederholt. Der russische Staatspräsident ist 
weit davon entfernt, der „lupenreine Demokrat“ zu sein, 
als den ihn seine – wenigen – Freunde im Westen und auch 
in Deutschland sehen. Putin, wiewohl in Wahlen mit über-
großer Mehrheit demokratisch in sein Amt gekommen  
und darin bestätigt, ist ein Autokrat. Das politische und 
wirtschaftliche Erbe, das er in seiner krisenhaften Er-
schütterung nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 

von seinen Vorgängern übernommen hatte, braucht eine 
zupackende politische Hand, die zwangsläufig nicht den 
demokratischen Idealvorstellungen der westlichen Welt 
entsprechen kann.

Das politische und militärische Geschehen um die Uk-
raine kann nur verstanden und in seiner Gefährlichkeit 
überwunden werden, wenn sich der Westen bemüht, auch 
die andere, die russische Seite zu begreifen. Der Ur-Fehler, 
der von Europa und Amerika begangen wurde, war ver-
hängnisvoll. Das sowjetische Imperium brach zusammen, 
als es zur historischen Wende in Europa kam. Deutsch-
lands Weg zur Wiedervereinigung wurde geöffnet. Der 
Warschauer Pakt, das Militärbündnis des ehemaligen Ost-
blocks, löste sich auf. Der Westen sah sich als Sieger und 
geriet auf einen fatalen Irrweg. Was im Westen nicht er-
kannt wurde, war die historische Gelegenheit, eine neue 
und große Partnerschaft zwischen West und Ost aufzu-
bauen – in Gleichrangigkeit und auf Augenhöhe. Vor allem 
die USA, die sich als der endgültige Sieger im jahrzehnte-
langen Wettstreit mit dem kommunistischen Imperium 
und damit als auf Dauer unangreifbar wähnten, ließen es 
an jedem Gespür für Lage und Befindlichkeit der anderen 
Seite fehlen. Wir haben gesiegt, und wir allein entschei-
den, wie es in Zukunft zwischen Ost und West weitergehen 
soll – so wurde gedacht. Und so wurde gehandelt.

Gegen den Geist und den Inhalt der Gespräche, die 
es in der Zeit der Wende mit Michail Gorbatschow gab, 
auch mit Bundeskanzler Helmut Kohl, wurde die Chance 
zum Bau einer neuen Welt weder gesehen noch ergriffen. 

Für einen anderen Umgang 
mit Russland

 DIE SCHARNAGL-KOLUMNE

Putin ist ein Autokrat. Trotzdem sollte gerade Berlin die Beziehungen 
zu Moskau nicht völlig verdunkeln lassen. Deutschland hat hier eine historische 

Verpflichtung und eine weltpolitische Chance.
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Unter amerikanischer Dominanz ging 
es weiter wie bisher. Während Russ-
land davon ausgehen konnte, dass das 
Zeitalter eines neuen Miteinanders 
gekommen sei, setzte sich die west-
liche Politik in altem Denken und auf 
eingefahrenen Gleisen fort. Moskau 
war aufgrund vieler Gespräche der si-
cheren Überzeugung, dass es in einer 
neuen Periode west-östlicher Politik 
keine Ausdehnung der NATO geben 
werde. Amerika entschied anders, und Europa folgte.

Da in der Politik wie in der Wirtschaft Psychologie eine 
wichtige Rolle spielt, hätte der Westen Verständnis dafür 
aufbringen müssen, dass diese NATO-Ausweitung von 
Russland zwangsläufig als gefährliche Einkreisung gewer-
tet werden musste. Und das ist nicht nur ein Thema für 
Putin. Gorbatschow, dessen mutige Entscheidung Europa 
und Deutschland die Überwindung einer jahrzehntelan-
gen Spaltung gebracht hatte, ist nicht weniger enttäuscht 
und kommt sich betrogen vor. Er, dem die Deutschen die 
Einheit ihres Vaterlandes zu verdanken haben und der 
schon in seiner historischen Begegnung mit Franz Josef 
Strauß Ende 1987 im Kreml von den großen Chancen des 
russischen und des deutschen Volkes gesprochen hatte, 
wenn beide Völker in Frieden und Eintracht lebten, spricht 
heute von einem „Zusammenbruch des Vertrauens“. Der 
Westen habe seine Versprechen nicht eingehalten und sich 
stattdessen zum „Sieger des Kalten Krieges“ erklärt. 

 Dabei nahm es Moskau über Jahre geduldig hin, wie 
Staaten des längst aufgelösten Warschauer Paktes 
in die NATO wechselten. Zu viel wurde es Moskau, 

und zu viel musste es ihm werden, als sich auch noch die 
große Ukraine mit Hurra-Geschrei zum Marsch in die 
 NATO aufmachte und in dieser Absicht durch vielfältige 
Lockungen und Versprechungen von westlicher Seite be-
stärkt wurde. Um sich das Bild einer NATO-Mitgliedschaft 
der Ukraine in seinem ganzen Ausmaß vor Augen zu füh-
ren: Auf der Krim, durch seine Geschichte und als Haupt-
hafen der russischen Schwarzmeerflotte für Russland un-

aufgebbar, führt ein amerikanischer 
NATO-Admiral, zudem noch in Se-
wastopol, das Oberkommando! Wer im 
Westen nicht sehen und begreifen will, 
dass eine solche Perspektive für Mos-
kau nicht hinnehmbar sein kann, ist mit 
gefährlicher Blindheit geschlagen.

Als am 30. August 1994 die letzten 
russischen Truppen Deutschland ver-
ließen und Tausende Soldaten zu einer 
Abschiedsparade im Treptower Park in 

Berlin angetreten waren – Theo Waigel vertrat bei diesem 
Anlass die Bundesregierung –, sangen sie ein Lied, das 
 allen, die dabei waren, tief im Gedächtnis geblieben ist. 
„Deutschland, wir reichen dir die Hand“ hieß es darin und 
„Wir bleiben Freunde alle Zeit“. Der neue Horizont, der 
sich damals zwischen Europa und Russland und zwischen 
Deutschland und Russland im Besonderen greifbar und 
glaubhaft auftat, ist zwanzig Jahre später in gefährliches 
Dunkel gehüllt. Zur notwendigen Aufhellung und zur 
 Sicherung des gefährdeten Friedens bedarf es auch im 
Westen einer Änderung der Politik im Ukraine-Konflikt: 
weg von der antirussischen Einseitigkeit, zurück zu den 
Chancen und Möglichkeiten, die es in der Zeit der Wende 
der 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts gab.

Weil Deutschland von dieser Wende damals am meisten 
profitiert hat, hat es auch heute eine besonders große Ver-
pflichtung, aktiv zu einer Lösung des Ukraine-Konflikts 
mit Russland beizutragen. Gegen Russland ist eine solche 
Lösung sowieso nicht möglich. Als Erstes: Mit Russland 

muss gerade in Krisenzeiten geredet 
werden, wann und wo immer es geht. 
Im bayerischen Elmau hätte es im 
 Juni die Chance dazu gegeben. Nicht 
nur Helmut Kohl beklagt den sinn-
losen Ausschluss Putins aus dieser 
Runde.

Mit Russland 
sollte gerade in 

Krisenzeiten 
geredet werden  

 

Wir reichen die Hand
Beim Abschied der  
letzten russischen 
Truppen aus Deutsch-
land am 30. August 
1994 im Treptower Park 
sangen sie ein Lied, das 
allen, die dabei waren, 
tief im Gedächtnis  
geblieben ist. „Deutsch-
land, wir reichen dir  
die Hand“ hieß es  
darin und „Wir bleiben  
Freunde alle Zeit“.

Das neue Buch von Wilfried Scharnagl 
ist im Keyser Verlag erschienen. 
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W ohl niemand hatte 
sein Formbewusst-
sein, und so war es 
durchaus formvoll-

endet, wie Benedikt XVI. die Welt 
wissen ließ, was in ihm in langen 
Monaten zum Entschluss gereift 
war – er tat es auf Latein, zu Be-
ginn eines Kardinalskonsistori-
ums am 11. Februar 2013.

Ein Entschluss so radikal, dass 
sich eine Form dafür noch gar 
nicht etablieren konnte: Er gab 

seinen Rücktritt als Papst be-
kannt. Er sei „zur Gewissheit ge-
langt, dass meine Kräfte infolge 
des vorgerückten Alters nicht 
mehr geeignet sind, um in ange-
messener Weise den Petrusdienst 
auszuüben“. 

Da hatte dieser sanfte und 
schüchtern lächelnde Papst eine 
weitere Ungeheuerlichkeit began-
gen. Eine Revolution. Für die ei-

nen war es ein couragierter, ver-
antwortungsbewusster Schritt. 
Andere kritisierten ihn. Ist nicht 
sein Vorgänger, der Löwe aus 
 Polen, ein Kämpfer bis zum Ende, 
halb umnachtet, in den Stiefeln 
gestorben? Und hat er nicht genau 
dadurch die Weltkirche belebt 
und vereint im Gebet? 

Seine letzten Worte waren: 
„Fürchtet euch nicht“.

Der Löwe wurde nicht müde, 
einen Gedanken immer neu zu 

  „Ich bin natürlich ein   
            BAYER geblieben“

Vor genau zehn Jahren wurde aus Josef Ratzinger der erste deutsche Papst seit  
500 Jahren. Heute lebt er still im Kloster – und freut sich über Besuch aus Bayern.
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formulieren: Macht euch nicht ge-
mein mit der Welt der Zerstreu-
ung und der Trivialitäten. Seid an-
ders, seid Heilige. Und es war sein 
Vertrauter, Kardinal Ratzinger, 
Chef der Glaubenskongregation, 
der viele seiner Reden und Enzy-
kliken mit ihm durchdacht hatte. 
Sie waren Vertraute. Er wurde im 
Konklave in Rekordzeit zum Papst 
gewählt.

Sie beide verstanden die Kirche 
als Bollwerk gegen eine Welt der 
Relativierungen und der Käuf-
lichkeiten, und der Wellenschlag 
gegen diesen stolzen katholi-
schen Eigensinn wurde höher, 
heftiger, giftiger, je länger Papst 
Benedikt die Kirche führte. 

Ich mochte Papst Benedikt von 
Anbeginn an, eben weil er anders 
war als sein Vorgänger. Er war lei-
se und trotzdem eine Herausfor-
derung. Ein Leuchten ging von 
ihm aus. Und ich bilde mir ein, 
dass dieses Leuchten noch im-
mer gegenwärtig ist, diese weiße 

Soutane in den Gärten des Va - 
ti kans, Rosenkranz betend mit 
 seinem treuen Sekretär, dem Erz-
bischof Georg Gänswein. 

Dieses Leuchten bleibt. Ohne-
hin ist es in seinen Enzykliken 
enthalten und in der großen Je-
sus-Trilogie, die er als Papst voll-
endete, und es hat sich als helle 
Erinnerung abgelagert, mag sein 
Nachfolger auch noch so gegen 
die Form wüten und die „verbeul-
te Kirche“ predigen. 

Papst Benedikt XVI. führte vor, 
was es heißt, katholisch zu sein. 
Dass er den Alten Ritus wieder-

belebte, ist nur folgerichtig, auch 
dass er die Messen im Brokat der 
Tradition feierte. Es war diese 
Geste: Schaut her, welche Schätze 
uns diese 2.000 Jahre alte Kirche 
zu bieten hat.

Papst Benedikt verlangte be-
sonders von einem Journalisten, 
dass man Stellung bezog. Mit ihm 
und für ihn zu streiten war für 
meine Selbstfindung als Katho- 
lik enorm wichtig. Was er in den 
 sieben Jahren seiner „Amtszeit“ 
geleistet hat, was er in dieser Zeit 
zum Leuchten gebracht hat, war 
das Katholische in seiner schöns-
ten Form. 

Seine erste Enzyklika als Papst 
galt der Liebe, und sie war – er-
leuchtet. Es war ein hellenisches 
Leuchten der Vernunft und der 
Schönheit darin, ein Lehrbrief, 
der gleichzeitig Herz und Ver-
stand bewegte. „Deus caritas est“. 
Gott ist die Liebe. In dieser 
knappsten aller Formeln des Jo-
hannes steckt alles. 

Was seine persön-
lichen Bedürfnisse 
betrifft, war er als 
Kardinal Ratzinger 
wie als emeritierter 
Papst Benedikt 
 bescheiden, er hat  
keine materiellen 
Wünsche. Im Büro 
von Mater Ecclesiae 
steht der Schreib-
tisch, an dem er seit 
50 Jahren arbeitet. 
Eine Freude macht 
man ihm mit Süßig-
keiten aus Bayern.

Er ist Schatten-
papst und führt 
jetzt das Leben 
eines Mönches
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Vielleicht kann ihm erst im 
Rückblick Gerechtigkeit wider-
fahren. Und da ist viel. Ja, das Pen-
sum dieses Papstes war erstaun-
lich, und die Wegmarken, die er 
gesetzt hat, waren es ebenfalls. 

Da war der Triumphzug den 
Rhein hinab vor Millionen von 
Gläubigen und die Mahnung an 
seine satten deutschen Katholi-
ken, doch mal wieder zur Messe 
zu gehen. 

Kurz darauf die Regensburger 
Rede, mit der er dem Islam, der in 
seiner kriegerischen Form die 
Welt verwüstet, entschlossener 
entgegentrat als alle anderen seit-
her. Er klagte die Vernunft ein. 
Die Toleranz. Die Freiheit des 
Glaubens. Es war ein akademi-
scher Diskurs, er ging ins Prin-
zipielle. 

Vor dieser Klarheit drückt sich 
die Kirche seither – und die Politik 
erst recht. Er war unbestechlich, 
unser Papst Benedikt. Das heißt 
nicht, dass er nicht auch, wie der 
gegenwärtige Pontifex, geliebt 
wer den wollte. Aber er ging den 
Weg, der gegangen werden musste.

In seine Amtszeit fiel die Auf-
deckung des Missbrauchs durch 
Kirchenvertreter. Er war zutiefst 
verstört von diesem „Vulkanaus-

bruch an Schmutz“. Und er han-
delte, versetzte, strafte, seine Hir-
tenbriefe ließen nichts an Klarheit 
zu wünschen übrig.

Dass der stellvertretende Chef-
redakteur des „Spiegel“ meine Be-
sprechung zum Papstbuch „Licht 
der Welt“ nicht drucken wollte, 
weil „dreizehn Leute im Feld sind, 
um ihm Missbrauch nachzuwei-
sen“, hatte bei mir innerlich zum 
Bruch mit dem „Spiegel“ geführt. 

Unwürdig, geschmacklos, bös-
artig, kein Journalist mit einem 
Funken an Selbstachtung lässt 
sich auf derartige Kampagnen 
ein. Aber das war die Stimmung 
in Deutschland, sie war, wie er in 
genanntem Buch sagte, „von 
sprungbereiter Feindseligkeit“.

Seine letzte bedeutsame Reise 
führte ihn zurück ins Heimat-
land. Wo er im Berliner Reichstag 
eine fulminante Rede hielt, eine, 
die die Abgeordneten zwang, sich 
nach oben zu strecken, buchstäb-
lich über sich selbst hinaus. 
Schließlich, in Freiburg, redete er 
noch einmal seinen deutschen 

Katholiken ins Gewissen: Ver-
zichtet auf Geld und Fassaden, 
geht auf Distanz zur Gesellschaft. 

Ich habe dieses Pontifikat aus 
der Nähe betrachtet und aus dem 
Innenraum der Medien, und ich 
habe selten so viel Bösartigkeit 
und Trivialität und Lust zur Ent-
stellung des Glaubens erlebt wie 
im Umgang mit diesem Papst. 

Und Dummheit.
Tatsächlich waren die Argu-

mente der Papst-Kritiker in erster 
Linie das: dumm. Die Kirchen 
sind leer, weil nur Männer Pries-
ter sind? Was hat das mit dem 
Glauben zu tun? Wird die Aufer-
stehung glaubhafter, wenn Pries-
ter heiraten dürfen? 

Nein, man lernte, mit Papst 
 Benedikt zu kämpfen, vorzudrin-
gen ins Wesentliche, den eigenen 
Glauben wieder neu zu prüfen 
und die Schönheit zu begreifen 
und zu beten. Für mich war es so 
was wie der Chesterton-Effekt: In 
der Verteidigung des Glaubens 
wurde er katholisch.

Ich hatte die Ehre, mich auf 
dem Flug zum Weltjugendtag ne-
ben ihn setzen zu dürfen und ihm 
mein Buch zu geben. Er war von 
umwerfender Freundlichkeit. 
Blaue Augen, Lächeln. Er sprach 
mich auf den „Spiegel“ an, ich wit-
zelte. Ich hatte ihm eine Losung 
des Augustinus in mein Buch ge-
schrieben: „Qui incipit exire, qui 
incipit amare“ – wer beginnt los-
zulassen, der beginnt zu lieben.

Mit seinem Rücktritt, den er 
nicht lange danach verkündete, 
hat er losgelassen, das Amt. Nicht, 
weil er die Kirche im Stich lassen 
wollte, sondern weil er sie liebt. 

Und so wird er für immer im 
Gedächtnis bleiben: als großer, 
als liebender Kirchenlehrer. Aber 
noch leuchtet er mit weißem 
Haarschopf, dahinten irgendwo, 
in den Gärten des Vatikan.

Matthias Matussek ist Ko-
lumnist der „Welt“ und hoch-
dekorierter Bestsellerautor.  
Er war 25 Jahre in leitenden 
 Posi tionen beim „Spiegel“, 
als Auslandskorrespondent, 
 Ressortleiter und Vordenker.

88 Jahre lang  
der Heimat innig  
verbunden 
Die bayerische Prä-
senz im Vatikan ist 
nicht mehr so alltäg-
lich wie zu Zeiten  
des Pontifikats zu 
spüren, aber zum  
88. Geburtstag des 
Heiligen Vaters 2015 
war Bayern wieder 
hautnah. „Ich bin und 
bleibe  einer von 
euch“, so das promi-
nenteste Ehren-
mitglied der Gebirgs-
schützenkompanie 
Tegernsee. Die un-
verbrüchliche Liebe 
zu seiner Heimat und 
ihren Menschen ist  
an diesem Tag wieder 
neu entflammt; Be-
nedikt  signierte die 
Bayern fahne, sang 
mit den Schützen die 
Bayernhymne mit 
 einer halb gefüllten 
Maß Originalbier. 

Sie nennen  
ihn den „deut-
schen Hirten“

BAYERN
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  BLICKPUNKT

In den nächsten fünf Jahren 
stehen in Bayern 24.000 Un-
ternehmen mit über 350.000 
Arbeitsplätzen vor einer Be-

triebsübergabe. In der gesam-
ten Bundesrepublik sind es rund 
200.000 Firmen mit rund vier 
Millionen Beschäftigten. Daher 
ist es für die CSU von zentraler 
Wichtigkeit, dass die Erbschaft-
steuer keinesfalls zu einer Be-
lastung des Generationenwech-
sels bei mittelständischen und 
familiengeprägten Unterneh-
men führt. Firmenerben sol-
len verschont werden, wenn sie 
den Betrieb fortführen und die 
Arbeitsplätze erhalten bleiben. 
Andernfalls besteht die große 
Gefahr, dass Unternehmen aus 
Bayern abwandern oder, an-
statt von der nächsten Generati-
on fortgeführt zu werden, an in-
ternationale Investoren verkauft 
werden.

Reform muss bis 2016 stehen
Notwendig wurde die Reform 
durch ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts. Danach darf 
der Staat zwar Firmenerben ge-

genüber anderen Erben begüns-
tigen, wenn sie das Unterneh-
men eine Zeit lang fortführen 
und Arbeitsplätze erhalten. Die 
Richter fordern aber, dass bei 
größeren Unternehmen Firme-
nerben nur dann verschont wer-
den dürfen, wenn sie in einer Be-
dürfnisprüfung nachweisen, 
dass sie die Steuer nicht ver-
kraften. Der von Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble vor-
gelegte Gesetzesentwurf plant 
die Bedürfnisprüfung ab einer 
Freigrenze von 20 Millionen Eu-
ro je Erbfall. Dabei soll auch pri-
vates Vermögen bis zur Hälfte 
herangezogen werden. Die Wirt-
schaft fordert eine höhere Ober-
grenze und ist gegen eine Einbe-
ziehung von Privatvermögen. 
Zudem soll es eine Bagatellgren-
ze von einer Mil lion Euro für 
kleine Unternehmen geben, die 
den Erhalt der Arbeitsplätze 
nicht nachweisen müssen. Bay-
ern und andere Länder wollen 
diese Grenze für Kleinstfirmen 
bei drei bis zehn Beschäftigten 
ziehen. Die Reform muss bis En-
de Juni 2016 stehen.

CSU-POSITION: Mittelstand schützen, Arbeitsplätze sichern

ERBSCHAFTSTEUERREFORM
Positions-Check

Markus Söder, Bayerischer Finanzminister: 

„Mehr als neun Zehntel aller Unternehmen in 
Deutschland sind von Familien geprägt, der Mit-
telstand ist Innovationsmotor für Technologie. 
Die CSU ist nicht dazu bereit, einen Verlust von 
Arbeitsplätzen zu akzep tieren oder dass die 
Substanz von Familienunternehmen beschädigt 
wird. Der vom Bundesfinanzminister vorgelegte 
Gesetzesentwurf ist nicht in Ordnung. Er führt zu 

einem tiefen Vertrauensverlust zwischen Wirtschaft und Union. 
Bei der Bedürfnisprüfung dürfen nicht Zahlen und Bemessungsgren-
zen der Maßstab sein, sondern die Frage: Handelt es sich um ein 
familien geprägtes Unternehmen? Damit wird die vorgeschlagene 
Wert ermittlung – die ja einer indirekten Vermögensteuer entspricht – 
nicht mehr nötig, und wir ersparen uns eine Menge Bürokratie.“

Gerda Hasselfeldt, 
CSU-Landes gruppen- 
chefin im Bundestag:

„Das Privatvermögen des 
Erben ist bei der Feststel-
lung der betrieblichen 
Erbschaftsteuer nicht ein-
zubeziehen. Das wäre 
sonst eine verkappte Ver-
mögensteuer, die wir nicht 

wollen. Wir haben der Bevölkerung verspro-
chen, keine Steuern zu erhöhen, und dabei 
bleibt es.“

Der          Punkte-Plan5
Die CSU hat ihren Standpunkt zur Reform im  
Positionspapier mit dem Titel „Faire Erbschaft-
steuer – Erhalt von Arbeitsplätzen und Familien-
unternehmen“ vorgelegt. Zusammengefasst  
wird das Strategiepapier in einen Fünf-Punkte-
Plan, der folgende Richtmarken für die Erbschaft-
steuerreform beinhaltet: 

1   Neues Ziel im Gesetz: Mittelständische  
und familiengeprägte Unternehmensstruktu-
ren erhalten. 

2    Volle Steuerbefreiung für Nachfolger famili-
engeprägter Unternehmen, wenn der Betrieb 
fortgeführt wird und die Arbeitsplätze erhalten 
bleiben: keine indirekte Vermögensteuer beim 
Betriebsübergang durch die Einbeziehung von 
vorhandenem Privatvermögen in die Bedürf-
nisprüfung.  

3    Schutz für kleine Unternehmen: Festhalten  
an der Beschäftigtenzahl als Kriterium für die 
Befreiung vom Lohnsummennachweis („Baga-
tellregelung“).  

4   Keine zusätzliche Bürokratie: Abzug sämtli-
cher Schulden vom Verwaltungsvermögen plus 
100-Prozent-Verschonung des begünstigten 
Unternehmensvermögens.

5   Föderalisierung der Erbschaftsteuer:  
Die Erhebung und Verwendung der Steuer ist  
Ländersache.



Die Welt zu Gast auf Schloss 
Elmau: Was beschäftigt den 
Schlossherrn vor dem Gipfel? 
Die Verantwortung ist enorm, 
bereuen Sie es in einer stillen 
Stunde? 
Ich beschäftige mich vor allem 
mit der Perfektionierung des nach 
zweijähriger Bauzeit erst kurz vor 
Ostern neu eröffneten Schloss 
 Elmau Retreat, das neben dem  
vor acht Jahren in neuer Groß-
zügigkeit wiederaufgebauten 
Schloss auch Residenz der Staats- 
und Regierungschefs sein wird. 

Was erwarten Sie sich – poli-
tisch gesehen – vom Gipfel? Sie 
sind im Geist der politischen 
Theologie groß geworden. 
Ich hoffe, dass sich die Teilnehmer 
auf eine gemeinsame Politik zum 
besseren Schutz von Umwelt und 

Freiheit verständigen können. Ich 
bin glücklicherweise nicht im 
Geist einer politischen Theologie, 
sondern der offenen Gesellschaft 
groß geworden, in der Fragen des 
Politischen pragmatisch verhan-
delt und nicht mit Argumenten 
des Glaubens, der Moral oder der 
Herkunft beantwortet werden, die 
per se nicht verhandelbar sind.  
Ich habe mich dann aber in der 
Beschäftigung mit deutscher 
 Geschichte vor allem mit der Ide-
engeschichte und politischen Re-
levanz gegensätzlicher Ideale von 
Freiheit in protestantischen Re-
ligionskulturen in Deutschland 
und Amerika auseinandergesetzt.

Perspektivwechsel: Der neue 
Kurs oder die neue Firmen-
philosophie von Schloss Elmau 
unter Ihrer Leitung legt die 
 Maxime zugrunde: nicht Frei-
heit vom Ich, sondern Urlaub 
des Ich. Was haben wir darun-
ter zu verstehen? 
Freiheit vom Ich ist ein metaphy-
sisches oder religiöses, die Frei-
heit des Ich ein politisches Ideal, 
das die Freiheit des anderen als 
Grenze der eigenen respektiert. 
Ich möchte Gästen von Schloss El-
mau in ihrer Freizeit vor allem 
größtmögliche Freiheit bieten, 
gleichgültig, was jeder darunter 
für sich verstehen mag.

BAYERN

Dietmar Müller- 
Elmau ist stolz – er, 
der „Hotelier wider 
Willen“, hat sich sei-
nen Traum erfüllt. 
Als Mitbegründer 
der Softwarefirma 
Fidelio für die Hotel-
lerie machte er in 
Übersee Millionen 
und blieb doch fast 
sein Leben lang der 
Elmau verbunden.

     OBAMAS 
PANTOFFELN
     sind aus 
  bayerischem Filz

Ein Gespräch mit dem Besitzer des 
Gipfel-Hotels Dietmar Müller-Elmau 
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Fototermin im  
noblen Ambiente – 
sich einmal betten 
wie Obama.



     OBAMAS 
PANTOFFELN
     sind aus 
  bayerischem Filz
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Seit dem 22. Mai  
ist Müller-Elmau 
nur noch „der 
 Hausmeister, Haus-
herrin ist die 
 Kanzlerin“. Für drei 
 Wochen hat die 
Bundesregierung 
das Hotel komplett 
gemietet,  obwohl 
die G7-Teilnehmer 
nur 24 Stunden  
vor Ort sein werden.  
180 Übernach- 
tungsgäste haben 
„zum normalen 
 Tarif,  ohne Aufpreis“ 
gebucht, wie der 
Hausherr betont. 
15.000 Polizisten 
beschützen die 
Staatschefs.

Ein Blick zurück: Die Elmau 
war, wie Sie es auch in Ihrem 
neuen Buch „Schloss Elmau – 
Eine deutsche Geschichte“ 
 beschreiben, die Heimat Ihrer 
 Jugend, aber nicht die Hei- 
mat Ihres intellektuellen Ich: 
Sind Sie auf Schloss Elmau 
 angekommen? 
Heute ist Schloss Elmau für mich 
vielleicht eines der schönsten, si-
cher aber das zurzeit interessan-
teste und außergewöhnlichste 
Hotel der Welt, in dem ich am 
liebsten meine Ferien mit meiner 
Familie oder Freunden oder al-
lein verbringen möchte. Ankom-
men werde ich wohl nirgendwo  
je richtig, da ich immer weiterge-
hen, Neues entdecken und entwi-
ckeln möchte. Mit der Fertigstel-
lung des Schloss Elmau Retreat 
eröffnen sich für Schloss Elmau 
völlig neue Perspektiven. Der  
G7-Gipfel ist hoffentlich nur der 
Anfang und nicht das Ende einer 
beinahe 100-jährigen Transfor-
mationsgeschichte. 

Statt Konsens sind Sie ein Ver-
fechter des Dissens, der Poly-
perspektivität, internationalen 
Globalität und des transatlan-
tischen Denkens bzw. Dialogs, 
man könnte auch sagen, der 
postmodernen Differenz. El-
mau hat sich innerlich reno-
viert und sich vom alten Kon-
zept Ihres Großvaters, das 
Sie als zu eng empfunden ha-
ben, distanziert. Es geht in Ih-
rem neuen Konzept nicht mehr 
um die Auflösung des Ich, die 
Ich-Vergessenheit und Aufhe-
bung des Ich, sondern um ein 
kräftiges, bejahendes, existen-
zielles Ich. Sie betonen: Ohne 
Vielfalt keine Freiheit, und un-
terstreichen immer wieder das 
Ideal der offenen Gesellschaft. 
Haben Sie nicht Angst, dass 
zu viel Freiheit letztendlich 
das traditionel-
le Werte-
gerüst 
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Nach den intensi-
ven Gesprächen 
können die Regie-
rungschefs die 
traumhafte Aus-
sicht auf die bay-
erische Alpen-
landschaft aus 
ihren Suiten ge-
nießen.

BAYERN

auflöst? Wird Elmau ein Ort 
der Zivilisationskritik bleiben? 
Schloss Elmau wird in Zukunft 
hoffentlich nie wieder ein Ort der 
Ablehnung der Freiheit des Ich, 
sondern der Bejahung und per-
manenten Erweiterung der Frei-
heit und Kreativität des Ich blei-
ben. Gerade weil es das perfekte 
Hotel ebenso wenig geben wird 
wie perfekte Menschen oder eine 
perfekte Welt und Politik, muss 
man alles eingedenk menschli-
cher Unzulänglichkeit immer 
wieder kritisch hinterfragen und 
versuchen, ständig zu verbessern. 

Ihr Haus ist eine Bastion des 
Protestantismus, auch wenn 
Sie immer wieder die protes-
tantische Homogenität kri-
tisieren und das katholische 
Farbenspiel von Licht und 

Schatten, das Ihnen mehr am 
Herzen liegt, betonen. Welche 
Rolle spielt die Religion für Sie 
im 21. Jahrhundert? Sie spre-
chen oft vom Mangel an säku-
larer Vernunft.
Schloss Elmau hat für mich keine 
eindeutige Identität, das Hotel ist 
wie seine Gäste und Mitarbeiter 
voll von Widersprüchen, Komple-
xität und Kompromissen gegen-
sätzlicher Interessen. Die einzige 
Konstante ist die Unstimmigkeit. 
Schloss Elmau ist für mich ein ur-
banes Hotel in unberührter Na-
tur, ein Ort der Freiheit und des 
Fremdenverkehrs, des ständigen 
Kommens und Gehens, der Ver-
mischung, Inspiration, Erholung 
und Bewegung.

Ohne Transzendenzbezug 
kann es meiner Ansicht nach  kei- 
ne Freiheit geben, die die Frei-

heit des anderen als Grenze  
der  eigenen respektiert, und 
keine Rechtsgemeinschaft, die 
 un  terschiedliche Wertegemein-
schaften als Teil der offenen Ge-
sellschaft akzeptiert. Säkulare 
Vernunft bewahrt den Glauben 
an das Jenseits vor seiner Ver-
weltlichung und Entzauberung 
im Diesseits ebenso wie Politik 
vor religiöser, metaphysischer 
oder ästhetischer Überhöhung 
und nicht mehr hinterfragbarer 
Letztbegründung. 

Ein Gipfel ohne Putin: Fehlt 
da nicht was? Ihnen ist Kultur 
wichtig, insbesondere eine in-
tellektuelle Streitkultur, im Zu-
stand der Harmonie sehen Sie 
ja eher etwas Stagnierendes. 
Natürlich wäre es wünschens-
wert, wenn Putin die Freiheit der 
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Ein moderner Spa, 
erlesene Weine. 
Beim Personal setzt 
Müller-Elmau auf 
junge Mitarbeiter 
aus aller Herren 
Ländern.

BAYERN

offenen Gesellschaften des Wes-
tens nicht als Bedrohung seiner 
Macht, sondern als Grundlage von 
Wohlstand und Sicherheit auch für 
Russland sehen und deshalb Mit-
glied des Gipfels der wirtschaftlich 
stärksten Nationen der freien Welt 
sein könnte. Ich fürchte aller-

dings, dass Russland am liebsten 
nur Mitglied eines G2-Gipfels mit 
den USA sein möchte, um Regeln 
für nicht souveräne Staaten setzen 
zu können, an die man sich als ver-
meintlich souveräne, weil militä-
risch überlegene Weltmacht selber 
nicht halten muss. Da dieser Platz 
aber bereits von China besetzt ist 
und Amerika nicht bereit ist, Eu-
ropa aufzugeben, versucht Putin, 
Deutschland auf seine Seite zu 
 ziehen, um Europa zu spalten und 
damit Russland gegenüber den 
USA und China zu stärken. Der 
G7-Gipfel bietet dagegen vielleicht 
auch eine Möglichkeit, die West-
bindung Deutschlands und damit 
die Einigung Europas zu vertiefen.

Der Sohn von Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker hat 
einmal gesagt: „Mein Vater ist 

wie ein Fahrrad. Wenn es steht, 
fällt es um.“ Was machen Sie in 
Ihrer Freizeit? 
Ich habe nicht genug Kraft zum 
Nichtstun und bin daher ständig 
in Bewegung, auf Reisen, beim Le-
sen und Bauen und mangels Zeit 
leider immer weniger beim Wan-
dern, Skifahren oder Bergsteigen. 

Wie sehen Sie die weitere Ent-
wicklung von Schloss Elmau 
nach dem Gipfel? Dem 5-Ster-
ne-Resort Heiligendamm 
hat der G8-Gipfel – nachhal-
tig  gesehen – ja nicht zum 
merkan tilen Erfolg verholfen.
Ein Hotel, das vor dem Gipfel nicht 
nachhaltig erfolgreich war, wird 
es auch nach dem Gipfel nicht sein 
können. Bisher hat der Erfolg von 
Schloss Elmau die Erwartungen 
übertroffen. Dafür gibt es aber 

Der Schlossherr  
hat die Möbel persön-
lich ausgesucht und auf 
besonders große Betten 
geachtet
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BAYERN

Das Gesamt-
ensemble mit dem 
neuen Wellness-Ho-
tel Schloss Elmau  
Retreat: Hier woh-
nen die Staatschefs.

Im großen Konzert-
saal wird nun  
Weltgeschichte 
geschrieben

keine Garantie. Jedes Investment 
ist mit Risiko verbunden. Ich be-
fürchte immer das Schlimmste 
und versuche stets, mein Bestes 
zu geben, damit es nicht eintritt.

Gipfel dieser Art haben ja nicht 
nur Freunde, von den Protest-
bewegungen einmal zu schwei-
gen. Wie ist die Stimmung in 
der Bevölkerung, schlägt Ihnen 
Unmut oder Neid entgegen? 
Die große Mehrheit der Bürger 
und alle maßgebenden Politiker 
der Region stehen dem Gipfel 
positiv gegenüber. Alle, auch die 
Gegner, profitieren vom Gipfel, 
sei es durch Zuschüsse zur Ver-
besserung der Infrastruktur 
oder das erhöhte Interesse der 
Medien. Schloss Elmau berei-
chert die Region kulturell und 
wirtschaftlich. Über 90 Prozent 
der Aufträge für den Wiederauf-
bau von Schloss Elmau und den 
Neubau des Schloss Elmau Re-
treat wurden an Firmen und 
Handwerker in Oberbayern ver-
geben. Mit Ausnahme der loka-
len Presse überwiegt die Aner-
kennung den Neid bei Weitem. 

Haben Sie Angst vor  möglichen 
Eskalationen – man denke  
an die Ereignisse in Frankfurt 
 gegen die Europäische Zen-
tralbank –, obwohl es ein fun-
diertes Sicherheitskonzept 
gibt? 
Ich habe keine Angst vor Eskala-
tionen, auch wenn gewaltbereite 
Feinde der Freiheit in der offe-

nen Gesellschaft alles daranset-
zen werden, den Gipfel zu sabo-
tieren und das Symbol G7 zu 
beschädigen.

Wie überzeugen Sie  kritische 
Stimmen, die durch den 
G7-Gipfel ihr landschaftliches 
Idyll und ihre Heimat gefähr- 
det sehen? 
Bisher ist das Idyll von Schloss El-
mau nicht im Geringsten nach-
haltig beschädigt worden. Natur-
schutz ist für Schloss Elmau Exis-
tenzgrundlage. Daher bin ich 
froh, dass das Tal komplett abge-
schirmt wird. Natürlich besteht 
berechtigte Sorge, dass gewalt-
bereite Demonstranten, die nicht 
für irgendwelche erkennbaren In-
halte demonstrieren, sondern den 
Gipfel nur sabotieren und damit 
vor allem die Aufmerksamkeit der 
Medien auf sich lenken wollen, 
Wiesen und Wälder in den um-
liegenden Gemeinden beschädi-
gen. Ich bin jedoch optimistisch, 
dass die Bayerische Polizei dies 
weitestgehend verhindern, wenn 
nicht gar unmöglich machen 
wird.

Eine Architektur steht – ein 
Blick in die Kunstgeschich-
te zeigt es – für ein erneuertes 
Denken, für einen Aufbruch. 
Sie haben mit dem Neubau auf 
der Elmau, einem „neuen Hotel 

im Hotel“, wie Sie es nennen, 
eine neue Architektur geschaf-
fen. 17 identische Suiten – ei-
ne Vielzahl neuer Zimmer, Sie 
sprechen dabei vom „Ideal der 
offenen Gesellschaft“. Anders 
gefragt: Welche Philosophie 
steckt dahinter? 
Ich wollte reisenden Ästheten, 
Künstlern mit oder ohne Familie 
in Schloss Elmau zur optimalen 
Erholung nicht nur eine große 
Vielfalt unterschiedlicher Zim-
mer und Suiten, Restaurants, 
Spas, Lounges, kultureller Veran-
staltungen und Alternativen zum 
Nichtstun, sondern last not least 
auch die Freiheit der Wahl zwi-
schen zwei verschiedenen Hotels 
in einem bieten. 

Welche Rolle übernimmt  Ihre 
Frau innerhalb des Hotel-
betriebs bzw. beim G7-Gipfel?
Sie leitet die inzwischen bereits 
legendären Schloss-Elmau-Edu-
tainment-Wochen für Kinder und  
Jugendliche mit Debating Clubs, 
Workshops für Wissenschaft und 
Technik, Literatur werkstatt, 
Schachakademie, Fußballcamps, 
TV- und Film-Workshops usw., 
die von renommierten Pädagogen 
durchgeführt werden.

Obamas Pantoffeln, bayeri-
scher Charme und landesty-
pische Spezialitäten: Was bie-
tet der Gourmet Müller-Elmau 
seinen hochkarätigen Gästen, 
welcher Wein beispielsweise 
wird den Staatschefs serviert?
Was auch immer die Kanzlerin als 
Hausherrin und Gastgeberin ih-
ren Gästen anbieten möchte.

Ihr Hotel ist für erlesene 
 Exklusivität deutschlandweit 
 bekannt, aber auch für die 
 Ruhe und Abgeschiedenheit in 
 einer wunderbaren  Umge- 
bung. Bundeskanzlerin Angela 
 Merkel hat diesen Ort bewusst 
ausgesucht. Welche High-
lights sind für die prominenten 
Gäste geplant? 
Selbst wenn ich es wüsste, könnte 
ich es Ihnen nicht sagen.

Die Fragen stellte Stefan Groß.
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Gipfelpause –  
wenn es die Zeit  
erlaubt, könnte der 
britische Premier-
minister David 
 Cameron hier ab-
warten und Tee 
 trinken.

 Das Schlosshotel Elmau, wo 
der G7-Gipfel stattfinden 
soll, gehört nicht nur zu den 

besten Luxushotels weltweit. Es hat 
auch eine schillernde Geschichte. 
Ein Gasthof im Elmauer Tal dien-
te König Ludwig II. zur Weiterrei-
se zum Königshaus am Schachen. 
1916 errichtete Johannes Müller, 
damals ein gefeierter Philosoph 
und zivilisationskritischer Den-
ker, mit finanzieller Unterstützung 
von Elsa Gräfin von Waldersee das 
Schloss als eine „gebaute Demons-
tration“ gegen jede Form von Kol-
lektivierung. Müller wollte einen 
„Freiraum des persönlichen und 
gemeinschaftlichen Lebens“. Sei-
ne Gäste sollten hier Urlaub vom 
Ich machen und durch das Erleb-
nis der Stille in der Natur oder bei 
Konzerten und Tanzabenden mit 
klassischer Musik, selbstvergessen 
und unmittelbar wie Kinder, der 
„göttlichen Wirklichkeit“ gewahr 
werden können. Müller kritisierte 
nicht nur den westlichen Kapitalis-
mus und den sowjetischen Kom-
munismus und Kollektivismus, 
sondern auch die Kirchen.

Zu seinen größten Bewun-
derern gehörten die Begründer 
des Kulturprotestantismus,  allen 
 voran Adolf von Harnack und 
Ernst Troeltsch, aber auch viele 
Juden wie Walther Rathenau und 
Martin Buber. Prinz Max von Ba-
den, der Johannes Müller als sei-
nen „Seelenführer“ bezeichnete 
und keine Entscheidung ohne sei-
nen Rat fasste, weihte Schloss El-
mau 1916 ein.

Ausgerechnet der Kollektivie-
rungskritiker Müller begeister-
te sich für die Machtergreifung 
Hitlers und dessen anti-zivilisa-
torischen Imperativ „Das Ich ist 
nichts, das Volk ist alles“ der natio-
nalsozialistischen Volksgemein-
schaft.

Immerhin kämpfte Müller, der 
mit einigen Juden persönlich be-
freundet war, gegen den Antisemi-
tismus der Nazis. Juden seien die 
„edelsten Vertreter des geistigen 
Adels“ und der Antisemitismus 
eine „Schande für Deutschland“. 
Müller geriet daraufhin als „Ju-
denfreund“ bereits im April 1933 
ins Visier des Propagandaminis-
teriums und einer Hetzkampag-
ne der bayerischen Provinzpres-
se. Der Hitlergruß blieb in Schloss 
Elmau verboten.

Ab 1935 wurden Johannes Mül-
ler weitere Vortragsreisen ver-
boten. Die von der Universität 
Leipzig betriebene Aberkennung 
seines Doktortitels unterblieb le-
diglich aufgrund einer Interven-
tion des Philosophen Hans-Georg 
Gadamer, der einer seiner Anhän-
ger war. 

1942 verpachtete Johannes 
Müller Schloss Elmau an die Wehr-
macht als Fronterholungsheim, 
um einer von Göring wie auch von 
Himmler betriebenen Beschlag-
nahmung zuvorzukommen.

Nach Kriegsende fungierte das 
Schloss als Lazarett für US-Trup-
pen und später als Erholungs-
heim für Tuberkulose-Kranke 
und Überlebende des Holocausts. 

Seit 1951 pilgerte die Geistes-
elite zur Wettersteinkulisse, lang 
ist die Gästeliste. Das Who’s who 
des deutschen Intellektuellen und 

später Politiker wie Johannes Rau 
liebten den Ge nius loci – für Rau 
war es sogar seine geistige Hei-
mat. Hans-Georg Gadamer, Mar-
cel Reich-Ranicki, der Filmema-
cher Alexander Kluge – sie liebten 
die Elmau. Und Peter Sloterdijk 
hielt 1999 seine berühmte „El-
mauer Rede“. Loriot, der langjäh-
rige Stammgast, hat im Zimmer 
118 seine großen filmischen Pro-
jekte entwickelt, erfand hier den 
Müller-Lüdenscheidt-Sketch und 
Ödipussi. Künstler von Weltruf – 
Schloss Elmau war Pflicht! 2005, 
kurz vor ihrer Wahl zur Kanzle-
rin, hatte Angela Merkel hier ei-
nen Vortrag zum Verhältnis zwi-
schen der Türkei und der EU 
gehalten, der für mediale Schlag-
zeilen sorgte. 

Schloss Elmau verfügt über 
128 Zimmer und Suiten, die aus-
schließlich mit den hochwertigs-
ten Materialien wie Teak, Eiche 
und Seide ausgestattet wurden. 
Die G7-Staatschefs werden wäh-
rend des Gipfels sogar auf über-
großen Betten mit Maßen von 
210 x 200 Zentimetern nächtigen. 
Wer welches Zimmer beziehen 
wird, ist allerdings noch nicht 
klar. Sicher ist jedoch, dass alle 
Suiten gleich groß sind, „sodass 
sich keiner benachteiligt fühlen 
muss“, erklärte Hotelchef Diet-
mar Müller-Elmau.

Loriot erfand 
hier den 
Müller-

Lüdenscheidt-
Sketch

   Bayerischer 
      ZAUBERBERG
      Das Elmau-Hotel hat eine bewegte  
Geschichte. Die Nazis mochten es nicht,  
                  Geistesgrößen sehr wohl.

BAYERNKURIER   69



Nur wer 
sich wandelt,   
bleibt
sich treu

Der Bayernkurier  
erschien zum ersten Mal 
am 3. Juni 1950. Grün-
dungsherausgeber und 
gleichzeitig erster  
Chefredakteur war 
Franz Josef Strauß. 
Heute ist Horst Seehofer 
Herausgeber und  
erfindet das Medium 
neu – von der klasischen 
Zeitung zur multimedia-
len Plattform mit  
gedrucktem Magazin.
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Im
 

Freistaat 

m
achen in die-

sem
 

Jahr 
fast 

eine 
M

illion 

A
m

erikaner 

Ferien. B
eson-

ders beliebt sind Städtereisen 

und U
rlaub auf dem

 B
auern-

hof. B
ayern ist das führende 

deutsche U
rlaubsland. Seite 13

Berlin 
– 

D
ie 

U
nionsfraktion 

w
ird in der kom

m
enden W

oche 

einen A
ntrag zur B

ekäm
pfung 

des politischen Islam
ism

us vor-

legen. M
uslim

e seien zu einem
 

w
ichtigen B

estandteil der deut-

schen 
G

esellschaft 
gew

orden, 

heißt es darin, jedoch gingen 

von der M
inderheit der 31 000 

Islam
isten G

efahren aus. 

C
D

U
 und C

SU
 unterscheiden 

zw
ischen 

dem
 

terroristischen 

und einem
 politischen Islam

is-

m
us, 

dessen 
„A

nhänger 
sich 

zw
ar verbal von der G

ew
alt dis-

tanzieren, tatsächlich aber kon-

sequent ihr Ziel, die w
eltw

eite 

H
errschaft eines Islam

 nach ih-

rem
 Verständnis, anstreben“.

D
ie 

B
undesregierung 

solle 

den 
verfassungstreuen 

Islam
 

stärken. 
„D

er 
unser 

G
esell-

schaftssystem
 negierende po-

litische Islam
ism

us ist jedoch 

zu bekäm
pfen“, heißt es ohne 

diplom
atische Floskeln. D

azu 

gehöre die „konsequente Ab-

lehnung politischer Islam
isten“ 

bei 
der 

V
isa-Vergabe. 

Außer-

dem
 m

üsse Rot-G
rün die im

 

Zuw
anderungsgesetz 

geschaf-

fenen M
öglichkeiten, volksver-

hetzende und H
ass schürende 

Islam
isten 

auszuw
eisen, 

kon-

sequent nutzen. 
K. B.

M
ehr dazu auf Seite 10 und 12.

POLIT-BAROM
ETER

ZUR SACHE

B
ayern

im
m

er beliebter

Zukunftsfähig und solidarisch

Im
 Gesundheitskonzept der Union bleibt die soziale Kom

ponente der CSU erhalten

M
ünchen – D

as U
nions-K

on-

zept für eine zukunftsfähige 

und solidarische G
esundheits-

reform
 setzt M

aß
stäbe: W

äh-

rend sich die rot-grüne B
un-

desregierung 
w

eigert, 
diese 

dringend notw
endige R

eform
 

auch nur zu diskutieren, berei-

ten sich C
SU

 und C
D

U
 schon 

jetzt auf den R
egierungsw

ech-

sel und die dann zu erledigen-

den Aufgaben vor.

G
anz vorne: D

ie Sozialsyste-

m
e dauerhaft zu sichern. U

nd 

hier 
vor 

allem
 

die 
K

ranken-

versicherung so zu gestalten, 

dass sie niem
anden fi nanziell 

überlastet und dennoch Spit-

zenm
edizin für alle w

eiterhin 

gew
ährleisten kann. „D

ie lange 

D
iskussion hat sich gelohnt“, 

m
eint C

SU
-C

hef Edm
und Stoi-

ber erleichtert nach den m
ona-

telangen B
eratungen.

M
it 109 Euro pro M

onat bleibt 

die persönliche G
esundheitsprä-

m
ie niedrig, bei Einkom

m
en von 

1000 Euro beträgt sie sogar nur 

70 Euro. Ein Spitzenverdiener m
it 

16 000 Euro M
onatseinkom

m
en 

zahlt dagegen 430 Euro. Barbara 

Stam
m

, C
SU

-Vize und Sozialex-

pertin, zeigt sich zufrieden: „D
er 

soziale Ausgleich ist gew
ährleis-

tet, die soziale Kom
ponente der 

C
SU

 bleibt erhalten.“

D
ie U

nion hält auch ihren 

Kurs der Steuersenkung: D
iese 

bleibt ebenso w
ie die Steuer-

vereinfachung und der geplan-

te niedrige Eingangssteuersatz. 

D
er Spitzensteuersatz sinkt um

 

drei Punkte w
eniger – das hilft, 

die K
inder beitragsfrei zu hal-

ten und bedeutet: Starke Schul-

tern 
tragen 

m
ehr. 

Auch 
die 

W
irtschaft w

ird entlastet, denn 

der A
rbeitgeberanteil w

ird bei 

6,5 Prozent festgeschrieben.

„U
nser Konzept“, sagt M

inis-

terpräsident 
Stoiber, 

„ist 
von 

ausgew
iesenen Fachleuten kom

-

plett durchgerechnet und solide 

fi nanziert.“ 
D

agegen 
habe 

die 

rot-grüne 
Bundesregierung 

im
 

G
esundheitsbereich „außer 

ei-

nigen unverbindlichen Begriffen 

bisher nichts Konkretes zustan-

de gebracht und ist von einem
 

fi nanzierbaren Konzept m
eilen-

w
eit entfernt“. 

 PS.

Lesen Sie auch auf Seite 12: 

„Sozial und solide fi nanziert.“

K
lare W

erte − klarer K
urs 

CSU-Leitantrag bekennt sich zum
 christlichen Abendland

„D
en Islam

ism
us bekäm

pfen“

CDU und CSU verlangen von der Bundesregierung Taten gegen Islam
-Extrem

isten

N
ach 

der 
neues-

ten 
Forsa-U

m
frage 

liegt die U
nion bei 

40, die SPD
 bei 31 

Prozent. B
innen 14 

Tagen stieg der Vor-

sprung 
der 

U
nion 

von 5 auf 9 Punkte.

Edm
und 

Stoiber 
erläutert 

im
 

B
ayernkurier-Interview

, 

w
eshalb der Sparkurs für die 

Zukunft B
ayerns und seiner 

B
ürger w

ichtig ist. U
nd er 

fordert ein neues W
ertebe-

w
usstsein. „D

ie M
enschen“, 

so 
der 

C
SU

-Vorsitzende, 

„sehnen sich nach grundle-

gender O
rientierung.“ Reli-

gion 
spielt 

beim
 

C
SU

-Vor-

sitzenden eine große Rolle: 

„D
er 

G
laube 

gibt 
m

ir 
das 

christliche M
enschenbild als 

G
rundlage für die politische 

V
ision ebenso w

ie für die po-

litische Tagesarbeit.“ Seite 3

Bew
ährte Elem

ente und klas-

sische Form
en w

eiterentw
i-

ckeln – so präsentiert sich die 

C
SU

 auf ihrem
 Parteitag in 

M
ünchen. D

as Parteilogo dy-

nam
ischer und m

it frischem
 

Schw
ung, aber durch Löw

e, 

R
aute und Farbe unverkenn-

bar 
und 

unverw
echselbar. 

D
ie C

SU
 ist eine B

randm
ark, 

w
ie es in der Politik keine 

zw
eite gibt: H

eim
atverbun-

den und m
odern, w

eltoffen 

und sozial, der Zukunft auf-

geschlossen und den Traditi-

onen verbunden.

D
er 

Leitantrag 
„Für 

un-

ser Land – klare W
erte, klarer 

Kurs“ setzt die them
atischen 

Schw
erpunkte für die Zukunft. 

M
it ihm

 beginnt eine intensive 

W
ertedebatte, die w

ieder un-

m
issverständlich deutlich m

a-

chen 
w

ird, 
w

o 
D

eutschland 

seinen Platz hat: In der christ-

lich-abendländischen 
Kultur. 

So fi ndet die G
esellschaft H

alt 

in einer W
elt, die m

it im
m

er 

neuen 
H

erausforderungen 

verunsichert. 

Frisch und dynam
isch, zu-

gleich aber bodenständig und 

selbstbew
usst 

präsentieret 

sich auch der B
ayernkurier in 

m
odernem

 G
ew

and: K
lar in 

der Analyse und deutlich in 

der Position. Inform
ativ und 

unterhaltsam
. 

D
ie 

Zeitung 

von der C
SU

 für Bayern und 

D
eutschland. V

iel Freude bei 

der Lektüre w
ünscht Ihnen

Peter Schm
alz

Die them
atischen Schw

erpunkte

der Zukunft bündelt der Leit-

antrag, über den die 1057 D
e-

legierten des 69. C
SU

-Partei-

tags in M
ünchen beraten. Sein 

M
otto: „Für unser Land – klare 

W
erte, klarer Kurs.“

„W
ir 

m
üssen 

uns 
besin- nen, w

as unsere G
esellschaft 

zusam
m

en 
hält“, 

begründet 

Parteichef 
Edm

und 
Stoiber 

den A
ntrag. N

ur m
it einer kla-

ren 
W

erteorientierung 
könne 

D
eutschland zukunftsfähig ge-

m
acht w

erden.

N
eben dem

 B
ekenntnis zum

 Leitbild 
der 

christlich-abend-

ländischen G
esellschaft fordert 

der A
ntrag m

ehr Eigenverant-

w
ortung, 

m
ehr 

betriebliche 

B
ündnisse 

und 
eine 

Abkehr 

von der rot-grünen Schulden-

politik.

Seite 14: D
er Leitantrag

D
ie C

SU
-Landtagsfraktion 

verabschiedete 
m

it 
dem

 

„Paket 2“ der Verw
altungs-

reform
 ein großes B

ündel 

von M
aßnahm

en.  
Seite 2

M
EHR EFFIZIENZ -

SCHLAN
KERER STAAT

BAYERN
KURIER-REPORT:

PRIVATE

VERM
ÖGENSAN

LAGE

A
lterssicherung 

im
 

U
m

-

bruch: Rente allein reicht 

nicht. 
Seiten 15 - 21 

„PUTSCH DES 

AUSW
ÄRTIGEN AM

TES“

D
ie 

Staatsanw
altschaft 

w
ill Fischers V

isa-Skandal 

aufklären. 
Seite 4

FLAM
M

ENZEICHEN: 

SCHOCK IN DEN 

N
IEDERLAN

DEN

D
ie Idee des M

ultikultu-

ralism
us in H

olland ist ge-

scheitert. 
Seite 10

W
en

n der Tod

sich Zeit lässt

B
esonders 

im
 

M
onat N

ovem
-

ber 
gedenken 

viele M
enschen 

m
ehr als sonst 

ihrer verstorbe-

nen Angehörigen. D
och in der 

m
odernen 

G
esellschaft 

ohne 

paulinische Zuversicht hat sich 

das Verhältnis zum
 Sterben und 

zur Trauer sehr nachhaltig ver-

ändert. 
Seite 22

Islam
isten in Karlsruhe. 
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Berlin – Die SPD geht mit einer Neidkampagne in den Bundes-tagswahlkampf: „Reiche“ sollen mehr zahlen. Doch die von den Genossen geforderte Anhebung des Spitzensteuersatzes auf 47,5 Prozent belastet schon Gering-verdiener.

„Reichensteuer“ nennt die SPD den Spitzensteuersatz. Dass ihn die rot-grüne Schröder-Regie-rung auf 42 Prozent gesenkt hat, fi nden die Genossen plötzlich nicht mehr gut: 47,5 Prozent sol-len es jetzt werden. Unter dem Druck ihres einstigen Chefs La-fontaine rückt die Sozialdemo-kratie weit nach links.Doch was die SPD als sozial ge-recht verkaufen will, ist in Wahr-heit zutiefst ungerecht. Denn geht es nach den Plänen von Finanz-minister Steinbrück und Kanzler-kandidat Steinmeier, würden nicht nur die Spitzenverdiener zur Kasse gebeten, sondern auch Geringverdiener. Weil nämlich ab 2010 in der Steuerkurve der Knick Richtung Spitzensteuersatz ab einem zu versteuernden Jahres-einkommen von 13 469 Euro be-ginnt, trifft es auch Otto Normal-

verdiener. Schon ein Lediger mit einem Bruttoeinkommen von 20 000 Euro muss mehr Steuern als bisher zahlen – wenn auch nur 3 Euro. Bei einem Bruttojah-reslohn von 60 000 Euro sum-miert sich der SPD-Aufschlag schon auf über 450 Euro, bei 

70 000 Euro kosten Steinbrücks Pläne fast einen Tausender.„Die Zeche einer höheren Steu-erbelastung für Spitzenverdiener werden letztlich die Schwächs-ten der Gesellschaft zahlen“, kri-tisiert deshalb Wirtschaftsminis-ter Karl-Theodor zu Guttenberg. 

Auch starke Schultern würden irgendwann an die Grenze ih-rer Belastbarkeit geraten. „Un-ternehmer, Kapitalgeber und gut ausgebildete Arbeitskräfte werden sich das nicht lange an-schauen und unserem Land den Rücken kehren“, so die Warnung 

des CSU-Ministers, der auch da-rauf verweist, dass die obersten 5 Prozent der Einkommensbe-zieher rund 40 Prozent des Steu-eraufkommens tragen.Zu Guttenberg erwartet durch eine höhere Reichensteuer auch kaum Mehreinnahmen für den Fiskus. Sowohl die verringerte Einkommensgrenze als auch der höhere Steuersatz bringen laut Expertenschätzung jeweils weni-ger als eine halbe Milliarde Euro. „Der Vorschlag einer höheren Reichensteuer schürt gezielt den Sozialneid“, so das Fazit zu Gut-tenbergs. Der CSU-Minister rät deswegen den SPD-Politikern, „angesichts der schwierigen Lage die intellektuell überschaubare Wahlkampfrhetorik hinten anzu-stellen.“
„Gift für die Konjunktur“ nennt Finanzminister Georg Fahren-schon die SPD-Pläne: „Schon die Ankündigung von Steuerer-höhungsplänen ist verantwor-tungslos.“ Statt populistische Forderungen zu erheben, sollte der Bundesfi nanzminister bes-ser an der Beseitigung krisenver-schärfender Regelungen der Un-ternehmenssteuer arbeiten. FN
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ALLES WIRD GETAN„Entsetzliche Straftaten lassen sich nicht absolut vermeiden.“ Bayernkurier-Interview mit Justizminis-terin Beate Merk.  Seite 5
AUFSCHUB IN DER KRISEViele Beschäftigte der bay-erischen Metallindustrie werden auf die geplante Lohnerhöhung Anfang Mai warten müssen. Seite 9

Wen würden Sie wählen, wenn Sie den Bundeskanzler direkt bestimmen könnten?

NEID ALS PRINZIP
Steuern rauf! Nehmt es den Reichen! Das sind keine Sät-ze aus dem Drehbuch eines Robin-Hood-Filmes. Das ist die Kurzfassung der steuer-politischen Forderungen der SPD aus dem Programm für die kommende Bundestags-wahl. Es stellt sich schon vor seiner Beschlussfassung als Wiederaufbereitungsanlage für alte Klamotten dar. Egal, ob die Topverdiener schon jetzt über 50 Prozent des Steueraufkommens bestreiten; egal, ob durch die Anhebung des Spitzensteuersatzes die Progression noch härter bei den kleinen und mittleren Einkommen zugreift: Vor-wärts Genossen! Es geht zu-rück zum Klassenkampf! Es soll in Deutschland noch Leute geben, die mor-gens aufstehen und zur Ar-beit gehen. Das ist zwar nur noch knapp die Hälfte der Bevölkerung. Sie liefert mit Steuern und Sozialbeiträgen den Treibstoff für den Motor des Sozialsystems. Die SPD blendet diesen Teil der Wirk-lichkeit aus und versucht mit der bekannten Neidnummer ihre Wahlkampfmaschine an-zuheizen. Peter Hausmann

ZUR SACHE

SPD schröpft Steuerzahler
Steuererhöhungspläne der SPD treffen auch Geringverdiener – zu Guttenberg: SPD schürt gezielt den Sozialneid

Wie eine Zitrone will die SPD den deutschen Steuerzahler nach der Bundestagswahl auspressen.

Höchste Eisenbahn für Klimaschutz
Bundespräsident plädiert auf der Zugspitze für verstärktes Engagement für die Umwelt

Aigner stoppt Anbau von Gen-Mais
Bundes-Agrarministerin setzt sich gegen Gen-Lobby durch und verbietet Aussaat von MON 810

Berlin – Es war ihre bislang wichtigste Entscheidung als Bundeslandwirtschaftsminis-terin, und Ilse Aigner (CSU) hat die Feuerprobe bravourös be-standen: Sie verbot den Anbau des Gen-Mais MON 810, weil dieser „eine Gefahr für die Um-welt darstellt“. 
Der Mais ist gentechnisch so verändert, dass er ein Gift ge-

gen einen Schädling herstellt, den Maiszünzler (Bild r.). Zwei Luxemburger Studien zufolge gefährdet das Gift aber auch kleine Insekten wie Marienkäfer und Schmetterlinge. „Ich sehe es daher als meine Aufgabe an, tä-tig zu werden“, erklärte Aigner. Gleichzeitig kündigte sie eine In-tensivierung der Forschung an.Nach Aigners Entscheidung 

atmen Bauern, Umweltschützer und Bienenzüchter auf – und mit ihnen viele Bürger, denen die Gentechnik unheimlich ist. Bauernverbands-Präsident Gerd Sonnleitner begrüßte die Entscheidung. Die Bauern müssten sich an den Verbrau-chern orientieren, und diese wollten keine gentechnisch ver-änderten Lebensmittel. Seite 2

Garmisch-Partenkirchen – Am Gipfel mit Ausblick ein Plädo-yer für Politik mit Weitblick: Für verstärkte Anstrengungen im Umweltschutz hat sich Bundes-präsident Horst Köhler auf der Zugspitze ausgesprochen. Auch in der Krise gelte es, in den An-strengungen nicht nachzulassen. 

Das Staatsoberhaupt hatte sich im weltweit einzigartigen For-schungszentrum Schneeferner-haus über die Auswirkungen des Klimawandels informiert. Köh-ler: „Es ist höchste Eisenbahn, dass die Politik global reagiert.“Zuvor war er von Ministerprä-sident Horst Seehofer am Eib-

see empfangen worden. Horst Köhler und seine Frau Eva Luise besuchten nach ihrem Abste-cher auf Deutschlands höchs-ten Gipfel den Geigenbauerort Mittenwald, bevor es zum Spiel des FC Bayern gegen den FC Barcelona ging. Köhler reiste am nächsten Tag nach Donau-

wörth weiter, wo er die Käthe-Kruse-Puppen GmbH und den Hubschrauberhersteller Euro-copter besuchte. In Nördlingen sah sich das Staatsoberhaupt ein Pfl egezentrum an und dis-kutierte nach einem Rundgang in der historischen Altstadt mit Bürgern.  
Seite 3 

Horst Köhler und seine Ehefrau Eva Luise (r.) bei der Käthe-Kruse-Puppen GmbH, zusammen mit Geschäfts-führerin Andrea Christenson (l.) und Justizministerin Beate Merk (2.v.l.).
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2 1  Legendär sind die 
ersten Nummern des 
Bayernkuriers; sie 
machten Geschichte 
und bereiteten so 
manchen politischen 
Gegnern Kopfzer-
brechen.

2  Eine interessier- 
  te Leserschaft hatte  
der Bayernkurier 
auch auf dem Bun-
desparteitag 1955. 

3  Eine ganz beson-
dere Auszeichnung:  
ein Autogramm von 
Bundeskanzlerin 
 Angela Merkel. 



BAVARIA

Wilfried Scharnagl war Bayernkurier- 
Chefredakteur von 1977 bis 2001 und erinnert sich an 
Franz Josef Strauß und seine Kapläne. 
Nach mehr als eineinhalb Jahrzehnten erbitterter partei-
politischer Gegnerschaft waren in der Großen Koalition 
von 1966 bis 1969 CDU, CSU und SPD zum ersten Mal in 
einem Regierungsbündnis vereint. Es gab starken Gewöh-
nungsbedarf und es fehlte nicht an Spannungen. Im Zuge 
anhaltender Gegensätze, ob auf der oder unter der politi-
schen Oberfläche, entwickelte sich zwischen Außenminis-
ter Willy Brandt, dem Vorsitzenden der SPD, und Finanz-
minister Franz Josef Strauß, dem Vorsitzenden der CSU, 
immer wieder ein Dialog, der manchem Kabinettskolle-
gen schon als Ritual erschien. Brandt fand und nahm häu-
fig Gelegenheit, über den Bayernkurier und dessen anhal-
tende Attacken auf die SPD und SPD-Politiker, natürlich 
auch Brandt, Klage zu führen. Die Achseln zuckend und 
sich in seine Finanzakten vertiefend, ließ Strauß den Kol-
legen Brandt wissen, dass man auch den Kardinal nicht 
für alles verantwortlich machen könne, was seine jungen 
Kapläne trieben. Dabei wusste Strauß sehr wohl, was 
 seine jungen Kapläne im Bayernkurier trieben. War ich 
doch einer von ihnen.

3

¸SITLine 

ETH Encryptor 

¸SITGate L500 Next Generation Firewall 

Innovative Lösungen  

für höchste IT-Sicher-

heitsanforderungen. 
Die Zahl der Angriffe auf Rechner und Netze wächst. Cyber-

kriminalität und Datenklau haben dabei dramatische Folgen:  

Sie reichen von enormen wirtschaftlichen Schäden bis hin  

zum Image- und Kundenverlust. Die Arbeit von Jahren wird  

so in Minuten zunichte gemacht. 

Rohde & Schwarz unterstützt Politik, Gesellschaft und  
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Herzlichen Glückwunsch  
zu erfolgreichen  
65 Jahren! 

Politik, Wirtschaft, Kultur: Seit 65 Jahren steht der Bayernkurier für abwechslungsreiche Bericht- 
erstattung. Fast ebenso lange begleiten und schätzen wir ihn: Seit der Gründung der Bayerischen Hausbau  
vor mehr als 60 Jahren hat sich unser Unternehmen zur erfolgreichen Schörghuber Unternehmens gruppe 
entwickelt. Geblieben ist unsere Verwurzelung und Verbundenheit zu Bayern, wo wir attraktive Lebens- 
räume schaffen, Bier- und Braukultur erlebbar machen und als ni veauvolle Gastgeber hochwertige  
Hotelaufenthalte bieten – begleitet von der Herzlichkeit und Leidenschaft unserer 6.500 Mitarbeiter.  
www.sug-munich.com

BAUEN & IMMOBILIEN    GETRÄNKE    HOTEL    SEAFOOD
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Der Bayernkurier auf 
Reisen – an Bord  
der Maschine bei der 
Delegationsreise von 
Ministerpräsident 
Horst Seehofer nach 
Saudi-Arabien, Oman 
und Katar im April.

Peter Schmalz war von März 
2001 bis Oktober 2008 Chefredak-
teur des Bayernkuriers.

Jeder kennt ihn, nicht alle lesen ihn, 
aber alle haben eine Meinung über 
ihn. Der Bayernkurier ist ein her-
ausragender Singulär in der deut-
schen Medienlandschaft. Auch   
einer, an dem man sich gut reiben 
kann. Was manchmal auch, man 
muss es leider sagen, Parteifreunde 
betreiben.

So kam es vor Jahren sogar dazu, 
dass einige den Antrag stellten,  
das Blatt einzustellen. Namen sol-
len in diesem kleinen Rückblick kei-
ne Rolle spielen, die kundigen Tibe-
taner wissen ohnehin Bescheid.

Es war zur Zeit einer Klausur der 
Landtagsfraktion im oberfränki-
schen Kloster Banz, wo man sich in-
tern auch mal kräftig die Meinung 
sagen kann. Eine Chance, die ich 
nicht ungenutzt lassen wollte. Die 
verwegenen Ritter wider den Bay-
ernkurier werden sich gut daran 
 erinnern. 

Doch nicht deshalb sei diese klei-
ne Episode erzählt, sondern wegen 

einer denn doch völlig unerwarteten 
Pointe. Ein Jahr war vergangen, man 
traf sich wieder in Banz, und der An-
trag gegen den Bayernkurier war 
längst versandet. Da kam einer der 
einstigen Einstellungsfreunde 
strahlend auf mich zu, und noch be-
vor ich ihm zur soeben gewonnenen 
Landratswahl gratulieren konnte, 
verbeugte er sich demonstrativ tief 
und war voller Dank. Nie, sagte er, 
hätte er gedacht, dass der Bayern-
kurier so viel helfen könne bei einem 
nicht ganz einfachen Wahlkampf.

Kann Freude schöner sein? Ja, 
beim anschließenden gemeinsamen 
Versöhnungsglas mit Frankenwein. 

1



 
Peter Hausmann war von 
2008 bis 2014 Chefredakteur des 
Bayernkuriers.

„Bayernkurier – lese ich nicht.“ Als 
ich 1970 in die JU und die CSU ein-
trat, gehörte dieser Satz für uns 
„JU“-nge zum „guten Ton“. Gelesen 
haben wir ihn doch, um zu erfahren, 
was Franz Josef Strauß, der für 
mich und viele andere meiner Gene-
ration der Grund, war in die CSU 
einzutreten, über den politischen 
Gegner, aber auch über die Unions-
schwester CDU dachte und sagte. 
Der Bayernkurier setzte für uns so-
zusagen die Positionslichter, auch 
wenn unter den großen Leitartikeln 
des Blattes meistens der Autoren-
name Wilfried Scharnagl stand.  
Der schrieb bekanntlich das, was 
Strauß dachte.

Als ich nach dem „dies ater“, dem 
schwarzen Tag der CSU 2008, Nach-
nachfolger des legendären Chefre-
dakteurs wurde, traf ich immer wie-
der auf den mir wohlbekannten Satz. 
Der Brief- und Telefonverkehr mit 

unseren Lesern sprach aber immer 
eine andere Sprache. Gastautoren 
erzählten mir mit einer Mischung 
aus Verwunderung und Stolz, sie 
seien selten so oft auf einen Artikel 
angesprochen worden wie auf den, 
den sie im Bayernkurier veröffent-
lichten.

Jetzt gibt es den klassischen 
Bayernkurier nicht mehr. Er wird – 
Tribut an das digitale Zeitalter – die 
Positionslichter der CSU im Internet 
und als Monatsmagazin setzen.  
Dafür wünsche ich ihm und seiner 
Redaktion „bonne Chance“.

Auf dem ersten  politischen Aschermittwoch nach  
dem Tod von Franz Josef Strauß liest Max Strauß den  
Bayernkurier.  

Die geistige Autorität 
des Bayernkuriers 
und seines Gründers 
verlockten Karika-
turisten zu bissigen 
Einschätzungen.



65Jahre Bayernkurier – 
ein so stolzes Jubiläum 
schafft eine Zeitung 

nur, wenn sie tatsächlich mit der 
Zeit geht. Der Bayernkurier und 
sein Gründungsherausgeber 
Franz Josef Strauß waren exzel-
lente Beobachter, vor allem aber 
mutige Gestalter der politischen, 
wirtschaft lichen und gesell-
schaftlichen Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Wie unser Land steht heute auch 
der Bayernkurier vor einer funda-
mentalen Herausforderung: Die 
Digitalisierung verändert alles! 
Und genauso, wie sich Politik und 
Gesellschaft auf revolutionäre 
Veränderungen durch das Netz 
einstellen müssen, gilt das auch 
für den Bayernkurier. 

65 Jahre Bayernkurier – was 
bleibt? Inhalt zählt! Der Bayern-
kurier in der großen Tradition 
Wilfried Scharnagls – das ist nicht 

ein Stück Papier, sondern das sind 
intellektuelle Schärfe und verbale 
Kraft. Die politische Substanz, sie 
macht den Bayernkurier aus. Was 
hat der Bayernkurier für politi-
sche Auseinandersetzungen er-
lebt, mit Helmut Kohl und Franz 
Josef Strauß, Willy Brandt und 
Helmut Schmidt? Es ging um die 
großen politischen und gesell-
schaftlichen Entwürfe: Wieder-
bewaffnung Deutschlands – ja 
oder nein? Mitgliedschaft in der 
NATO oder blockfrei? Europäi-
sche Gemeinschaft? Freiheit oder 
Sozialismus? Diese Gegensätze 
von damals sind heute nicht mehr 
so da. Wir leben heute in einer 
 Gesellschaft, die auch in der Po-
litik Gegensätzliches scheinbar 
schwer erträgt. Das ist der Hin-
tergrund, dass heute manche 
Wahlkämpfer gar nicht mehr die 
 Mobilisierung zum Ziel haben, 
sondern die Demobilisierung. 

Deren Rechnung geht dann so: 
Wenn ich ein Thema mit klarer 
Kante besetze, dann störe ich den 
Konsens. Damit mobilisiere ich 
zwar eigene Anhänger, aber viel-
leicht sogar noch mehr die An-
hänger meiner Konkurrenten. Da 
ist es doch sicherer, ich störe das 
Gefühl des Konsenses nicht. Auf 
diesem gedanklichen Fundament 
beruhen sogenannte langweilige 
Wahlkämpfe.

Medien müssen sich wandeln
Die Gefahr einer solchen „Kon-
sens-Strategie“ ist allerdings, 
dass Stimmungen und Bedürfnis-
se der Wähler – die tatsächlich ja 
vorhanden sind – nicht mehr an-
gesprochen werden. Die Gefahr 
ist eine Entfremdung der Men-
schen von der ritualisierten poli-
tischen Debatte. Und umso grö-
ßer sind dann Ratlosigkeit und 
Betroffenheit, wenn Menschen 
nicht mehr zur Wahl und viel-
leicht sogar auf die Straße gehen, 
weil sie sich nicht mehr vertreten 
fühlen. Die CSU und mit ihr der 
Bayernkurier gehen traditionell 
einen anderen Weg. Wir spre-
chen, wenn nötig, eine klare Spra-
che wie die Menschen in ihrem 
Alltag – am Arbeitsplatz, beim 
Sport, am Stammtisch oder im 
Netz. Wenn wir nach den Ge-
heimnissen unseres Erfolgs ge-
fragt werden: Das ist eines davon!

65 Jahre Bayernkurier – was 
verändert sich? Die Medienbran-
che unterliegt insgesamt einem 
historischen Innovationsschub. 
Das Internet und die Informati-
onsrevolution im Mediengewerbe 
stellen so ziemlich alles auf den 
Kopf, was bislang als sicher gegol-
ten hat. Ganze Wertschöpfungs-
ketten werden zerrissen und neu 
zusammengesetzt. Zumal gerade 
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Beitrag des CSU-Ehrenvorsitzenden und früheren Bayerischen Ministerpräsidenten  
Edmund Stoiber zum 65. Geburtstag des Bayernkuriers.

Zukunftsmusik JETZT komponieren!

Für eine sorgsame 
Lektüre des Bay-
ernkuriers nahm 
sich Edmund Stoi-
ber immer Zeit.
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Medien in der Informationsge-
sellschaft eine Schlüsselbranche 
der Innovation sind. Auch für den 
Bayernkurier gilt: Der Zugang, 
der Verbreitungsweg muss den 
modernen Anforderungen und 
Bedürfnissen der Menschen an-
gepasst werden. 

Generell gilt: Die Digitalisie-
rung ist das Megathema der Zu-
kunft. Die Daten werden das Erd-
öl des 21. Jahrhunderts sein. Horst 
Seehofer liegt mit seinem Schwer-
punkt Digitalisierung völlig rich-
tig: Die digitale Revolution wird 
unsere Welt viel mehr verändern, 
als die industrielle Revolution es 
je getan hat. Vom Wirtschaftsle-
ben bis zum Sozialverhalten wird 
vieles geradezu auf den Kopf ge-
stellt. Für den europäischen Kon-
tinent, der vor allem auf den Roh-
stoff Geist setzt und setzen muss, 
bietet diese Umwälzung ein riesi-
ges Potenzial. Aber gerade einmal 
zehn Prozent des weltweiten Um-
satzes in der IT-Kommunikations-
industrie stammen aus Europa. 
Nicht zuletzt deshalb finden  
90 Prozent des Wirtschafts-
wachstums heute außerhalb von 
Europa statt. In den USA werden 
jedes Jahr 50 Prozent mehr in die 
 digitale Infrastruktur investiert 
als in Europa. Das sind viele 
 Zahlen – es sind vor allem drama-
tische Zahlen. 

Ich stimme dem Bundesver-
band Digitale Wirtschaft absolut 
zu: Seit der Industrialisierung hat 
es in Deutschland jede Genera-
tion geschafft, globale Marktfüh-
rer in jeder wichtigen Industrie 
hervorzubringen. Heute sind wir 
im digitalen Bereich nur ein Kon-
sumentenmarkt. Dabei können 
wir es nicht belassen, ohne dass 
wir unsere wirtschaftliche Zu-
kunftsfähigkeit verlieren.

Natürlich ist die Konkurrenz-
fähigkeit in erster Linie eine Auf-
gabe der Wirtschaft und nicht der 
Politik. Aber Politik kann schon 
strategische Entscheidungen tref-
fen, wenn ich zum Beispiel an den 
erfolgreichen Aufbau einer euro-
päischen Luft- und Raumfahrtin-
dustrie denke. Das galt als Hirn-
gespinst, als Franz Josef Strauß in 
den 60er Jahren immer und im-
mer darauf gedrängt hat. Daraus 
ist eine Erfolgsstory geworden! 

Der Bayernkurier bleibt stark
Heute heißt die Frage: Wer baut 
am Ende das selbstfahrende Au-
to? Google hat sein selbstfahren-
des Auto bereits präsentiert. In 
Kalifornien werden selbstfahren-
de Autos längst auf allen öffentli-
chen Straßen getestet. Ich weiß: 
Das klingt nach wie vor wie Zu-
kunftsmusik. Da sind vor allem 
auch unendlich viele Fragen zu 
klären, was Sicherheit und Daten-
schutz betrifft. Aber: Diese Zu-
kunftsmusik wird jetzt kompo-
niert. Wer tut das? Wer entwickelt 
dafür die notwendige Infrastruk-
tur? Machen das alles amerikani-
sche und asiatische Internetfir-
men? Da müssen wir dabei sein! 
So etwas muss auch in Europa 
konzipiert werden! Die Fremd-
sprache der Zukunft wird die Pro-

grammiersprache sein. In Groß-
britannien ist das Stoff in der 
Grundschule – von den USA und 
Asien ganz zu schweigen. Da  
haben wir Nachholbedarf. Die 
Facharbeiter bei Siemens und 
Mercedes müssen zu Soft ware-
ingenieuren umgebildet werden. 
Neue digitale Cluster müssen sich 
bilden, aus Wissenschaft, Indus-
trie und Medien, die ihre ganze 
Power einbringen. Nur so werden 
wir beim Internet der Dinge mit 
dabei sein!

Bayern schiebt an, handelt. 
Aber wir brauchen gegenüber den 
US-Internetgiganten Europa eine 
gemeinsame europäische Agen-
da. Das sind Fragen der Zukunft, 
bei denen die Menschen auch den 
Nutzen Europas nachvollziehen 
können! Es ist gut für Deutsch-
land und für Europa, dass Gün-
ther Oettinger in der neuen 
EU-Kommission für Digitale 
Wirtschaft zuständig ist. Er hat 
sich in Brüssel ein großes Stan-
ding erarbeitet, auf ihn wird ge-
hört und er packt an. Das ist 
höchste Zeit, wenn Deutschland 
nicht zum Kodak-Land werden 
soll: Weltweit top in den alten 
 Industrien. Aber mit einem Schlag 
weg vom Fenster in der neuen 
Zeit.

65 Jahre Bayernkurier: Wie oft 
hat er beschworen, Bayern und 
die CSU müssten stets an der Spit-
ze des Fortschritts marschieren. 
Jetzt ist es wieder einmal so weit: 
Ich halte es für ein gutes und 
durchdachtes Konzept, online 
top aktuell zu sein, in einem hoch-
wertigen Magazin Hintergründe 
und Zusammenhänge zu vertie-
fen sowie in den sozialen Netz-
werken in den Dialog mit den Bür-
gern einzutreten. 

Die Digitalisierung bietet un-
endlich viele Chancen, aber ein 
Medium kann im Netz auch un-
tergehen. Markenbildung ist das 
A und O für eine erfolgreiche jour-
nalistische Arbeit. Der Bayern-
kurier ist eine bekannte, beliebte, 
zum Teil auch angefeindete, in je-
dem Fall aber starke Marke. Er ist 
ein politischer Premium-Faktor, 
um den uns die anderen Parteien 
beneiden. Also, auf geht’s!

Im neuen Design
präsentierte sich die 
Sonderausgabe des 
Bayernkuriers 
„Wer war Franz Josef 
Strauß wirklich?“ 
beim CSU-Parteitag 
in Nürnberg im 
Dezember 2014.

Bayern und die 
CSU sollten immer 
an der Spitze des 
Fortschritts sein
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Vor 60 Jahren, am 3. Juni 1950, nur 
wenige Jahre nach der Gründung 
der Christlich-Sozialen Union, 
erschien die erste Ausgabe des 
Bayernkurier. Sechs Jahrzehnte, 
die den Aufstieg Bayerns gese-
hen haben, vom einfachen Ag-
rarland zu einer der weltweit 
führenden Wirtschafts- und 
Technologieregionen. 60 Jahre, 
in denen Deutschland sich aus 
den Trümmern des Zweiten 
Weltkriegs herausarbeitete und 
von einer geteilten Nation zu 
unserem wiedervereinigten Va-
terland wurde. 60 Jahre, in denen 
die CSU nahezu ununterbro-
chen die politischen Geschicke 
unseres Freistaats bestimmte 
und schlechthin zum Synonym 
für Politik in Bayern wurde. 

Aber auch 60 Jahre, die der 
Bayernkurier nicht etwa 

nur als Beobachter am Spielfeld-
rand begleitet, sondern als pu-
blizistischer Arm der CSU im-
mer auch tatkräftig mitgestaltet 
und mitgeprägt hat. Es war nie 
Sache des Bayernkurier, einer 
bloßen Chronistenpfl icht zu 
genügen und Geschehenes auf-
zuzeichnen. Sondern das Wesen 
des Bayernkurier war und ist, 
ins Geschehen einzugreifen, Po-
sition zu beziehen und sich ein-
zumischen. Der Bayernkurier 
hat sich nie auf Information be-
schränkt, sondern immer auch 
Orientierung gegeben. Die Kraft 
zu Position, Meinung und Über-
zeugung haben den Bayernku-
rier seit jeher ausgezeichnet. So 
wie auch die CSU nie nur prag-
matisch handelt, sondern im-
mer auch Wertentscheidungen 
trifft. Den Zeitgeist zu prägen 
statt ihm hinterher zu laufen – 
das war immer der hohe An-
spruch des Bayernkurier, wie 
auch der CSU. 

F ranz Josef Strauß, der ers-
te Chefredakteur des Bay-

ernkurier, formulierte in der 
Erstausgabe mustergültig den 
Auftrag der neuen Zeitung: „Der 
Bayernkurier wird einer christli-
chen Kulturpolitik und sozialen 
Gerechtigkeit das Wort geben 
und wird seine Arbeit auf Sach-
lichkeit gründen, sich aber nicht 
scheuen, mit unseren Gegnern 
ein offenes und deutliches Wort 
zu sprechen. Sein Inhalt wird 
getragen sein von der Liebe zu 
Bayern, der Treue zu Deutsch-
land und dem Bekenntnis zu 
Europa. Er übernimmt eine 
Aufgabe, die für die Erhaltung 

der Eigenstaatlichkeit Bayerns 
und für das Ansehen Bayerns im 
Deutschen Bund von wesentli-
cher Bedeutung ist.“ 

Der Vater des modernen 
Bayern und der Vater der 

modernen CSU hat mit diesen 
Leitlinien auch dem Bayern-
kurier das vitale und zukunfts-
trächtige Gründungsprogramm 
gegeben. Und kein anderer hat 
seine Worte in so unnachahm-
licher Weise verinnerlicht und 
mit Leben gefüllt wie Wilfried 
Scharnagl. So sehr, dass die 
Geschichte des Bayernkurier 
mit seinem langjährigen Chef-
redakteur so untrennbar ver-
bunden ist wie bei keinem an-
deren deutschen Medium. Der 
Satz von Franz Josef Strauß: „Er 
schreibt was ich denke und ich 
denke was er schreibt“ ist die 
bleibende Auszeichnung für 
die beispiellose Kongenialität 
mit Wilfried Scharnagl. Es stand 
mit Wilfried Scharnagl nicht 
nur ein journalistisches Urge-
stein, sondern auch einer der 
herausragenden konservativen 
Intellektuellen Deutschlands 
an der Spitze des Bayernkurier. 
Seine legendäre Wortmächtig-
keit, sein Witz und seine Klar-
sichtigkeit haben der Zeitung 
nachhaltig ihre scharfkantige 
Prägung verliehen. Er hat mit 
dem Bayernkurier die publi-
zistische Klinge geführt gegen 
eine Übermacht der damaligen 
Zeitgeist-Presse bis hin zum 
Spiegel, und damit den Mythos 
Bayernkurier begründet. Ihm 

gebührt in ganz besonderem 
Maße unser Dank.

Der Bayernkurier war nie ein 
bloßes Parteiorgan. Er ver-

stand sich immer als Verstärker 
und Transformator des christ-
lich-sozialen Gedankenguts, in 
und für Bayern, aber auch weit 
darüber hinaus. Er ist damit das 
publizistische Spiegelbild der 
CSU als Partei in und für Bayern 
mit bundes- und europapoliti-
schem Anspruch. Und er ist mit 
seiner klaren Sprache, der Brei-
te seiner Themen und dem di-
rekten Bezug zu den Menschen 
auch das Spiegelbild der Volks-
partei CSU. 

Und natürlich ist der Bay-
ernkurier ein geborenes 

Mitglied des von Franz Josef 
Strauß ausgerufenen Vereins für 
deutliche Aussprache. Um es 
pointiert zu sagen: der Bayern-
kurier ist ein Blatt, das selber kei-
nes vor den Mund nimmt. Ohne 
Scheu vor der geschliffenen Zu-
spitzung und wenn nötig auch 
der kritischen Polarisierung, ist 
er bei Anhängern geschätzt und 
bei Gegnern gefürchtet. Das 
macht ihn für unsere Partei zu 
einem stets frischen Quell der 
Argumente in der politischen 
Auseinandersetzung und zu ei-
nem Leuchtfeuer, an dem sich 
viele auch außerhalb unserer 
Partei orientieren.

M it klaren politischen Aus-
sagen für unsere Über-

zeugungen einzutreten und da-

bei auch mutig gegen den Strom 
zu schwimmen – dafür bietet 
das unverbrüchliche Eintreten 
des Bayernkurier für die Deut-
sche Einheit ein eindrucksvolles 
Beispiel. Mit großem publizisti-
schem Einsatz hat der Bayern-
kurier mit dafür gekämpft, dass 
das Tor zur Wiedervereinigung 
offen gehalten wurde und der 
Auftrag unseres Grundgesetzes, 
die Einheit unseres Vaterlandes 
zu vollenden, in der Debatte um 
den Grundlagenvertrag Bestand 
behielt. Daran dürfen wir uns 
heuer im 20. Jahr der Deutschen 
Einheit auch mit dem gebüh-
renden Stolz erinnern.

Dank gebührt auch der ge-
samten Mannschaft des 

Bayernkurier, den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern und allen 
voran dem jetzigen Chefredak-
teur Peter Hausmann. Sie sind 
mit unermüdlichem Einsatz und 
nicht nachlassender Tatkraft bei 
der Sache und sorgen Woche für 
Woche dafür, dass eine konser-
vative bayerische Zeitung ihre 
Stimme erhebt. Der Bayernku-
rier kann mit Stolz auf seine 
sechs Dekaden zurückblicken. 
Ich sage ihm zu seinem runden 
Geburtstag meine allerherz-
lichsten Glückwünsche!
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Den Zeitgeist prägen
Von Horst Seehofer

Horst Seehofer: Ein Blatt, das keines vor den Mund nimmt. Bild: CSU

JAHREJubiläumsausgabe

Horst Seehofer, 
Bayerischer Ministerpräsident, 

CSU-Vorsitzender und 
Herausgeber des Bayernkurier
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erschien die erste Ausgabe des
Bayernkurier. Sechs Jahrzehnte,
die den Aufstieg Bayerns gese-
hen haben, vom einfachen Ag-
rarland zu einer der weltweit
führenden Wirtschafts- und
Technologieregionen. 60 Jahre,
in denen Deutschland sich aus
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Es schreiben:

Horst Seehofer 
Angela Merkel 
Edmund Stoiber
Theo Waigel
Michail Gorbatschow
Peter Gauweiler 
Franziska Augstein
Shimon Peres
Monika Hohlmeier
Wilfried Scharnagl
und andere

100 JahreFranz Josef Strauß

Wer war 
Franz Josef Strauß 
wirklich?
Das Sonderheft zum 
Jubiläumsjahr 2015
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Der BAYERNKURIER wurde am 3. Juni 1950 von Franz Josef 
Strauß ins Leben gerufen, heuer feiert er sein 65-jähriges Be-
stehen. Das Jubiläum ist aber gewiss kein Grund, sich in den 
Ruhestand zu verabschieden – ganz im Gegenteil! Es ist der 
Startschuss für den Aufbruch des Traditionsblattes in das di-
gitale Zeitalter. Die durch das Internet hervorgerufene „Revo-
lution der Medien“ stellt alle Verlagshäuser vor enorme Her-
ausforderungen und macht auch vor dem BAYERNKURIER 
nicht Halt.

Ab sofort wird der BAYERNKURIER im neuen Design als hoch-
wertiges, gedrucktes Monatsmagazin erscheinen und noch 
mehr Raum zur inhaltlichen Vertiefung und Erklärung bieten. 
Gleichzeitig werden wir unser tagesaktuelles Online-angebot 
auf www.bayernkurier.de starten. Mit unseren beiden neu kon-
zipierten Medien werden wir Sie auch weiterhin zuverlässig mit 
dem Wichtigsten aus den Bereichen Politik, Wirtschaft und Kul-
tur versorgen – dann sogar noch tiefgründiger bzw. aktueller.

Wenn Sie an unserer Sonderaktion teilnehmen und sich bis Ende 
Juni für ein Jahresabonnement des neuen BAYERNKURIER-Mo-
natsmagazins entscheiden, erhalten Sie drei Abo-Monate kos-
tenlos – das bedeutet: 12 Monate zahlen und 15 Monate lesen!

Sollten Sie bereits BAYERNKURIER-Abonnent sein, ändert sich 
durch die Umstellung für Sie nichts – das Abonnement läuft wie 
gewohnt weiter. Statt der Wochenzeitung erhalten Sie ab sofort 
automatisch unser hochwertiges Monatsmagazin. Sie können 
aber auch an unserer Sonderaktion teilnehmen und erhalten für 
Ihre Treue ebenfalls drei Abo-Monate kostenlos. Bei Fragen steht 
Ihnen unser Leserservice unter der Telefonnummer 0 89 /12 00 
41 55 gerne zur Verfügung.

Wir würden uns sehr freuen, Sie als dauerhaften Leser unseres 
Monatsmagazins gewinnen zu können!

Mit herzlichen Grüßen,
Ihr Team des BAYERNKURIER

Liebe

Leserinnen und Leser, liebe Interessenten!

Name, Vorname

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

E-Mail-Adresse

Geldinstitut 

IBAN/BIC oder Konto/BLZ

Unterschrift, Datum

Bitte füllen Sie diesen Antrag aus und schicken Sie ihn an:
BAYERNKURIER Leserservice, Postfach 200563, 80005 München
Oder per Fax an 0 89 /12 00 4133 oder per Mail an vertrieb@bayernkurier.de

Widerrufsrecht: Die Bestellung kann innerhalb von 14 Tagen nach der Bestellung 
ohne Angabe von Gründen widerrufen werden. Abonnements können schriftlich mit 
einer Frist von vier Wochen zum Ende der Vertragslaufzeit gekündigt werden.
Ohne Kündigung verlängern sich die Abonnements automatisch um ein Jahr.
Das Jahresabonnement enthält elf BAYERNKURIER-Magazine.

SONDERAKTION Aus 12 wird 15!

Wenn Sie sich bis 30. Juni 2015 für ein zwölfmonatiges

Abonnement entscheiden, verlängern wir kostenlos auf

15 Monate. Sie erhalten also drei Abo-Monate geschenkt! 

¨  Ja, ich will von Anfang an dabei sein! Hiermit abonniere ich 
das neue BAYERNKURIER-Monatsmagazin ab dem 29. Mai 
2015 und erhalte drei Abo-Monate geschenkt.

¨  Ja, ich bin und bleibe BAYERNKURIER-Abonnent! 
Hiermit verlängere ich mein bestehendes Abo um ein Jahr 
und erhalte für meine Treue drei Abo-Monate geschenkt.

¨  Jahresabonnement für 75,- Euro (Laufzeit 15 Monate)

¨  ermäßigtes Jahresabonnement für 40,- Euro für Schüler, 
Studenten und Rentner 
(Bitte entsprechenden Nachweis beilegen!)

¨  Ich möchte gegen Rechnung bezahlen

¨  Ich möchte per Bankeinzug bezahlen 
(Bitte Kontodaten angeben!)



RAMPENLICHT

Ilse Aigner lässt die 
Puppen tanzen: „Wer 
nicht über sich lachen 
kann, kann auch nicht 
an sich arbeiten“, so 
die Wirtschaftsminis-
terin. Sie besuchte in 
Maisach (Landkreis 
Fürstenfeldbruck) den 
Puppenspieler Joe 
Heinrich, der sie zu-
sammen mit Markus 
Söder in der BR-Fern-
sehsendung „Quer“ 
als Stoffpuppen auf-
treten lässt.

   SCHNAPPSCHÜSSE 
      des Monats

Man kennt sie von Staatsbesuchen, auf Pressekonferenzen und bei TV-Interviews. Der Bayernkurier 
schaut aber auch hinter die Kulissen – und entdeckt Überraschendes ...
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Der Hund trägt den 
offiziellen Titel „First 
Dog“. Sein Rufname 
ist Bo, Rasse: Por  tu-
giesischer Wasser-
hund. Bo ist zum 
Liebling amerikani-
scher Massenmedien 
geworden, 112 Fea-
tures haben allein  
die großen Sender 
ABC, CBS und NBC 
über ihn ausge-
strahlt. Obama selbst 
zitiert dazu gern Prä-
sident Harry Truman: 
„Wenn du einen 
Freund in Washing-
ton haben willst, be-
sorg dir einen Hund!“



Die neue Bayerische 
Bierkönigin ist gekürt 
und Landwirtschaftsmi-
nister Helmut Brunner 
war in der Wahlnacht ei-
ner der ersten Gratulan-
ten. Er wünschte der 
25-jährigen Starnberge-
rin Marlene Speck eine 
erlebnisreiche Amtszeit. 

Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt stellt in Berlin die „Fantastische  Verkehrsfibel“ von Käpt’n Blaubär vor. In einer Auflage von 
weit über vier Millionen Exemplaren werden die Hefte kostenlos an alle Kindergärten und Grundschulen verschickt, um die Verkehrssi-
cherheit der Kleinsten in Deutschland zu stärken. Neu im Heft ist diesmal der Weltrekordversuch: Die jüngsten Verkehrsteilnehmer sollen 
malen, wie sie ihren täglichen Weg bewältigen.  

RAMPENLICHT
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Von links: HWK-Präsi-
dent Jürgen Schmid,  
damaliger Vizelandrat 
Max Strehle, CSU- 
Fraktionschef Thomas 
Kreuzer, Staatsministe-
rin Beate Merk, OB Kurt 
Gribl und IHK-Vizepräsi-
dent Gerd Finkbeiner 
verewigten zum Bau-
start des Technologie-
zen trums Augsburg ihre 
Fußabdrücke in Beton.

CSU-Bundestagsabgeordneter Artur Auernhammer melkt  
in seinem eigenen Kuhstall und kritisiert die Milchquote.

EVP-Fraktionschef 
Manfred Weber 
macht mit bei der 
Aktion „Lots of  
socks“. Damit wird 
an Kinder mit Down- 
Syndrom erinnert, 
um Hilfe und Res-
pekt zu mobilisieren.

CSU-Landtags abgeordneter Volker Bauer beim Feuerwehreinsatz. Er  
freut sich über 6,5 Millionen Euro mehr Geld  für die Feuerwehren Bayerns.
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In der Schulküche  
der Berliner Schule-
Eins in Pankow kocht 
CSU-Landwirtschafts-
minister Christian 
Schmidt mit  
dem Fernsehkoch  
Tim Mälzer.  

Seit Jahren wartet 
die britische Öffent-
lichkeit gespannt 
auf die Urlaubs-
schuhe ihres Pre-
mierministers  
David Cameron. All-
jährlich verhöhnt 
ihn die britische 
Presse wegen 
„hässlicher Som-
mertreter“. Er ge-
lobt nun Besserung 
und  gesteht seine 
„Verbrechen an der 
 Urlaubsmode“: Nun 
aber kaufe seine 
Frau Samantha sei-
ne Ferienoutfits. 
Dabei fühle er sich 
in der Umkleideka-
bine aber manch-
mal wie ein Gefäng-
nisinsasse, dem 
man gerade das Es-
sen hineinreicht.

Die Vorsitzende der 
CSU-Landesgruppe 
im Deutschen Bun-
destag, Gerda Has-
selfeldt, verbringt 
 jede freie Minute mit 
ihrer Enkelin.

RAMPENLICHT
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Heimatminister Mar-
kus Söder bringt Vene-
dig-Flair nach Mün-
chen. Besucher 
können jetzt mit einer 
echt venezianischen 
Gondel auf dem Kanal 
im Schlosspark fah-
ren. Tatsächlich han-
delt es sich beim Gon-
delfahren auf dem 
Nymphenburger Mit-
telkanal um eine alte 
Tradition, die jetzt wie-
derbelebt wird: Schon 
Kurfürst Max Emanuel 
genoss den Blick auf 
die prächtige Parkan-
lage aus goldenen 
Prunk-Gondeln, mit 
denen sich die Hofge-
sellschaft entlang des 
Schlosskanals schip-
pern ließ.

Die deutsche Bot-
schafterin beim 
Papst steigt in Rom 
auf eine Vespa um. 
Annette Schavan, 
einst Bundesbil-
dungsministern, ver-
tritt seit einem hal-
ben Jahr als erste 
Frau Deutschland 
beim Vatikan. Mit 
dem Papst versteht 
sie sich offenbar gut, 
sie sprechen mitein-
ander Italienisch und 
Deutsch: „Wenn wir 
beide langsam spre-
chen, funktioniert 
das gut.“ Und an-
schließend fährt sie 
mit dem Motorroller 
wieder nach Hause.
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WER ZULETZT LACHT

aus Cicero

aus Le Monde

aus New York Times
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aus der taz



aus Cicero



Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Wir machen den Weg frei.

Gemeinsam kann man seine Ziele besser errei chen als allein. Das ist der Grundgedanke 
einer jeden Genossen schaft. Wussten Sie eigentlich, dass Volksbanken Raiffeisenbanken 
auch Genossenschaften sind? Werden Sie Mitglied und profitieren Sie als Teilhaber Ihrer 
Bank von der Stärke unserer Gemeinschaft. Wir beraten Sie gern.  

bayern.vr.de


